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Der Europarat ermutigt die Mitgliedstaaten in ihrer neuen Empfehlung, die 
restaurative Justiz breit zu fördern und innovative restaurative Ansätze auch 
ausserhalb von Strafverfahren zu entwickeln. Immer mehr Studien belegen 
laut Europarat die Wirksamkeit der restaurativen Justiz, was sich namentlich 
an der Heilung der Opfer, am Ausstieg der Täter aus der Kriminalität und an 
der Befriedigung der Bedürfnisse der Parteien zeige. Restaurative Verfahren 
ermöglichen es den Opfern, Tätern und weiteren Personen wie etwa Ange-
hörigen, sich in verschiedener Form aktiv an der Bewältigung der Straftat zu 
beteiligen – und zwar zu jedem Zeitpunkt. Die neue Empfehlung richtet sich 
auch an die Justizvollzugsbehörden und Dienste der Bewährungshilfe, denn 
Opfer und Täter sind oft erst nach längerer Zeit zur Aufarbeitung der Straftat 
fähig. 

Die Mitgliedstaaten greifen immer häufiger auf die restaurative Justiz 
zurück, stellt der Europarat fest. Die Schweiz gehört zwar nicht zu den Vor-
reiterstaaten wie Belgien oder England, aber es sind Ansätze vorhanden. 
Verschiedene Bestimmungen der Strafprozessordnung und des Strafgesetz-
buches ermöglichen es, dem Strafverfahren einen «restaurativen Anstoss» zu 
geben. Bei schweren Straftaten sind allerdings eine Sistierung, Schlichtung 
oder ein Vergleich ausgeschlossen. 

Wachsende Bedeutung gewinnt die restaurative Justiz nach dem Abschluss 
des Strafverfahrens. Vor zwei Jahren haben in der Justizvollzugsanstalt Lenz-
burg erstmals restaurative Dialoge zwischen Opfern und Tätern stattgefun-
den. Die Gesprächsrunden haben sich bewährt und finden nun regelmässig 
statt. Sie stossen bei anderen Verantwortlichen im Justizvollzug zunehmend 
auf Interesse und machen Schule. Diese Begegnungen ermöglichen es den 
Opfern, das Erlebte aufzuarbeiten und Traumata zu bewältigen. Sie fördern 
aber auch die Empathie bei den Tätern, was im Hinblick auf die Verringerung 
der Rückfälligkeit bedeutsam ist. Denn wenn sich Täter der Folgen ihres Han-
delns bewusst werden und Mitgefühl für ihre Opfer empfinden lernen, kann 
sich daraus eine innere Motivation zu einem straffreien Leben entwickeln, die 
viel stärker als eine äussere Motivation wie etwa die Angst vor einer Strafe ist. 

Folco Galli,  
Redaktor #prison-info

Online-Version:
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Die Mitgliedstaaten greifen immer häufiger auf 
die restaurative Justiz zurück, heisst es in der am 
3. Oktober 2018 vom Ministerkomitee des Europa-
rates verabschiedeten Empfehlung. Dieses flexible, 
wandlungsfähige, partizipative und auf die Lösung 
des Problems ausgerichtete Verfahren könne das 
Strafverfahren ergänzen oder ersetzen. Der Europa-
rat erachtet es als notwendig, das Opfer, den Täter, 
weitere betroffene Parteien sowie das Gemeinwe-
sen an der Aufarbeitung und Wiedergutmachung 
des durch die Straftat verursachten Schadens ver-
stärkt zu beteiligen.

Die restaurative Justiz ermögliche es, die Bedürf-
nisse und Interessen der Parteien auf eine ausge-
glichene, gerechte und aufeinander abgestimmte 
Weise zu identifizieren und zu befriedigen. Der Euro-
parat anerkennt das legitime Interesse der Opfer, 
sich vermehrt Gehör zu verschaffen, mit dem Täter 
zu kommunizieren und Wiedergutmachung sowie 
Genugtuung zu erhalten. Er erachtet es zudem als 
wichtig, das Verantwortungsgefühl der Täter zu 
stärken und ihnen die Gelegenheit zu geben, ihr Un-
recht einzugestehen. Denn dies erleichtere ihre Wie-
dereingliederung, fördere die Wiedergutmachung 
sowie das gegenseitige Verständnis und ermutige 
die Täter zu einem straffreien Leben.

In jeder Phase möglich
Die restaurative Justiz umfasst gemäss Empfehlung 
des Europarates «alle Verfahren, die es den Personen, 
die durch eine Straftat geschädigt worden sind, und 
den Verantwortlichen dieses Schadens ermöglichen, 
sich in freier Zustimmung mit Hilfe einer fachkun-
digen und unparteiischen Drittperson (Vermitt-

ler) aktiv an der Beilegung der durch die Straftat 
entstandenen Schwierigkeiten zu beteiligen». Die 
restaurative Justiz finde oft in Form eines Dialogs 
zwischen dem Opfer und dem Täter statt, woran 
auch weitere, durch die Straftat direkt oder indirekt 
betroffene Personen teilnehmen können. Sie könne 
in jeder Phase des Strafverfahrens genutzt werden, 
unterstreicht die Empfehlung. Sie könne zum Bei-
spiel mit einer Ersatzmassnahme für die Festnahme 
verbunden oder bei der Einstellung des Falles durch 
die Polizei oder das Gericht angewendet werden. Sie 
könne aber auch parallel zum Strafverfahren oder 
im Anschluss daran, zwischen der Verurteilung und 
der Vollstreckung der Strafe oder nach dem Straf-
vollzug zum Zug kommen.

Den Schaden aufarbeiten und 
wiedergutmachen
Die restaurative Justiz beruht laut Empfehlung auf 
dem Grundsatz, dass sich die Parteien aktiv an der 
Bewältigung der Straftat beteiligen können sollten. 
Dabei gehe es in erster Linie um die Aufarbeitung 
und die Wiedergutmachung des Schadens, welche 
die Straftat den Personen, den Beziehungen zwi-
schen ihnen sowie dem Gemeinwesen zugefügt hat. 
Als weitere Grundsätze erwähnt die Empfehlung die 
Freiwilligkeit, den beratenden und respektvollen 
Dialog, die gleiche Berücksichtigung der Bedürfnis-
se und Interessen der betroffenen Personen, die Ge-
währleistung eines fairen Verfahrens sowie den ein-
vernehmlichen Charakter der Vereinbarung. Zudem 
werde der Akzent auf die Wiedergutmachung, die 
Wiedereingliederung, das gegenseitige Verständnis 
und die Vermeidung von Dominanz gesetzt.

Sich aktiv an der Bewältigung 
der Straftat beteiligen
Neue Empfehlung des Europarates über die restaurative Justiz

Der Europarat ermutigt die Mitgliedstaaten, die restaurative Justiz zu fördern 
und im System der Strafjustiz anzuwenden. In einer neuen Empfehlung regt er 
zudem an, innovative restaurative Ansätze zu entwickeln, die auch ausserhalb 
von Strafverfahren zum Tragen kommen können.

«Der Europarat 
anerkennt das 
legitime Inter­
esse der Opfer, 
sich vermehrt 
Gehör zu ver­
schaffen»
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Die restaurative Justiz verteidigt nicht die In-
teressen des Opfers oder des Täters auf Kosten der 
anderen Partei, stellt die Empfehlung klar. Sie biete 
vielmehr einen neutralen Raum, wo alle Parteien ihre 
Bedürfnisse äussern können und diese so weit als 
möglich befriedigt werden. Die restaurative Justiz 
sollte allgemein zur Verfügung stehen. Weder die 
Art noch die Schwere des Delikts sollten verhindern, 
dass den Opfern und Tätern ein entsprechendes Ver-
fahren vorgeschlagen wird.

Die Bedeutung des Verfahrens verstehen
Bevor die Parteien der Anwendung der restaurativen 
Justiz zustimmen, muss sie der Vermittler oder die 
Vermittlerin vollständig über ihre Rechte, die Na-
tur des Verfahrens und die möglichen Folgen ihrer 
Teilnahme informieren, hält die Empfehlung weiter 
fest. Niemand sollte mit unlauteren Mitteln zur 
Teilnahme bewegt werden. Die restaurative Justiz 
sollte nicht angewendet werden, wenn die betrof-
fenen Parteien die Bedeutung des Verfahrens nicht 
verstehen. Ausgangspunkt eines Verfahrens sollte 
die Anerkennung des wesentlichen Sachverhalts des 
Falles durch die beiden Parteien sein. Die Teilnahme 
sollte nicht als Beweis der Schuldanerkennung in 
späteren Strafverfahren verwendet werden. 

Die Stellen für restaurative Justiz sollten nach 
Ansicht des Europarates auf der Grundlage an-
erkannter Standards arbeiten. Diese Stellen soll-
ten von einer Behörde beaufsichtigt werden und 
ihrerseits regelmässig die Tätigkeit ihrer Vermitt-
ler und Vermittlerinnen überprüfen. Diese sollten 
aus allen Gesellschaftsschichten rekrutiert werden 
und über ein gutes Urteilsvermögen sowie über die 
erforderlichen kommunikativen Fähigkeiten verfü-
gen. Vor dem Beginn ihrer Tätigkeit sollten sie eine 
Grundausbildung absolvieren und sich fortlaufend 

weiterbilden. Ihre Ausbildung sollte ein hohes Kom-
petenzniveau gewährleisten und die Fähigkeit zur 
Konfliktlösung, die spezifischen Anforderungen für 
die Tätigkeit mit Opfern, Straftätern und schutz-
bedürftigen Personen sowie Grundkenntnisse der 
Strafjustiz berücksichtigen. Um wirksam zu sein, 
braucht die restaurative Justiz angemessene per-
sonelle und finanzielle Ressourcen.

Die Würde respektieren
Die restaurative Justiz soll unparteiisch sein und 
sich auf den Sachverhalt sowie die Bedürfnisse 
und Wünsche der Parteien stützen, führt die Emp-
fehlung weiter aus. Der Vermittler müsse stets die 
Würde der Parteien respektieren und darauf be-
dacht sein, dass sich die Parteien gegenseitig mit 
Achtung begegnen. Das Verfahren sollte in einer 
sicheren und angenehmen Umgebung stattfinden 
und vom Vermittler unterbrochen werden, falls dies 
zur Gewährleistung der Sicherheit erforderlich ist. 
Trotz des Grundsatzes der Vertraulichkeit sollte der 
Vermittler die zuständigen Behörden über Hinwei-
se auf eine schwere oder bevorstehende Straftat 
informieren. Die Vereinbarungen sollten nur faire, 
umsetzbare und verhältnismässige Massnahmen 
vorsehen, denen alle Parteien frei und bewusst zu-
gestimmt haben. (gal)

«Es ist wichtig, 
das Verantwor­
tungsgefühl der 
Täter zu stärken 
und ihnen die 
Gelegenheit zu 
geben, ihr Un­
recht einzuge­
stehen»

Link

Die Empfehlung über die restaurative Justiz in Strafsachen 
und der erläuternde Bericht sind auf der Website des 
Europarates (www.coe.int) auf Französisch (Justice 
restaurative en matière pénale) und auf Englisch 
(Restorative justice in criminal matters) abrufbar.
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Die Herstellung des sozialen 
Friedens muss Vorrang haben
Restaurative Justiz und Strafverfolgung

Die Geisteshaltung der Parteien spielt eine wesentliche Rolle, ob ein Strafver-
fahren einen «restaurativen Anstoss» erhält. Seitens der Strafbehörde hängt 
der Entscheid vom überwiegenden öffentlichen Interesse der Herstellung des 
sozialen Friedens ab, also der drastischen Verringerung der Rückfallquote. Bei 
schweren Straftaten ist jegliche Sistierung, Schlichtung oder jeglicher Vergleich 
ausgeschlossen.

Jean-Paul Ros

Gemäss Strafprozessordnung (Art. 6 StPO) muss die 
Strafbehörde von Amtes wegen alle für die rechtliche 
Beurteilung einer Tat und namentlich der beschul-
digten Person bedeutsamen Tatsachen abklären. 
Das Ziel dieser Abklärungen besteht nicht einzig 
darin, dem Täter eine Straftat nachzuweisen, oft 
führen diese Abklärungen auch zu einer Nichtan-
handnahme- oder Einstellungsverfügung und damit 
zur Entlastung der Beschuldigten.

Die strafprozessrechtlichen Vorschriften zum 
Vorverfahren regeln namentlich die Beteiligung, die 
Information und das Klagerecht dieser verschiede-
nen Akteure. Ihr Zweck besteht darin, gestützt auf 
verschiedene Beweismittel die Wahrheit zu ermit-
teln, die öffentliche Sicherheit zu gewährleisten und 
sicherzustellen, dass die beschuldigte Person sich 
ihrer Beurteilung stellt. 

Gewisse Gesetzesbestimmungen ermöglichen 
es der Staatsanwaltschaft, die Bemühungen der 
beschuldigten Person zu berücksichtigen, ihr Leben 
zu ändern oder einfach zu zeigen, dass sie sich des 
Leids bewusst geworden ist, das sie durch ihre Tat 
verursacht hat. Gestützt auf andere Bestimmungen 
kann das laufende Verfahren vorübergehend ausge-
setzt werden, damit sich die Parteien gemeinsam an 
einen Tisch setzen und ihren Streit beilegen können.

Rechtliche Möglichkeiten zur 
Wiederherstellung des sozialen Zusammenhalts
Die Polizei, die Staatsanwaltschaft und allenfalls der 
Anwalt der ersten Stunde erfahren als erste von der 
Straftat. Jede dieser Instanzen kann auf ihrer Stufe 
und gemäss den gesetzlichen Vorschriften den An-
stoss zu diesem alternativen (oder ergänzenden) 
Weg der Wiedergutmachung geben. Es stehen ver-
schiedene Instrumente zur Verfügung: Vergleichs-

verhandlungen unter Leitung der Staatsanwalt-
schaft, die Schlichtung durch eine Fachperson, die 
private Verhandlung der Parteien, eventuell mit 
Unterstützung ihres Rechtsbeistandes, die Therapie 
des Täters, eine persönliche und/oder finanzielle 
Leistung des Täters zugunsten der geschädigten 
Person usw. Die rechtlichen Instrumente liegen 
eigentlich vor, nur werden sie von den Parteien und 
den Akteuren der Justiz bisweilen ausser Acht ge-
lassen. Schauen wir uns einige näher an.

Das abgekürzte Verfahren (Art. 358 ff. StPO) 
schlägt eine grosse Bresche in den Untersuchungs-
grundsatz, da die Staatsanwaltschaft in diesem Ver-
fahren darauf verzichtet, Beweise zu erheben und 
sich mit den Eingeständnissen der beschuldigten 
Person zum wesentlichen Sachverhalt begnügt. In 
der Folge einigen sich die beschuldigte Person und 
ihr Rechtsbeistand sowie die Staatsanwaltschaft 
über eine Strafe. Die Zivilansprüche der Privatklä-
gerschaft werden von der beschuldigten Person 
anerkannt und folglich in die Anklageschrift auf-
genommen.

Die Wiedergutmachung (Art. 53 StGB): Hat die 
beschuldigte Person den Schaden gedeckt oder alle 
zumutbaren Anstrengungen unternommen, um 
das von ihr bewirkte Unrecht auszugleichen, so 
sieht die Staatsanwaltschaft von einer Bestrafung 
oder der Strafverfolgung ab. Vorausgesetzt ist, dass 
eine bedingte Strafe in Betracht kommt und kein 
öffentliches oder privates Interesse dagegen spricht. 

Die Einstellung des Verfahrens bei häuslicher 
Gewalt (Art. 55a StGB): Seit 2004 werden bestimmte 
Taten häuslicher Gewalt von Amtes wegen verfolgt. 
Nach Artikel 55a StGB kann die Verfahrensleitung das 
Verfahren auf Ersuchen des Opfers sistieren. In der 
Regel verbindet die Strafbehörde die Sistierung mit 

Jean-Paul Ros ist Staatsanwalt in 
Neuenburg.

«Jede Instanz 
kann auf ihrer 
Stufe den An­
stoss zum alter­
nativen (oder er­
gänzenden) Weg 
der Wiedergut­
machung geben»
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der Auflage, dass sich der Täter (oder beide Parteien) 
verpflichtet, die nötigen Schritte zu unternehmen, 
damit es nicht mehr zu (verbaler oder physischer) 
häuslicher Gewalt kommt. 

Die Sistierung (allgemein) (Art. 314 Abs. 1 Bst. c 
StPO): Diese Bestimmung ermöglicht es der Staats-
anwaltschaft, das Verfahren «einzufrieren», solange 
ein Vergleichsverfahren hängig ist, aber auch wenn 
die Parteien Gespräche führen. Eine Sistierung kann 
auch bei einer Suchtbehandlung oder einer zwischen 
den Parteien schriftlich vereinbarten monatlichen 
Zahlung gerechtfertigt sein. Für die Staatsanwalt-
schaft ist es wichtig, dass die von den Beschuldig-
ten eingegangenen Verpflichtungen über einen 
weiteren Zeitraum eingehalten werden, damit sie 
beurteilen kann, ob die anfänglich guten Absichten 
noch bestehen. 

Der Vergleich (Art. 316 StPO) ermöglicht es der 
Staatsanwaltschaft, die Parteien vorzuladen, um 
mit ihnen eine gütliche Einigung zu erzielen. Er 
ist (grundsätzlich) nur für Antragsdelikte vorgese-
hen. Anders als im Schlichtungsverfahren nimmt 
die Staatsanwaltschaft aktiv teil und es kommen 
grundsätzlich nur jene Taten zur Sprache, die zur 
Eröffnung der Strafverfolgung geführt haben. Der 
Vergleich ist manchmal ein erster Schritt zur Schlich-
tung, wenn die Parteien nach der gütlichen Einigung 
davon überzeugt sind. 

Geisteshaltung der Parteien
Stellt man sich in einem Verfahren die Frage nach 
einem «restaurativen Anstoss», muss man sinnvol-
lerweise klären, ob sich der Fall dafür eignet und ob 
der Zeitpunkt für eine Wende zur Wiedergutma-
chung richtig gewählt ist. Manchmal ist die Geistes-
haltung der Parteien ausschlaggebend, die von den 
Akteuren der Justiz auszuloten ist. Die Strafbehörde 
muss sich immer vor Augen halten, dass das öffent-
liche Interesse bestimmt, ob das eine oder andere 
Paradigma oder gar beide zu verwenden sind, wo-
bei auch die privaten Interessen zu berücksichtigen 
sind. Das dominierende öffentliche Interesse ist die 
Herstellung des sozialen Friedens, also die drastische 
Verringerung der Rückfallquote. 

Wenn sich die Staatsanwaltschaft überlegt, den 
restaurativen Weg einzuschlagen, muss sie gleich-
zeitig die Prognose zum Verhalten der beschuldigten 
Person nach Abschluss des laufenden Verfahrens 
berücksichtigen. Sie wird daher den Parteien darle-
gen, wie das Verfahren gemäss ihrer Einschätzung 
ausgehen wird, wenn sie eine Schlichtung oder eine 
Sistierung im Hinblick auf eine Behandlung ins 
Auge fasst. Die vergeltende Justiz steht nicht zwin-
gend im Widerspruch zur restaurativen Justiz. Die 
Repression und die Wiedergutmachung schliessen 
sich nicht gegenseitig aus. 

Manchmal stellt sich im Vorverfahren heraus, 
dass die Bemühungen zur Wiedergutmachung oder 
zur Herstellung des sozialen Friedens ohne konkre-
ten Erfolg geblieben sind. Doch selbst wenn sie zu 
keinem Ergebnis führen, sind diese Anstrengungen 
nicht vergeblich. Sie ermöglichen es später dem Ge-
richt sich zu fragen, ob die Parteien nun reif sind, 
sich zu einigen?

Schlichtung und Vergleich sind nicht immer 
möglich
In gewissen Fällen erscheint jegliche Sistierung, 
Schlichtung oder jeglicher Vergleich während des 
Vorverfahrens ausgeschlossen. Das trifft bei Straf-
taten gegen die sexuelle Integrität zu, insbesondere 
wenn die Opfer minderjährig sind, aber auch bei 
bewussten und vorsätzlichen schweren Körperver-
letzungen oder bei Tötungen und Tötungsversuchen. 
Gewerbsmässig begangene Vermögensdelikte sowie 
gemeingefährliche Verbrechen und Vergehen soll-
ten nicht ausschliesslich restaurativ sanktioniert 
werden. Bei solchen Straftaten muss die Staats-
anwaltschaft untersuchen und anklagen. Nichts 
hält einen Täter davon ab, das Opfer schriftlich zu 
kontaktieren, um sein Bedauern auszudrücken. Er 
kann auch eine Therapie beginnen und damit auf-
zeigen, dass er sein Verhalten in Frage stellt. Gesprä-
che zwischen den Parteien nach der Anrufung des 
Gerichts oder der Verurteilung der beschuldigten 
Person sind hingegen immer möglich, doch das ist 
ein anderes Thema. 

Scheitern ist nicht schlimm
Es ist an sich nicht schlimm, wenn eine Schlichtung, 
ein Vergleich oder eine Verhandlung zwischen den 
Parteien scheitert. Manchmal wird allein dadurch, 
dass man sich vorgestellt hat, den Streit im Vorfeld 
beizulegen, ein nützlicher Samen gepflanzt, der 
viel später in der einen oder anderen Phase der Ver-
fahren oder nach deren Abschluss aufgehen kann.

Der soziale Frieden ist das oberste Ziel
Hauptzweck der Strafe ist es, einen späteren Rückfall 
zu verhüten. Doch manchmal genügt es nicht, alles 
ausschliesslich unter dem Aspekt der Strafe zu be-
trachten, wenn man im Sinn der Spezialprävention 
die Gesellschaft vor neuen Taten des Verurteilten 
bewahren will. Die genannten Fälle sind ein Beispiel 
dafür, dass die restaurative Justiz die vergeltende 
Justiz ersetzen kann. Die beiden Ansätze können 
aber auch sehr gut nebeneinander bestehen. Das 
Wichtigste ist, dass die Akteure der Strafverfolgung 
(Polizei und Staatsanwaltschaft) sowie die Parteien 
selbst bereits im Vorverfahren erwägen, den Fall 
nicht ausschliesslich auf repressivem Weg zu regeln.

«Es ist Aufgabe 
der Akteure 
der Justiz, die 
Geisteshaltung 
der Parteien aus­
zuloten»

«In gewissen 
Fällen erscheint 
jegliche Sistie­
rung, Schlich­
tung oder jeg­
licher Vergleich 
ausgeschlossen»
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In der JVA Lenzburg werden seit 2017 restaurative 
Dialoge zwischen Opfern und Tätern durchgeführt. 	
Foto: Peter Schulthess (2019)
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In Lenzburg kommen Opfer 
und Täter ins Gespräch
Die Verantwortlichen ziehen eine positive Bilanz der restaurativen Dialoge

Was in der Justizvollzugsanstalt Lenzburg vor zwei Jahren als Pilotprojekt 
begann, hat sich bewährt und ist mittlerweile fest etabliert: die restaurativen 
Dialoge zwischen Opfern und Tätern. Infolge des positiven Echos werden 
künftig zwei Gesprächsrunden an acht Abenden pro Jahr durchgeführt.

«Der Justizvollzug, der aufgrund seines Auftrags der 
Sicherstellung des Freiheitsentzuges sowie der Re-
sozialisierung auf die Täter ausgerichtet ist, erhält 
mit der restaurativen Justiz die Möglichkeit, auch 
etwas für die Opfer zu tun», sagt Marcel Ruf, Direktor 
der Justizvollzugsanstalt Lenzburg. «Diese Dialoge 
helfen den Opfern bei der Aufarbeitung der Straftat. 
Zugleich öffnen sie den Tätern die Augen», lautet die 
positive Bilanz des Direktors nach den ersten drei 
Gesprächsrunden. In welchem Ausmass das Rück-
fallrisiko vermindert werden könne, sei allerdings 
nicht überprüfbar, da viele Täter nach Verbüssung 
der Strafe aus dem geschlossenen Vollzug in ihren 
Heimatstaat ausgeschafft würden.

Als wichtig erachtet es Marcel Ruf, dass Claudia 
Christen bei der Leitung der restaurativen Dialoge 
von zwei Personen unterstützt wird, die das Ge-
fängnis aus dem Effeff kennen: Werner Burkhard, 
ehemaliger Leiter des Vollzugszentrums Bachtel 
im Zürcher Oberland, und Bruno Graber, Leiter des 
Zentralgefängnisses der JVA Lenzburg. Diese idea-
le personelle Zusammensetzung veranschaulicht 
überdies besonders gut, dass die restaurative Jus-
tiz keine Alternative, sondern eine Ergänzung zur 
Strafjustiz ist.

Das Risiko minimieren
Da die meisten Täter schwere Delikte begangen ha-
ben, stellt sich die Frage, wie die Sicherheit während 
der Gesprächsrunden gewährleistet ist? «Pessimis-
mus kann im Extremfall den Betrieb der Anstalt 
blockieren. In letzter Konsequenz dürften wir die 
Inhaftierten nicht arbeiten lassen, weil es in allen 
Betrieben gefährliche Werkzeuge hat», antwortet 
Marcel Ruf. Und in einer von seinem technischen 
Berufshintergrund geprägten Sachlichkeit fährt 
er fort: «Das Risiko – das Produkt von Eintretens-
wahrscheinlichkeit mal Schadenspotential – kann 
minimiert werden, indem der Faktor Eintretens-
wahrscheinlichkeit entsprechend beeinflusst wird 
und möglichst gegen null tendiert». 

Dieser Faktor könne massgeblich durch die Grös
se der Gruppe sowie durch die sorgfältige Auswahl 
der Teilnehmer reduziert werden. So seien Sexual-
straftäter und Täter mit psychischen Störungen von 
der Teilnahme ausgeschlossen. Zudem müssten die 
Täter überzeugt sein, dass sie zu Recht verurteilt 
worden sind, und dürften sich nicht selber als un-
schuldige Opfer der Justiz sehen. Im Übrigen erhalten 
die Täter weder Vollzugslockerungen noch sonstige 
Vorteile für die Teilnahme an den in der Freizeit 
stattfindenden restaurativen Dialogen.

Claudia Christen-Schneider ist 
Kriminologin und absolvierte 
Weiterbildungen in restaurativer 
Justiz und Mediation. Sie 
arbeitete fünf Jahre in 
chilenischen Gefängnissen mit 
Opfern und Tätern. Seit ihrer 
Rückkehr in die Schweiz setzt 
sie sich hauptamtlich für die 
Förderung der restaurativen 
Justiz ein. Im Jahr 2017 
gründete sie das Schweizer 
Forum für Restaurative Justiz 
(www.swissrjforum.ch).
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Claudia Christen freut sich über die positiven 
Rückmeldungen, die sie vom Direktor sowie von 
den Therapeuten der Inhaftierten erhalten hat, und 
zieht ebenfalls eine positive Bilanz: «Bisher haben 
alle Opfer und Inhaftierten das Programm als hilf-
reich und heilsam empfunden». Es sei bewegend 
zu beobachten, «wie sich die Opfer und Täter das 
Programm aneignen und sich gegenseitig in ihrem 
Wandlungs- und Heilungsprozess unterstützen».

Durch gleiche oder ähnliche Delikte verbunden
Die restaurativen Dialoge sind Gruppengespräche 
von Opfern und Tätern, die sich nicht kennen, aber 
von gleichen oder ähnlichen Delikten (insbesondere 
Gewaltdelikten) betroffen sind. Auch wenn die Teil-
nehmer an den acht Abenden nicht auf ihr direktes 
Gegenüber treffen, ermöglicht ihnen das intensive 
Programm dennoch, die Tat aufzuarbeiten, unter-
streicht die Kriminologin. Die Opfer haben die Mög-
lichkeit, ihre eigene Geschichte zu erzählen und ihre 
schmerzhaften Erfahrungen einzubringen, um den 
Tätern die Konsequenzen ihrer Taten aufzuzeigen. 
Sie erhalten Antworten auf ihre Fragen und fühlen 
sich besser informiert. Die Täter lernen dank den 
Geschichten der Opfer zu verstehen, welche Konse-
quenzen Delikte auf die Opfer und die Gesellschaft 
haben. Sie können zudem die Verantwortung für ihr 
Handeln übernehmen und beginnen, an sich selbst 
zu arbeiten und ihre Zukunft zu planen.

Sich sicher fühlen und von Herzen sprechen
Am ersten Abend kommen die Teilnehmer mit ge-
mischten Gefühlen. Für die Opfer ist es oft das erste 
Mal, dass sie in ein Gefängnis kommen, und dies löst 
vieles in ihnen aus. Auch für die Täter ist es nicht 
einfach, denn es braucht Mut, sich den Opfern und 
den eigenen Taten zu stellen. Nach dem Kennen-
lernen teilen alle Teilnehmer die Werte mit, die sie 
brauchen, «um sich sicher zu fühlen und von Her-

zen sprechen zu können, um mit sich und anderen 
ehrlich zu sein», erklärt Claudia Christen und zitiert 
einen Inhaftierten: «Wenn wir einander lieben, 
so respektieren wir einander, hören einander zu, 
kümmern uns um einander und wertschätzen den 
anderen als gleichwertigen Menschen.» Alle unter-
schreiben die vereinbarten Werte und die Leiterin 
muss in der Folge nie darauf aufmerksam machen; 
die Werte sind «wie eingraviert». Dieser Prozess sei 
ein Schlüssel für die weiteren Abende, so Claudia 
Christen, «die Gruppe merkt, dass sie alle Menschen 
sind, die sich nach dem Gleichen sehnen. An diesem 
Punkt bricht das Eis und die Teilnehmer treten zu-
einander in Beziehung». 

«Der Justizvoll­
zug erhält mit 
der restaurativen 
Justiz die Mög­
lichkeit, auch 
etwas für die 
Opfer zu tun»

Auch direkte Opfer-Täter-Dialoge

Oft äussern Inhaftierte den Wunsch, sich mit ihrem Opfer treffen und sich direkt bei ihm 
entschuldigen zu können. Ende April hat Claudia Christen einen der ersten direkten Opfer-Täter-
Dialoge in der Schweiz organisiert und begleitet. Das Treffen fand in Bern statt – und zwar in 
einer Parkanlage, weil das Opfer seit dem schweren Raubüberfall geschlossene Räume meidet. 
Weder dem Täter noch dem Opfer sei dieser Schritt leicht gefallen, doch es sei eine lange und 
intensive Begegnung geworden. Beide seien schwer betroffen gewesen und – ungeachtet des 
offenen Begegnungsraumes – seien auch Tränen geflossen, berichtet Claudia Christen. Aufgrund 
der Rückmeldungen wertet sie diesen restaurativen Dialog in zeitlich geraffter Form als Erfolg. 
Weitere direkte Begegnungen zwischen Tätern und Opfern werden stattfinden, sobald beide 
Seiten zu diesem Schritt bereit sind.
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«Es ist ein ehrli­
cher Austausch 
und sowohl Trä­
nen wie Lachen 
gehören dazu»

Das Opfer steht oft alleine da
Am zweiten Abend kommt die Etikettierung zur 
Sprache: Wie schnell etikettieren wir Menschen 
oder erhalten selber ein Etikett? Wie schwer ist es, 
ein Etikett wegzukriegen? «Wir sind nicht einfach 
Opfer oder Täter, jeder von uns ist Mensch und hat 
schon beide Situationen erlebt», erläutert Claudia 
Christen. Sie weist darauf hin, dass in einer Gruppe 
zum Beispiel sowohl ein Opfer wie auch ein Täter 
ihre Eltern durch Mordfälle verloren haben. Es gelte 
die Rollen zu überdenken und ein neues Selbstver-
ständnis zu entwickeln. Weiter geht es darum zu 
erkennen, dass Delikte nicht nur Gesetze, sondern 
vor allem Menschen verletzen. Auch die unterschied-
lichen Sichtweisen der Strafjustiz und der restaura-

tiven Justiz sind ein Thema. «Die Erkenntnis, dass 
der Fokus des herkömmlichen Justizsystems auf 
dem Täter liegt und das Opfer oft alleine dasteht», 
so Claudia Christen, «macht die Täter jedes Mal sehr 
betroffen. Oft ergeben sich daraus spontane, tief-
gründige Gespräche.»

Die Auswirkungen der Delikte realisieren
Am dritten Abend diskutieren die Teilnehmer über 
die kurz- und langfristigen Wirkungen von Delikten. 
«Es ist ein ehrlicher Austausch und sowohl Tränen 
wie Lachen gehören dazu. Die Teilnehmer trösten 
sich gegenseitig und es kommt nicht darauf an, wer 
nun Opfer oder Täter ist», betont Claudia Christen. 
Für die Täter sei es oft wie ein Schlag ins Gesicht, 

Opfer wie Täter empfinden es als hilfreich 
und heilsam, im geschützten Rahmen die Tat 
aufarbeiten und einen Abschluss finden zu 
können. 	 Zeichnung: Patrick Tondeux
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wenn sie realisieren, welche Auswirkungen ihre 
Taten haben. So habe einmal ein junger Täter ge-
standen: «Mein ganzes Leben lang habe ich das Lei-
den meiner Opfer verleugnet, ich war blind und sah 
nur mein eigenes Leiden. Meine Scham erlaubte mir 
nicht, der Realität ins Gesicht zu sehen». 
An diesem Abend wird auch über die Welleneffekte 
von Delikten gesprochen, dass nicht nur die direkten 
Opfer, sondern auch viele andere Menschen betrof-
fen sind. Besonders schmerzhaft ist es für die Täter 
zu merken, welche Auswirkungen ihre Taten auf 
ihre eigenen Familien haben. Besonders bei Tätern 
mit langen Freiheitsstrafen ist es wichtig, sich auch 
um deren Angehörige zu kümmern. Restaurative 
Familienprozesse erleichtern die Reintegration und 
reduzieren die Rückfälligkeit. Sie dienen zudem der 
Prävention, denn Kinder von Inhaftierten weisen ein 
viel höheres Risiko auf, selber straffällig zu werden. 

«Am richtigen Ort angekommen»
Am vierten Abend erzählen die Opfer ihre Leidens-
geschichte. «Es ist immer wieder eindrücklich, wie 
absolute Stille herrscht und die Inhaftierten intensiv 
zuhören», berichtet Claudia Christen. Viele Inhaf-
tierte nehmen sich in diesem Augenblick vor, nie 
mehr rückfällig zu werden und niemandem mehr 
Schmerzen zuzufügen. Sie schämen sich und ver-
spüren den Wunsch, sich auf irgendeine Weise bei 
ihren Opfern entschuldigen zu können. Gerade die-
se Empathie hilft laut Studien, die Rückfallgefahr 
zu vermindern.

Für die Opfer ist es eine heilsame Erfahrung, 
ihre Geschichte in diesem geschützten Rahmen zu 
erzählen, ihren Gefühlen freien Lauf zu lassen und 
sich respektiert und verstanden zu fühlen. Sie sind 
beeindruckt, was ihre Geschichten auslösen und 
wie sich die Inhaftierten in sie hineinversetzen. Ein 
Opfer bezeugt: «Nach zwölf Jahren Leiden hatte ich 
endlich das Gefühl, ich sei am richtigen Ort ange-
kommen, wo der Platz ist, mein Herz zu öffnen, wo 
ich endlich verstanden werde. Ich bin nach diesen 
Dialogen nicht mehr die gleiche Person, ich habe so 
viele Jahre nach der Tat Heilung erlebt.» 

Die Lebensgeschichte umschreiben
Am fünften Abend sprechen die Teilnehmer über 
den Unterschied zwischen Scham und Reue. Wer 
sich nur schämt, versucht sich zu verstecken. Dies 
bringt ihn nicht weiter, sondern hält ihn in der 
Vergangenheit fest. Bereuen heisst hingegen, Ver-
antwortung für sein Handeln zu übernehmen und 
sich den Konsequenzen zu stellen. «Es geht darum, 
meine Identität zu ändern, meine Lebensgeschichte 
umzuschreiben, meine Täterrolle abzugeben und zu 
erkennen, dass ich der Gesellschaft auch Gutes tun 
kann», bringt es Claudia Christen auf den Punkt. 

«Nach zwölf Jah­
ren Leiden hatte 
ich endlich das 
Gefühl, ich sei 
am richtigen Ort 
angekommen, 
wo der Platz ist, 
mein Herz zu 
öffnen»
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Künftig auch in Bostadel

Auf Initiative des Schweizer Forums für Restaurative Justiz werden ab kommenden September erstmals auch in der 
Strafanstalt Bostadel restaurative Dialoge durchgeführt, sofern bis dahin sechs bis zehn geeignete Täter ausgewählt 
werden können. Die Vorstellung des Konzepts und der Themen der acht Gesprächsabende habe die Verantwortlichen 
überzeugt, erklärt Direktor Andreas Gigon. 
Unabhängig davon, ob die Wirksamkeit bei Opfern und Tätern wissenschaftlich nachgewiesen werde, scheine un­
bestritten, dass die Inhalte der hochstrukturierten Sitzungen für die zuvor individuell ausgewählten Teilnehmer einen 
psychoedukativen Mehrwert brächten. «Die sorgfältig angeleitete Auseinandersetzung mit der Tat in Anwesenheit 
von stellvertretenden Opfern und von konfrontierenden ehemaligen Tätern ist für unsere Klientel im Sinne der 
Resozialisierung und bildet somit auch ein Teil unseres Auftrags ab», unterstreicht Andreas Gigon. Da das Risiko von 
Re-Traumatisierung nicht ganz auszuschliessen sei, scheint ihm zentral, «dass die Leitungspersonen gereifte und 
erfahrene Persönlichkeiten sind und dass die Täter wie auch die Opfer sehr sorgfältig ausgewählt werden».

Die Täter müssen auch lernen, ihre Geschichte 
offen und ehrlich zu erzählen, ohne Beschönigungen 
und Rechtfertigungen. Oft sind es Lebensgeschichten 
von Tätern und Opfern, da sie in ihrer Kindheit und 
Jugend selber Missbrauch und Gewalt erlebt haben. 
Es ist wichtig, dass sie alles loswerden können und 
die volle Verantwortung für ihre Taten übernehmen. 
Sie müssen aber auch erkennen, wie es dazu kam 
und was es braucht, damit es sich nicht mehr wie-
derholt. Dazu gehört oft auch die Aufarbeitung des 
eigenen Traumas. Den Opfern hilft es, die Menschen 
hinter den Taten zu sehen. Zu Beginn meinen sie oft, 
die Täter seien gefühllose Monster. Das Hören der 
Lebensgeschichten hilft ihnen ein wenig mehr zu 
verstehen, wie es zu solchen Taten kommen konnte.

Vergebung: ein Weg um frei zu werden
Am sechsten Abend geht es um Vergebung und 
Versöhnung. Restaurative Dialoge haben nicht das 
Ziel, dass die Opfer den Tätern vergeben oder sich 
mit ihnen versöhnen. Dennoch geschieht dies oft 
spontan, obwohl die Opfer nie dazu ermutigt oder 
aufgefordert werden. Claudia Christen erwähnt den 
Fall einer Frau, deren Eltern umgebracht worden 
sind. Sie litt unter Depressionen und dachte an Sui-
zid – bis sie merkte, dass sie loslassen musste, wenn 
sie weiterleben und nicht am Schmerz zerbrechen 
wollte. Ihren Tätern zu vergeben, bedeutete für sie 
– wie für viele andere Opfer – allerdings nicht, sich 
mit den Tätern zu versöhnen. Vergebung war viel-
mehr ein Weg, um selber frei werden zu können. 
Viele Täter sehnen sich ihrerseits nach Vergebung, 
würden die Opfer aber nie darum bitten, da sie sel-
ber sich nicht vergeben können. 

Bedürfnisse der Opfer
Am siebten Abend werden die Bedürfnisse der Opfer 
thematisiert. Meist geht es um viel mehr als eine 
finanzielle Wiedergutmachung. Die Opfer sehnen 
sich nach Sicherheit und Respekt. Sie wünschen, 
gehört zu werden und die nötige Unterstützung 
zu erhalten. Sie möchten sehen, wie die Täter die 
Verantwortung für ihr Handeln übernehmen, sich 
der Konsequenzen ihrer Taten bewusst werden und 
konkrete Schritte unternehmen, um ein deliktfreies 
Leben zu führen. 

Am Abschlussabend halten die Teilnehmer Rück-
blick und erzählen, was die Dialoge in ihrem Leben 
ausgelöst haben. Die Täter übergeben den Opfern 
Zeichnungen oder andere kleine Geschenke als 
symbolische Geste der Wiedergutmachung sowie 
als Dank und Anerkennung für die Bereitschaft, 
mit ihnen diesen Weg gegangen zu sein. «Oft ist 
der Abend sehr emotional, da die Beziehungen tief 
gewachsen sind», sagt Claudia Christen. Ein Inhaf-
tierter habe einmal weinend gestanden: «Ihr seid 
für mich zur Familie geworden, die ich nie hatte»! So 
erstaunt es nicht, dass viele Opfer in Kontakt mit den 
Inhaftierten bleiben und dass die Verantwortlichen 
begonnen haben, Nachtreffen zu organisieren. (gal)

«Es ist immer 
wieder eindrück­
lich, wie absolute 
Stille herrscht 
und die Inhaf­
tierten intensiv 
zuhören»
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Die Tat ist immer präsent
Wie ein Opfer dank den restaurativen Dialogen sein Erlebnis aufarbeiten 
konnte
Mirjam Neis war 19, als ihr Bruder ihre Grosseltern tötete. Nach der Tat war 
nichts mehr wie vor der Tat. Dank der Teilnahme an den restaurativen Dialogen 
in der Justizvollzugsanstalt Lenzburg hat sie Jahre später ihr Erlebnis gemein-
sam mit Tätern und anderen Opfern aufgearbeitet. Das war schwierig – und 
hilfreich. 

Christine Brand

«Mein Bruder hat meine Grosseltern umgebracht.» 
Mirjam Neis sitzt in ihrem Wohnzimmer, die Hän-
de vor sich auf dem Esstisch, und spricht den Satz 
aus, als würde sie eine ganz normale Familienepi-
sode erzählen. Sie ist gefasst, wirkt bodenständig, 
freundlich und ernsthaft. Eine beeindruckende Frau 
von 32 Jahren, die in ihrem Leben mehr gesehen hat, 
als man je sehen will. Im Kinderzimmer nebenan 
hört sich ihre kleine Tochter Märchenkassetten an, 
hin und wieder lacht sie laut auf. Die Geschichte 
hingegen, die ihre Mutter zu erzählen hat, ist so 
traurig und so schlimm, dass man erst einmal tief 
durchatmen muss, wenn man sie wiedergeben will. 
Die Geschichte ist Mirjams Leben.

«Ich weiss, dass normale Menschen Mühe haben, 
mit der Geschichte umzugehen. Sie ist so speziell, dass 
man damit immer alleine bleibt. Ich erwarte auch 
von niemandem, dass er adäquat damit umgehen 
kann, denn wie soll man das mit so etwas Abstru-
sem, Bizarrem, Schlimmem? Für mich ist es irgendwie 
normal geworden, aber Normalität ist es trotzdem 
nicht – weil es einfach nicht normal ist.»

30. März 2006. Es ist mitten in der Nacht, als 
Mirjams Mutter ihren Sohn Marc (Name geändert) 
aufstehen hört. Manchmal, sagt Mirjam Neis, habe 
ihr Bruder nicht schlafen können. Er war ein introver-
tierter Mensch. Schon als Kind stotterte er heftig, in 
der Schule stellte sich heraus, dass er Legastheniker 
war. Was ihn beschäftigte, blieb bei ihm, es gab kei-

nen einfachen Weg zu kommunizieren. Als Marc in 
dieser Nacht die Wohnung verlässt, weiss er, dass er 
nicht nach Hause zurückkehren wird. Dass er nicht 
mehr leben will. Er weiss auch, dass es, wenn er geht, 
einen grossen Knall geben soll. Er nimmt die Schlüs-
sel zum Altersheim mit, in dem seine Mutter arbei-
tet, ebenso die Schlüssel zum Altersheim, in dem er 
eine Ausbildung zum Pfleger macht. Ein Amoklauf 
mit vielen Toten soll es werden, der letzte Tote soll 
er selbst sein. Das ist sein Ziel. Doch auf dem Weg 
aus der Stadt hält er an, steigt vom Fahrrad, geht 
zu Fuss zurück zur Wohnung seiner Grosseltern, 
die er gern hat, die er fast täglich besucht. Und die 
er umbringen wird.

Er hat einen Schlüssel, schleicht ins Schlafzim-
mer und will Oma und Opa ersticken. Es kommt zu 
einem Kampf. Also tötet er sie mit einem Messer. «Es 
lebe der Tod», schreibt er an die Wand. Danach stösst 
er sich ein Messer in den Bauch, setzt sich in einen 
Sessel und schaut sich eine Astrologie-Sendung an, 
während er auf seinen eigenen Tod wartet. Doch der 
kommt nicht. Also geht er hinüber zum nächsten 
Polizeiposten und sagt, er habe versucht, sich um-
zubringen. Doch da ist zu viel Blut. Die Polizisten 
merken, dass hier etwas ganz falsch ist.

Marc ist 21, seine Schwester Mirjam 19, als er 
zum Mörder wird und in ihrem Leben alles zerbricht. 
«Grosse Teile von mir sind damals gestorben», sagt 
Mirjam Neis dreizehn Jahre später am Esszimmer-
tisch. Wenn sie heute vom Morgen danach spricht, 
hört es sich an, als wäre es gestern gewesen. Sie er-

«Die Geschichte 
ist so speziell, 
dass man damit 
immer alleine 
bleibt»
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innert sich an jedes Detail. Das Gedächtnis macht 
ihr nicht den Gefallen, dass es vergisst. 

«Ich habe an diesem Tag gearbeitet, ich stand kurz 
vor einer Prüfung und wir hatten viel zu tun, als der 
Pflegedienstleiter anrief und mich zu ihm bat. Ich 
dachte: Was ist los, werde ich jetzt aus der Lehre ge-
schmissen? Er empfing mich gemeinsam mit der Spi-
talseelsorgerin, die ganz direkt sagte: Oma und Opa 
sind tot. Zack. Mehr nicht. Ich wunderte mich, dass 
mich meine Eltern nicht anriefen. Millionen Fragen 
stürzten auf mich ein. Dann kam die Kriminalpolizei 
dazu, um mich aufs Revier zu bringen. Was ich nicht 
wusste: Meine Eltern wollten es mir selber sagen, sie 
versuchten zu verhindern, dass ich es von jemand 
anderem erfuhr oder es im Radio hörte. Die Fahrt im 
Polizeiauto, das Ankommen auf dem Revier, die vie-
len Beamten, die mich alle anschauten und wissend 
nickten, während ich nicht wusste, was passiert war – 
das waren meine schlimmsten Momente im Leben. 

Ich musste warten, weil meine Eltern noch befragt 
wurden. Dann ging die Tür auf, zuerst kam meine 
Mutter raus, dahinter mein Vater. Meine Mutter sagte: 
<Mirjam, Mirjam, Oma und Opa sind tot und Marc 
war’s.> In dem Moment zerbrach die ganze Welt. Man 
kann das gar nicht beschreiben, es ist so extrem. Es ist 
wie eine Gewalttat, die einem angetan wird fürs Le-
ben. Man stellt die Vergangenheit auf den Kopf, man 
stellt seine Werte auf den Kopf, alles. Man kann das 
in dem Moment gar nicht erfassen, aber man merkt, 
dass es an einem reisst und dass es passiert.»

Wird ein Delikt begangen, dreht sich sehr schnell 
alles um den Täter. Die Verhaftung, das Verfahren, 
der Prozess, die Strafe, die Therapie. Es gibt keinen 
Raum für die Opfer oder deren Angehörige. Es gibt 
auch keinen Raum für die Angehörigen der Täter. Sie 
alle haben in unserem Rechtssystem keine Stimme. 
Während der Täter weggeschlossen wird, müssen 
sich die Angehörigen und die Opfer dem Schmerz 
und dem Verlust und der Welt stellen, die zuweilen 
mit Kameras vor der Haustür lauert, während sie 
sich in einem Ausnahmezustand befinden. 

Mirjam Neis und ihre Eltern fanden sich in einer 
ambivalenten Doppelrolle: Sie waren sowohl Opfer 
wie auch Angehörige des Täters. Und so machte Mir-
jam Neis das, was im Projekt Restaurative Dialoge 
konzeptionell angewandt wird: Sie konfrontierte 
sich mit dem Täter und den Täter mit ihr selbst. Weil 
er ihr Bruder war. 

«Mein Bruder wurde zu 14 Jahren im Massnah-
menvollzug verurteilt. Ich hatte immer Kontakt zu 
ihm. Denn ich wollte wissen, was, wie und warum. 
Beim zweiten Besuch ist alles aus mir herausgebro-
chen. Ich fragte ihn, ob er sich vorstellen könne, wie 
das sei, dass ständig die Presse anrufe, wie es sich 
anfühle, an einer Beerdigung von zwei Menschen 
teilzunehmen, unter diesen Umständen. Denn er 
hat all die Auswirkungen nicht mitgekriegt. Er war 
ja weggeschlossen. Ich empfand das als total unfair. 
Wir waren die Geschädigten und er hatte keine Ah-
nung, was für Folgen seine Tat für uns hatte. Später 

«Grosse Teile von 
mir sind damals 
gestorben»

«Wir waren die 
Geschädigten 
und er hatte 
keine Ahnung, 
was für Folgen 
seine Tat für uns 
hatte»
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habe ich ihn mehrmals gefragt, warum er das getan 
habe. Er meinte, er wisse es nicht. Vielleicht aber will 
er es mir auch nicht sagen, um mir nicht noch mehr 
weh zu tun. Ich bin mir nicht sicher.»

Mirjam Neis sagt, nach der Tat habe sie sich zwei 
Jahre lang in einem Ausnahmezustand befunden. 
«Ich war völlig neben den Schuhen.» Sie funktio-
nierte zwar im Job, aber sonst war sie massiv einge-
schränkt, litt unter starken Folgeerscheinungen. Sie 
ging Tag und Nacht bei jedem Wetter stundenlang 
spazieren, musste sich äusserlich bewegen, weil sie 
innerlich zu bewegt war. Beziehungen zu anderen 
Menschen waren schwierig, sie ertrug sie schlecht. 
Auf einen Schlag musste sie alle Fragen zum Leben 
neu beantworten, weil es die Ordnung, die sie kann-
te und in der sie gelebt hatte, nicht mehr gab. Nach 
zwei Jahren, sagt sie, habe sie langsam wieder zu 
leben begonnen. Doch das Delikt ihres Bruders ist 
immer da. Es hat sie geprägt, sie zu dem Menschen 
gemacht, der sie heute ist. Das Delikt hat alles ver-
ändert und bleibt für immer Teil von ihr. 

Als zwölf Jahre nach der Tat Claudia Christen, 
Präsidentin des Swiss RJ Forum, auf Mirjam Neis 
zukommt und sie fragt, ob sie an den restaurativen 
Dialogen in der Justizvollzugsanstalt Lenzburg teil-
nehmen würde, sagt sie zu, ohne viel zu überlegen. 
Bei diesem Projekt arbeiten Opfer und Täter, die 
ähnliche Delikte erlitten oder begangen haben, in 
begleitetem Rahmen miteinander ihre Geschichten 
auf. Es geht auch darum, dass die Opfer eine Stimme 
erhalten – und die Täter erfahren, wie sehr Opfer 
und ihr Umfeld unter den Folgen einer Tat leiden. 
Fragen wie Schuld, Scham, Wiedergutmachung und 
Vergebung stehen im Mittelpunkt. Mirjam Neis hat 
sich bereits sehr intensiv mit der Tat und dem Tä-
ter auseinandergesetzt, bevor sie zum ersten Mal 
nach Lenzburg fährt. Sie denkt, es sei für sie keine 
grosse Herausforderung, beim Projekt mitzuma-
chen. Ein Irrtum. 

«Während des Projekts und danach befand ich 
mich monatelang im Ausnahmezustand. Und dies, 
obwohl ich schon immer sehr konfrontativ mit dem 
Thema umgegangen bin und meine Geschichte schon 
oft erzählt habe. Ich hatte mich ja, anders als alle 
weiteren Teilnehmer, sogar mit dem direkten Täter 
auseinandergesetzt. Doch als ich in der Gruppe meine 
Geschichte erzählte, liess ich kein Detail aus und be-
schönigte nichts. So hatte ich die Geschichte noch nie 
in meinem Leben erzählt. Ich wusste, die Täter müssen 
es hören. Und ich wusste ebenso: Das ist genau der 
richtige Ort, genau hier gehört es hin. Für mich war 
es eine extreme Erfahrung, meine Geschichte so zu 
erzählen, vor den richtigen Zuhörern.»

In all den Jahren, die seit der Tat ihres Bruders 
vergangen sind, in denen Mirjam Neis sie verarbeitet 
und mit ihr gelebt hat, hatte das Projekt in Lenzburg 
für sie die stärkste «Schubkraft», wie sie es nennt; es 
habe ihr eine spezielle Kraft gegeben, die schwierig 
zu beschreiben sei. Gerade auch der Austausch mit 
den anderen Opfern war für sie wertvoll. «Es hat mir 
Mut gemacht, gewisse Themen noch einmal oder 
aus einem anderen Blickwinkel anzuschauen.» Sie 
war zwar froh, als das Projekt vorbei war – weil die 
Auseinandersetzung mit der Tat und mit sich selbst 
anstrengend war. 

Dennoch war es für sie eine sehr positive Er-
fahrung. Erst in diesem Kurs hat sie realisiert, wie 
extrem die Auswirkungen der Tat ihres Bruders tat-
sächlich waren: Auf sie, auf die ganze Familie, auf 
ihre eigenen Kinder. «Ich habe beispielsweise ge-
merkt, dass ich manchmal Mühe habe, mein gan-
zes Herz in die Familie zu stecken: Weil in meiner 
Herkunftsfamilie etwas passiert ist, das man nicht 
erleben will – und welches das grundsätzliche Ver-
trauen zerstört hat.» Dass Mirjam Neis dies bewusst 
geworden ist, ermöglicht ihr, sich mehr einzulassen, 
sich zu sagen: Gib jetzt dein Herz rein, lasse es zu. 
Sie hat es angenommen und erkannt. Und sie hat 
sich auch mit dem Thema Wiedergutmachung und 
Vergebung auseinandergesetzt. 

«Die Tat meines Bruders hat meine Persönlichkeit 
extrem stark verändert. Daher ist sie immer präsent. 
Es ist nicht das Leiden von damals, aber sie ist immer 
irgendwie da. Nach dem Abschluss der restaurativen 
Dialoge habe ich mich gefragt: Was will ich von mei-
nem Bruder, was will ich als Wiedergutmachung? Ich 
wünsche mir, dass er sein Leben in den Griff kriegt, 
dass er aus der Geschichte eine positive Kraft ziehen 
kann. Und dass aus seiner Hand nie wieder eine Tat 
geschieht.»

Mirjam Neis selbst wandelt ihre eigene Geschich-
te in eine positive Kraft um. Sie wird sich weiter an 
den Projekten der restaurativen Justiz beteiligen 
und besucht eine entsprechende Ausbildung zur 
Moderatorin. Auch ist sie am Aufbau eines weiteren 
Projektes beteiligt, das nicht Opfern, sondern An-
gehörigen von Tätern bei der Aufarbeitung helfen 
soll – die in gewisser Weise ebenfalls Opfer sind.

«Während des 
Projekts und 
danach be­
fand ich mich 
monatelang 
im Ausnahme­
zustand»

«Die Tat mei­
nes Bruders hat 
meine Persön­
lichkeit extrem 
stark verändert. 
Daher ist sie 
immer präsent.»
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«Es ist eine 
Begegnung 
von Opfern 
und Tätern auf 
Augenhöhe»

Wie Täter Mitgefühl für ihre 
Opfer entwickeln lernen
Erfahrungen von drei Teilnehmern der restaurativen Dialoge

Die restaurativen Dialoge ermöglichen es den Tätern, sich vertieft mit ihrer 
Tat auseinanderzusetzen und sich der drastischen Folgen für die Opfer auf 
eindrückliche Weise bewusst zu werden. #prison-info konnte sich in der 
Justizvollzugsanstalt Lenzburg mit drei Tätern unterhalten, die gelernt haben, 
Mitgefühl für die Opfer zu entwickeln, und in Zukunft straffrei leben wollen.

Die drei Täter haben schwere Gewaltdelikte 
begangen und sind zu mehr- bzw. langjährigen 
Freiheitsstrafen verurteilt worden. Alle betonen, 
dass sie im Strafvollzug viel Zeit haben, um nachzu-
denken und sich mit ihrer Tat auseinanderzusetzen. 
Ähnlich ist auch ihre Motivation gewesen, an den 
restaurativen Dialogen teilzunehmen. Gregor (alle 
Namen geändert) erwähnt, dass er in der Therapie 
ein Rollenspiel gemacht habe, um sich in das Opfer 
versetzen zu können. «Es blieb aber letztlich ein 
Versuch und ein subjektiver Eindruck.» Es sei ganz 
anders, die Geschichte von einem Opfer zu hören 
und zu sehen, wie es nach vielen Jahren immer 
noch leide. Er betont zudem, dass «die restaurative 
Justiz eine Begegnung von Opfern und Tätern auf 
Augenhöhe ist. Es besteht kein Machtgefälle wie in 
der Beziehung zwischen Gericht und Angeklagtem 
oder zwischen Gefängnis und Inhaftiertem.»

Ahmet erzählt, dass ihm sein Opfer immer wie-
der in den Sinn gekommen sei. Er konnte aber sein 
Opfer nicht treffen und um Verzeihung bitten. «Es 
war mir wichtig, mich in der Gruppe für meine Tat 
entschuldigen zu können und meinen Frust loszu-
werden.» Paolo wollte wissen, «wie sich die Opfer 
fühlen, denn daran denkst du nicht im Moment der 
Tat.» An den restaurativen Dialogen teilzunehmen, 
erfordert nicht nur innere Überzeugung, sondern 
auch Standfestigkeit: «Gewisse Inhaftierte machen 
sich darüber lustig, man muss halt darüberstehen 
und sie ignorieren», meint Paolo gelassen.

Kein einfacher Einstieg
Der erste Abend ist für die meisten Teilnehmer 
nicht einfach. «Wir sind vorsichtig aufeinander zu-
gegangen und auch mit einer gewissen Skepsis», 
sagt Gregor. Als hilfreich habe es sich für die Gruppe 
erwiesen, bindende Werte wie Vertrauen, Respekt 
und Ausredenlassen festzulegen. «Die Opfer waren 
zu Beginn verständlicherweise misstrauisch, beson-
ders jenes, das zwischen zwei Tätern sass», bemerkt 
Ahmet. Aber im Verlauf der Abende sei das Vertrau-
en gewachsen, auch wenn die Zeit knapp war, um 
alles erzählen zu können. Leichter ist es Paolo ge-
fallen, der sich als offenen Menschen bezeichnet, 
und sofort mit den Teilnehmern ins Gespräch ge-
kommen ist. Die Beziehung habe sich mit der Zeit 
immer mehr vertieft. Er bedauert deshalb, dass das 
Programm fertig sei. 

Wie ein Schlag ins Gesicht
Für Gregor ist die restaurative Justiz eine wichtige 
Ergänzung zur Therapie, die etwas abstrakt bleibe. 
Restaurative Justiz sei hingegen eindrücklich und 
tief bewegend: «Als ich die Auswirkungen meiner 
Tat realisiert habe, war es wie wenn mir jemand 
mit der Faust ins Gesicht geschlagen hätte». Auch 
Ahmet war beeindruckt, wie die Opfer leiden: «Ich 
war schockiert und bin mir bewusst geworden, was 
ich getan habe». Das Gleiche empfindet Paolo: «Es 
ist bedrückend, wie die Opfer nach vielen Jahren 
immer noch unter der Tat leiden und ihnen alle 
Details noch präsent sind».
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Verständlich machen, was schiefgelaufen ist
«Als Täter haben wir die Möglichkeit, auch unsere 
Geschichte zu erzählen, und ein Stück weit verständ-
lich zu machen, weshalb etwas schiefgelaufen ist», 
hält Gregor fest. «Es war allerdings kein angenehmes 
Gefühl meine Geschichte zu erzählen und mir vor 
Augen zu führen, was ich getan habe.» Auch Ahmet 
schämt sich für seine Tat und empfand es als un-
angenehm, mit seiner Geschichte herauszurücken: 
«Zuerst habe ich sie nur in groben Zügen erzählt, ich 
bin erst anschliessend in die Einzelheiten gegan-
gen». Geholfen hat Paolo, dass alles im geschützten 
Rahmen der Gruppe vertraulich bleibt. Es war für 
ihn deshalb eine «Entlastung, über die Tat reden zu 
können, das Feedback der Opfer zu hören und ihre 
Fragen beantworten zu können». 

Ein rechtes Stück weitergekommen
Alle drei Täter wären bereit, ihre eigenen Opfer zu 
treffen und sich bei ihnen zu entschuldigen. Auch 
wenn aus verschiedenen Gründen keine direkte 
Begegnung möglich ist, halten alle drei überein-
stimmend fest, dass sie dank dem Austausch mit 
Opfern ähnlicher Delikte ein rechtes Stück weiter-
gekommen sind. Gregor hebt insbesondere den 
präventiven Aspekt der restaurativen Justiz hervor: 
«Ich habe meine Tat während des Heroinentzugs 
unter Alkoholeinfluss begangen. Ich bin nun seit 15 
Jahren clean und weiss, dass ich so etwas nie mehr 
machen werde», versichert er. 

Ahmet ist sich der Konsequenzen seiner Tat be-
wusst: Er wird nach der Verbüssung seiner Strafe in 
die Türkei ausgeschafft – in ein Land, das ihm viel 
weniger als die Schweiz vertraut ist. Er akzeptiere 
dies, beteuert er in akzentfreiem Dialekt, und habe 
deshalb auf eine Beschwerde gegen das Urteil ver-
zichtet. Er will in der Türkei einen neuen Anfang 
machen und ist zuversichtlich, in Zukunft straffrei 
zu leben: «Ich befand mit ja in der Ausbildung und 
hatte keine kriminelle Laufbahn eingeschlagen. 
Zudem habe ich mich im Gefängnis verändert und 
mehr Disziplin gelernt.» 

Auch Paolo steht zu allen Konsequenzen. Auch 
er, ein Italiener der dritten Generation, wird nach 
Verbüssung seiner Strafe nach Italien ausgeschafft. 
Dennoch blickt er vertrauensvoll in die Zukunft: Er 
sei schon durch die Therapie ein anderer Mensch ge-
worden und habe vor allem gelernt, weniger impul-
siv zu sein. «Die restaurative Justiz hat mir geholfen, 
noch weiterzukommen. Diese Veränderung spüren 
auch meine Angehörigen», sagt er, der täglich seiner 
Ehefrau einen Brief schreibt. (gal)

«Es war eine Ent­
lastung, über 
die Tat reden zu 
können und das 
Feedback der 
Opfer zu hören»

In der zu einem Mehrzweckraum umfunktionierten alten 
Malerei finden die restaurativen Dialoge zwischen Opfern 
und Tätern statt. Foto: Peter Schulthess (2019)
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«Paradoxerweise ermöglicht 
die Begegnung mit dem 
Aggressor, sich von ihm zu 
befreien»
Interview mit Jean-Marc Knobel, Vizepräsident der Vereinigung für 
Restaurative Justiz in der Schweiz (AJURES)
Eine Straftat schädigt den Menschen und hinterlässt Spuren. Die restaurative 
Justiz will die traditionelle Justiz ergänzen, indem sie die «Wiederherstellung» 
der Menschen, die durch ein erlittenes oder begangenes Verbrechen verletzt 
wurden, anstrebt. Die Vereinigung für Restaurative Justiz in der Schweiz (Asso-
ciation pour la Justice Restaurative en Suisse, AJURES) vertritt die Auffassung, 
dass das schweizerische Justizwesen diesem Aspekt zu wenig Rechnung trägt. 
Deshalb will sie die restaurative Justiz in der Schweiz fördern und umsetzen, 
erklärt Jean-Marc Knobel, Vizepräsident von AJURES.

#prison-info: Welche Projekte führt AJURES zur-
zeit durch? 
Jean-Marc Knobel: Wir arbeiten zurzeit auf zwei 
Ebenen. Zunächst setzen wir uns dafür ein, dass 
der Begriff der restaurativen Justiz in das Straf-
gesetzbuch einfliesst, namentlich bei der nächsten 
Revision der Schweizerischen Strafprozessordnung. 
Gleichzeitig sind wir auf sämtliche Justizvollzugs-
behörden der Westschweiz zugegangen, um ein 
Pilotprojekt durchzuführen. Ziel dieses Pilotprojekts 
ist es, jeder inhaftierten Person die Möglichkeit 
zu bieten, auf Wunsch Schritte zur «Wiedergut-
machung» gegenüber ihrem Opfer oder ihren 
Opfern zu unternehmen. 

Wie gehen Sie konkret vor?
Wir arbeiten mit dem Sozialarbeiterteam der Justiz-
vollzugsanstalt zusammen. Diese Fachpersonen sind 
direkt in Kontakt mit den Inhaftierten und treffen eine 
erste Auswahl der allenfalls interessierten Personen. 
Wenn ein Inhaftierter sein Interesse bestätigt und die 
Zustimmung des medizinischen Dienstes vorliegt, tref-
fen wir den Straftäter. Die Mediatoren sind erfahrene 
Fachleute und vom Schweizerischen Dachverband Me-
diation (SDM) anerkannt. Wir beurteilen den Antrag 

des Inhaftierten anhand des Rasters «Erwartungen und 
Bedürfnisse» und informieren ihn über unser Vorge-
hen und darüber, dass das Opfer die Möglichkeit hat, 
die Teilnahme an diesem Prozess abzulehnen. In der 
Folge kontaktieren wir das Opfer über seinen Anwalt 
und fragen es, ob es persönlich an der Aufnahme des 
Prozesses interessiert ist. 

Ist es in der Westschweiz bereits zu Treffen zwischen 
Inhaftierten und Opfern gekommen?
Unser aktuelles Hauptpilotprojekt wird im Kanton 
Genf durchgeführt. Wir haben mehr als ein Dutzend 
Anträge von Inhaftierten bearbeitet, bisher führte 
erst ein Prozess zu einem Briefkontakt zwischen 
einem Täter und seinem Opfer. AJURES hat noch 
kein direktes Treffen zwischen einem Täter und sei-
nem Opfer oder seinen Opfern arrangieren können. 
Das hängt mit unserem Ansatz zusammen, nur auf 
Vorschlag der Inhaftierten vorzugehen und dass wir 
nur wenige Vorschläge erhalten. Die kontaktierten 
Opfer sind vom Vorgehen überrascht und haben 
noch kein persönliches Interesse daran. Ich weiss 
aber, dass bereits mehrere Mediationen in Gefäng-
nissen stattgefunden haben, namentlich letztes Jahr 
in der Strafanstalt von Gorgier.

Jean-Marc Knobel, allgemeiner 
Mediator sowie Mediator in 
Strafsachen im Kanton Waadt, ist 
Vizepräsident der Vereinigung für 
Restaurative Justiz in der Schweiz 
(AJURES).
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Was halten die Inhaftierten von Ihrem Vorgehen?
Die Inhaftierten, die sich für das Projekt anmelden, 
haben wirklich das Bedürfnis, ihr Gewissen durch 
eine Geste der Wiedergutmachung zu beruhigen. 
Alle kontaktierten Personen «fühlten sich schlecht» 
gegenüber ihren Opfern und wollten ihr Bedauern 
ausdrücken. So der Einbrecher, der sich im Nach-
hinein für seine Tat gegenüber einer Grossmutter 
schämte, oder der junge Mann, der nicht verstand, 
wie er sich zu solcher Gewalt hatte hinreissen las-
sen können. Er wollte dies gegenüber seinem Opfer 
zum Ausdruck bringen und ihm mitteilen, dass es 
bei seiner Entlassung aus dem Gefängnis nichts zu 
befürchten hat.

Beobachten Sie einen Unterschied im Verhalten der 
Inhaftierten, die an diesem Prozess teilnehmen?
Wir haben noch keine grosse Erfahrung, um uns 
dazu äussern zu können. Aber mehrere internatio-
nale Studien haben aufgezeigt, dass die Rückfall-
quote bei den Tätern tatsächlich sinkt und dass sich 
die Opfer psychisch beruhigen. 

Wie nehmen die Opfer Ihr Vorgehen auf? 
Die Opfer sind von unserem Vorschlag überrascht. 
Diese mutige Erfahrung bietet ihnen jedoch zahlrei-
che Vorteile. Nehmen wir zum Beispiel das Bedürfnis 
der Opfer nach Anerkennung, d.h. der Bestätigung, 
dass das, was ihnen zugestossen ist, wirklich und 
das damit verbundene Leid begründet ist. Der Tä-
ter ist am besten geeignet, dieses Bedürfnis nach 
Anerkennung zu erfüllen. So bindet beispielsweise 
eine Aggression das Opfer an den Täter, auch wenn 
es sich absolut weigert, etwas mit «seinem» Aggres-
sor zu tun zu haben. Je gewalttätiger der Übergriff 
war, desto stärker ist der Groll, und das Opfer hat 
oft Mühe, das Erlebte hinter sich zu lassen. Para-
doxerweise ermöglicht die Begegnung mit dem 
Aggressor, sich von ihm zu befreien. Und das gilt 
selbstverständlich auch für die Angehörigen, die 
vom System ebenfalls oft vergessen werden.

Die Westschweiz scheint gegenüber Ihrem Vorhaben 
noch zögerlich zu sein. Stossen Sie auf politische 
Hürden, Vorurteile oder andere Schwierigkeiten? 
Das Wort zögerlich ist schwach. Wir stossen auf viele 
kaum erklärbare Widerstände. Im Moment geht es 
ja vor allem nur darum, Personen, die infolge einer 
Straftat miteinander verbunden sind, in Kontakt zu 
bringen. Sicher gibt es viel Leid, viele Emotionen, 
viel Auflehnung, aber nichts, dass aus Sicht der 
Mediation nicht zu meistern wäre. In unserer auf 
Hypersicherheit bedachten Gesellschaft scheint es 
nicht den normalen Standards zu entsprechen, das 
Risiko einer solchen Beziehung auf sich zu nehmen. 

Kann die restaurative Justiz ihrer Meinung nach in 
allen Fällen angewendet werden? 
Die restaurative Justiz gibt nicht vor, Erfolg zu haben, 
wo alle anderen gescheitert sind. Der Täter muss na-
mentlich die Voraussetzung erfüllen, die Tat zu an-
erkennen und seine persönliche Motivation darzu-
legen. Das Opfer muss seinerseits sein persönliches 
Interesse bekunden. Die mehr als fünfzehnjährige 
Erfahrung mit der Mediation in Jugendstrafsachen 
zeigt, dass sie unabhängig von der Schwere der Tat 
in allen Fällen angewendet werden kann. Mit einer 
gewissen Distanz kann man sogar sagen, dass sich 
die Mediation – sofern die Voraussetzungen erfüllt 
sind – umso günstiger auswirken kann, je schwerer 
das Verbrechen ist. Als Mediator in Jugendstrafsachen 
im Kanton Waadt könnte ich zahlreiche Beispiele von 
Jugendlichen nennen, die aus ihren Fehlern oder ihren 
Erfahrungen gelernt haben und sich nach der Media-
tion erleichtert anderen Dingen zuwenden konnten.

Gibt es Grenzen für den Einsatz der restaurativen 
Justiz?
Psychische Störungen sind eindeutig ein Hindernis, 
das ernsthaft geprüft werden muss. Aus meiner 
Sicht müssen die Fachleute aller Disziplinen trotz-
dem darauf achten, dem einzelnen die Verantwor-
tung nicht zu entziehen und die Entscheide nicht 
an sich zu reissen. Die Mediatoren müssen dafür 
sorgen, dass die Voraussetzungen für eine Media-
tion gegeben sind, indem sie sich in erster Linie des 
Wohlbefindens und der Sicherheit des Opfers verge-
wissern. Im Rahmen der Mediation in Jugendstraf-
sachen habe ich mehrere Mediationen zwischen 
Geschwistern in Fällen sexueller Handlungen durch-
geführt, die zu guten Ergebnissen geführt haben.

Welche weiteren Vorteile bietet die restaurative 
Justiz?
Eine neue Mentalität und Philosophie und damit 
verbunden auch mehr Kreativität und Flexibilität 
in Bezug auf die Antworten des Strafrechts. Es gibt 
andere Mauern als die eines Gefängnisses. Die Ant-
wort der Gemeinschaft auf das Verbrechen sollte 
nicht nur sein, «Gerechtigkeit walten» zu lassen, 
sondern auch «zur inneren Befreiung der betroffe-
nen Personen und Wiederherstellung der gemein-
schaftlichen Bindungen» beizutragen. 

«Die restaura­
tive Justiz gibt 
nicht vor, Erfolg 
zu haben, wo 
alle anderen ge­
scheitert sind»

«… je schwerer 
das Verbrechen 
ist, umso günsti­
ger kann sich die 
Mediation aus­
wirken …»
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Setzen Sie nebst der Mediation in Strafsachen wei-
tere alternative Methoden zur Konfliktlösung ein? 
Die restaurative Justiz wird in der Schweiz aktu-
ell auf zwei Arten gefördert. Nebst der Mediation 
werden auch restaurative Gesprächsrunden ver-
anstaltet. Zurzeit werden sie von Claudia Christen, 
der Präsidentin des Schweizer Forums für Restau-
rative Justiz, in der Justizvollzugsanstalt Lenzburg 
durchgeführt. Dank diesem sehr nützlichen Ansatz 
können Opfer und Täter – ohne direkt durch eine 
Straftat verbunden zu sein – sich begegnen, selbst 
entdecken und über ihre jeweilige Denkweise aus-
tauschen. (FON)

«Es gibt andere Mauern als die eines Gefängnisses (Foto: Etablissement 
d’Exécution des Peines Bellevue, Gorgier NE). Die Antwort der Gemeinschaft 
auf das Verbrechen sollte auch zur inneren Befreiung der betroffenen 
Personen beitragen», sagt Jean-Marc Knobel. �	 Foto: Peter Schulthess (2018)
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«Je ne te voyais pas»
Ein Dokumentarfilm über restaurative Justiz

Der Dokumentarfilm «Je ne te voyais pas» ergründet die schwierige Annähe-
rung zwischen Opfern, die ihr Leben wiederaufzubauen versuchen, und Tätern, 
die bereit sind, Verantwortung zu übernehmen. Der intime und emotionale 
Film, in dem die Grenze zwischen Realität und Fiktion verschwimmt, kommt im 
Oktober in die Kinos.

François Kohler

François Kohler ist Jurist und 
Regisseur sowie Mitglied der 
Vereinigung für Restaurative 
Justiz in der Schweiz (Association 
pour la Justice Restaurative en 
Suisse, AJURES).

Seit Langem beschäftigen und bewegen mich die 
Gefängnisse, jene Orte abseits der Wahrnehmung, 
wo sich die soziale Ablehnung der Verurteilten kris-
tallisiert. Als Jugendlicher träumte ich davon, Anwalt 
zu werden, um die Täter zu verteidigen. Als Jurastu-
dent besuchte ich im Auftrag einer NGO Gefängnis-
se. So wurde mein romantisches Engagement mit 
einer komplexeren Realität konfrontiert. Unter der 
Gefängnispopulation habe ich viele zerbrechliche 
Inhaftierte getroffen, die keine andere Antwort auf 
ihr Leben gefunden hatten, als anderen das anzutun, 
was sie selbst zuvor erlitten hatten. Ich erkannte, 
dass ihre schwierige Vergangenheit sie oft daran 
hinderte, das Leid anderer nachzuempfinden und 
der Realität ins Auge zu sehen.

Schon während meines Studiums begann ich, 
die Grenzen unseres Strafjustizsystems zu hinter-
fragen. Wie können sich solche Menschen jemals 
wieder in die Gesellschaft eingliedern und Rückfäl-
le vermeiden, wenn sie sich der Folgen ihres Han-
delns nicht wirklich bewusst geworden sind? Wie 
können sie das Leid ihrer Opfer verstehen, ohne mit 
ihnen konfrontiert zu werden? Wie können sich die 
Opfer von ihrer Rolle befreien? Wie können sie ver-
meiden, sich am Ende des Prozesses frustriert zu 
fühlen, nachdem sich die Gerichtsverhandlungen 
vor allem um den Täter gedreht haben? Durch die 
Verhängung einer Strafe werden sie zwar als Opfer 
anerkannt, was ihnen aber nicht immer hilft, dieses 
Kapitel abzuschliessen. Viele Fragen bleiben offen. 
Viel Leid und Reue hatten in den Verhandlungen 
keinen Platz und müssen noch ausgedrückt werden.

Die Menschen anders betrachten
In meinen Filmen interessiere ich mich für den Wan-
del der Menschen, für die Ursachen und Bedingun-
gen, die es ermöglichen, die Menschen anders zu 
betrachten und anders mit der Welt in Verbindung 
zu treten. Einen Film über die restaurative Justiz zu 
drehen – diese ergänzende Justiz, dank der sich die 
Parteien den Konflikt im Dialog wieder aneignen 
können –, war die natürliche Folge meiner Arbeit. 
Doch es war nicht einfach. Zuerst hatte ich die Idee, 
ein Pilotprojekt der Vereinigung für Restaurative 
Justiz in der Schweiz (www.ajures.ch) zu dokumen-
tieren, dessen Start sich aber wegen politischer 
Hürden lange verzögert hat. Da es schwierig war, 
mein ursprüngliches Projekt umzusetzen, blickte 
ich nach Belgien, wo seit 2005 in allen Phasen des 
Verfahrens erfolgreich die strafrechtliche Mediation 
angeboten wird. Zudem befasste ich mich mit den 
restaurativen Dialogen, die eben erst in der Justiz-
vollzugsanstalt Lenzburg aufgenommen worden 
waren. Fragen des Persönlichkeitsschutzes, insbe-
sondere der Anonymität einiger Beteiligter, haben 
die Dinge nicht erleichtert. 

Die Fronten auflockern
Der Film will nicht ein Loblied auf die restaurative 
Justiz singen, die durchaus ihre Grenzen hat. Er 
will vielmehr erforschen, wie es Opfern und Tätern 
gelingt oder eben auch nicht gelingt, die Fronten 
aufzulockern, indem sie sich ein wenig gegensei-
tig aufeinander einlassen – auch wenn dies darin 
besteht, dem anderen seinen Hass ins Gesicht zu 
schreien. Ich will die Hintergründe für den Wandel 
der Menschen hinterfragen, die der Menschheit 
Hoffnung geben.
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un film de FRANÇOIS KOHLER image JOSEPH AREDDY montage DEJAN SAVIC musique originale CHRISTIAN GARCIA GAUCHER mixage FRANÇOIS MUSY étalonnage RODNEY MUSSO production délégué XAVIER GRIN production P.S. PRODUCTIONS, INSTANT FILMS, en coproduction avec RTS RADIO TÉLÉVISION SUISSE 
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FONDATION CULTURELLE SUISSIMAGE, SUCCÈS PASSAGE ANTENNE avec la participation de CINÉFOROM et le soutien de la LOTERIE ROMANDE

«In meinen 
Filmen interes­
siere ich mich 
für die Ursachen 
und Bedingun­
gen, die es er­
möglichen, die 
Menschen an­
ders zu betrach­
ten und anders 
mit der Welt in 
Verbindung zu 
treten»
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Kapelle der Etablissements de la plaine 
de l’Orbe. 	 Foto: Peter Schulthess, 2019
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Fünf Fragen an Frank Stüfen

#prison-info: Im letzten November ist die ers-
te Nummer der neuen Zeitschrift «Seelsorge 
& Strafvollzug» erschienen. Was hat Sie be-
wogen, diese Publikation zur Praxis heuti-
ger Gefängnisseelsorge ins Leben zu rufen?
Frank Stüfen: Die Idee zu einer solchen Zeit-
schrift hatte bereits Willi Nafzger, der Verant-
wortliche des früheren Nachdiplomstudiums 
zur Gefängnisseelsorge, doch damals zerschlu-
gen sich die Hoffnungen. Nun schien die Zeit 
reif für ein kleines, aber ambitioniertes Projekt, 
das von der Justizvollzugsanstalt Pöschwies 
sowie vom Schweizerischen Verein für Gefäng-
nisseelsorge unterstützt wird. Dessen Präsident 
Alfredo Díez wirkt übrigens im Redaktionsteam 
mit und hat in seinem Grusswort die Bedeu-
tung der neuen Zeitschrift unterstrichen: Sie ist 
ein weiterer Schritt in die richtige Richtung für 
eine Gefängnisseelsorge, die sich mit anderen 
Diensten und Fachleuten im Justizvollzug aus-
tauscht und vernetzt. Viele Gefängnisseelsorger 
und Gefängnisseelsorgerinnen haben bereits 
in den letzten Jahren ihre Arbeit, die sich von 
Natur aus ja meistens im «stillen Kämmerlein» 
vollzieht, gegenüber den anderen Diensten 
transparenter gemacht und aktiv die Zusam-
menarbeit gesucht.

Die Zeitschrift ist offen ausgerichtet und 
setzt hohe Ansprüche an die Qualität. Wel-
ches sind die Gründe für dieses Profil?
Für die Redaktion zählt nicht die Konfession, 
Religion oder Profession, sondern der Bezug 
zum Thema Seelsorge und Strafvollzug. Sie 
will ein Weg zu einem tieferen Verständnis 
innerhalb der Gefängnisseelsorge sowie eine 
Brücke zu den anderen im Strafvollzug täti-
gen Diensten sein. Deshalb bietet sie Raum 
für die unterschiedlichen Ansätze in diesem 
weiten Tätigkeitsfeld. Im Einklang mit den für 
unseren Beruf geltenden Qualitätsstandards 
setzt die Redaktion hohe Ansprüche an die 
Texte. Gefängnisseelsorger und Gefängnis-
seelsorgerinnen haben heute neben ihrem 
Theologiestudium in der Regel auch den 
Studiengang Seelsorge im Straf- und Mass-
nahmenvollzug (SSMV) absolviert. Zudem 
nehmen sie regelmässig an Weiterbildungen 
teil und tauschen sich in Supervisionen aus.

Wer schreibt die Beiträge für die Zeitschrift? 
Der Umfang der Zeitschrift ist zwar beschei-
den, aber es ist wichtig, dass wir uns als Theo-
logen auch in die akademische Diskussion 
über den Justizvollzug einbringen. Der halb-
jährliche Erscheinungsrhythmus berücksich-
tigt unsere persönlichen und ökonomischen 
Ressourcen. Wir rechnen damit, dass wir ge-
nügend Kolleginnen und Kollegen in Praxis 
und Forschung ansprechen und von ihnen 
Beiträge erhalten werden. In der nächsten 

Nummer, die im Juli erscheint, werden Bei-
träge aus Österreich, Deutschland und der 
Schweiz u.a. zu den Themen Sicherungsver-
wahrung in Deutschland und Opferorientie-
rung in der Seelsorge veröffentlicht.

Sind in Zukunft auch französische Beiträge 
vorgesehen?
In der ersten Nummer hatten wir einen engli-
schen Artikel über die International Commis-
sion of Catholic Prison Pastoral Care ICCPPC. 
Wenn wir einen französischsprachigen Ar-
tikel bekommen können, der in unser Profil 
passt, werden wir ihn gern veröffentlichen.

Welche Bedeutung hat die Gefängnisseel-
sorge heute?
Gerade in einer Zeit, in der die forensische Psy-
chotherapie und Psychiatrie so stark im Justiz-
vollzug präsent sind, ist die Gefängnisseelsorge 
wichtiger denn je, wie mein Freund und Kol-
lege Alfredo Díez zu Recht in seinem Gruss-
wort betont hat. Die Gespräche mit uns stehen 
unter der seelsorglichen Schweigepflicht und 
haben somit keine vollzugsrelevanten Aus-
wirkungen. Wir haben bei vielen Insassen oft 
einen Vertrauensbonus, der einen ganz ande-
ren Zugang zu den Menschen ermöglicht. Die 
Gefängnisseelsorge ist deshalb eine wichtige 
Ergänzung zu den anderen Diensten. Auch aus 
psychotherapeutischer Sicht kann der Glaube 
eine positive Ressource sein, welche die Reso-
zialisierung fördert.

«Die Gefängnisseelsorge hat oft einen Vertrauensbonus, der einen 
ganz anderen Zugang zu den Menschen ermöglicht»

Pfarrer Frank Stüfen ist Gefängnisseelsorger der Justizvollzugs-
anstalt Pöschwies, Leiter des Studiengangs Seelsorge im Straf- und 
Massnahmenvollzug (SSMV) der Universität Bern und Herausgeber 
der neuen Zeitschrift «Seelsorge & Strafvollzug».

Die Zeitschrift «Seelsorge & Strafvollzug» 
erscheint in Papierform und ist zudem online 
auf www.seelsorgeundstrafvollzug.ch abrufbar.

Fünf Fragen	  prison-info 1/2019  25

http://www.seelsorgeundstrafvollzug.ch


«Ein Blick von aussen, um die Realität 
objektiver beurteilen zu können»
Der UN-Unterausschuss zur Verhütung von Folter hat erstmals die Schweiz besucht

Eine sechsköpfige Delegation des UN-Unter
ausschusses zur Verhütung von Folter (Sub-
committee on Prevention of Torture SPT) 
hat vom 27. Januar bis 7. Februar erst-
mals die Schweiz besucht. Die Delegation 
besichtigte verschiedene Einrichtungen 
des Freiheitsentzugs in den Kantonen 
Bern, Zürich, Genf und Waadt. 

«Wir freuen uns über die ausgezeichnete Zu-
sammenarbeit der schweizerischen Behörden 
während des Besuches und die Treffen mit 
der Nationalen Kommission zur Verhütung 
von Folter (NKVF), mit der wir eng zusammen-
gearbeitet haben», erklärte Catherine Paulet, 
die Leiterin der Delegation, am Schlusstreffen 
mit Behördenvertretern in Bern. «Wir haben 
die Schweiz ermutigt, die Ressourcen für die 
NKVF zu erhöhen, um ihre grundlegende 
Arbeit zum Schutz der Rechte der Personen 
im Freiheitsentzug zu verstärken.» Das SPT 
wird nun je einen vertraulichen Bericht mit 
Empfehlungen zuhanden der Behörden des 
Bundes und der Kantone sowie zuhanden der 
NKVF verfassen. Das SPT versteht sich nicht 
als Ankläger, sondern will im Dialog mit den 
Behörden des besuchten Staates die Haft-
bedingungen verbessern, wo dies nötig ist.

In der Schweiz werden die Menschenrech-
te in hohem Masse beachtet, betonte Bernardo 
Stadelmann, Vizedirektor im Bundesamt für 
Justiz (BJ), gegenüber der Delegation. Kein 
Land sei allerdings gegen gewisse Verletzun-
gen gefeit. Aus diesem Grund sei die Tätigkeit 
des SPT wertvoll: «Sie bietet der Schweiz einen 
Blick von aussen, um ihre Realität objektiver 
beurteilen zu können». Dieser Blick von aussen 
helfe, noch mehr zu tun und Massnahmen zu 
ergreifen, um Misshandlungen zu verhindern. 
Die Schweiz werde die Bemerkungen und 
Empfehlungen des SPT ernst nehmen. Regie-

rungsrat Fredy Fässler, Stiftungsratspräsident 
des Schweizerischen Kompetenzzentrums für 
den Justizvollzug, unterstrich, dass der Besuch 
und die Rückmeldung des SPT wichtig seien 
und die Verantwortlichen im Justizvollzug zur 
Reflektion anregten.

Stets unangemeldet erschienen
Gestützt auf das von der Schweiz im Jahr 
2009 ratifizierte Fakultativprotokoll zur 
UNO-Antifolterkonvention hat das SPT das 
Recht, alle Einrichtungen des Freiheitsent-
zugs zu besuchen. Es kann sich an diesen 
Orten frei bewegen und mit allen Personen, 
denen aus strafrechtlichen, strafprozessua-
len, zivil- und verwaltungsrechtlichen Grün-
den die Freiheit entzogen worden ist, ohne 
Zeugen Gespräche führen. Wie in den ande-
ren Vertragsstaaten hat das SPT auch den 
Besuch in der Schweiz in eigener Kompetenz 
organisiert und dafür eine Liste aller Ein-
richtungen des Freiheitsentzugs erhalten. Es 
hat auch nicht vorgängig bekannt gegeben, 
welche Einrichtungen es besuchen wird. Die 
Delegationsleiterin hielt nach dem Besuch 
fest: «Wir sind stets unangemeldet erschie-
nen, und man hat uns überall hineingelassen. 
Wir konnten mit allen Personen sprechen, mit 
denen wir sprechen wollten, und bekamen 
alle Dokumente, um die wir baten».

Eine Initiative der Schweiz
Das Fakultativprotokoll zur Antifolterkon-
vention der UNO geht auf eine Initiative des 
Genfers Jean-Jacques Gautier zurück. Die 
Schweiz hat bei der Ausarbeitung der Kon-
vention eine aktive Rolle gespielt und bringt 
mit deren Umsetzung ihre Solidarität mit der 
weltweiten Bekämpfung der Folter zum Aus-
druck. Die Antifolterkonvention will durch 
regelmässige Besuche des SPT und natio-

naler Kommissionen den Schutz vor Folter 
und grausamer, unmenschlicher oder er-
niedrigender Behandlung in den Einrich-
tungen des Freiheitsentzugs stärken. In der 
Schweiz nimmt diese Aufgabe die im Jahr 
2010 geschaffene unabhängige NKVF wahr. 
Das Fakultativprotokoll sieht vor, dass sich 
das SPT und die nationalen Kommissionen 
absprechen und zusammenarbeiten, um ihre 
Aktivitäten zu koordinieren und Doppelspu-
rigkeiten zu vermeiden.

Nur eine Beschwerde wegen 
Misshandlungen im Strafvollzug
Das Fakultativprotokoll ergänzt den Kont-
rollmechanismus der Antifolterkonvention 
der UNO. Diese Konvention verpflichtet die 
Vertragsstaaten, alle notwendigen Mass-
nahmen zur Verhinderung und Ahndung von 
Folter und grausamer, unmenschlicher oder 
erniedrigender Behandlung zu ergreifen. 
Die Vertragsstaaten müssen dem UN-Aus-
schuss zur Verhütung von Folter (Commit-
tee Against Torture CAT) regelmässig über 
die ergriffenen Massnahmen Bericht erstat-
ten. Anschliessend stellt ihnen das CAT seine 
Schlussbemerkungen und Empfehlungen zu. 
Das CAT entscheidet zudem über Beschwer-
den wegen Verletzung der Konvention. Das 
CAT hat bisher insgesamt 233 Beschwerden 
gegen die Schweiz behandelt. 230 Beschwer-
den betrafen Ausweisungen bzw. Überstel-
lungen im Anschluss an Asylverfahren und 2 
Beschwerden betrafen Auslieferungen. Nur 
eine Beschwerde betraf Misshandlungen im 
Strafvollzug; sie wurde allerdings vom CAT 
wegen Nichterschöpfung der innerstaat-
lichen Rechtsmittel für unzulässig erklärt. 
(Red.)
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Besuche schützen vor «nationaler 
Betriebsblindheit»
Interview mit Alberto Achermann, dem Präsidenten der  
Nationalen Kommission zur Verhütung von Folter (NKVF)
Der Aussenblick unabhängiger interna-
tionaler Menschenrechtsorgane schützt 
die besuchten Staaten vor «nationaler 
Betriebsblindheit», hält Alberto Acher-
mann, Präsident der Nationalen Kom-
mission zur Verhütung von Folter (NKVF), 
fest. Er legt zudem dar, weshalb die NKVF 
ihr Augenmerk auf den Verbesserungs-
bedarf richten muss und keine allgemeine 
Beurteilung der besuchten Einrichtungen 
abgeben kann.

#prison-info: Das Fakultativprotokoll zur 
Antifolterkonvention sieht vor, dass die ver-
schiedenen Menschenrechtsorgane zusam-
menarbeiten, um Doppelspurigkeiten zu 
vermeiden. Wie gut funktioniert die Zu-
sammenarbeit zwischen der NKVF und der 
Kommission des Europarates (CPT) und der 
UNO (SPT)? 
Alberto Achermann: Es wäre übertrieben, die 
Zusammenarbeit als sehr eng zu bezeichnen. 
In erster Linie, namentlich mit dem CPT, geht 
es um gegenseitigen Austausch, um die Pla-
nung des circa alle vier Jahre stattfindenden 
Besuchs zu koordinieren. Mit dem SPT gilt 

dasselbe, zudem orientiert die NKVF diesen 
Ausschuss regelmässig über ihre Aktivitäten 
und legt Rechenschaft über ihre Stellung und 
Perspektiven ab.

Das SPT hat bei seinem Besuch auch die NKVF 
selber überprüft. Aus welchem Grund? 
Es gehört zu den Aufgaben des SPT, die na-
tionalen Präventionsmechanismen - wie die 
NKFV in der Schweiz - zu unterstützen, und 
«den Vertragsstaaten Empfehlungen und 
Bemerkungen mit dem Ziel der Stärkung 
der Leistungsfähigkeit und des Auftrags der 
nationalen Präventionsmechanismen» zu 
unterbreiten, wie es im Zusatzprotokoll zur 
UNO-Antifolterkonvention steht. Zu diesem 
Zweck ist es wichtig, dass sich das SPT selbst 
ein Bild über die Funktionsweise der natio-
nalen Mechanismen macht. 

Den Hauptteil der Präventionsarbeit leistet 
die NKVF. Worin besteht der unverzichtbare 
spezifische Mehrwert der sporadischen Be-
suche der Kommissionen des Europarates 
und der UNO?
Den Mehrwert sehe ich in erster Linie im 
Aussenblick, der uns vor der immer bestehen-
den Gefahr der «nationalen Betriebsblindheit» 
schützen kann. Wenn wir auf die Geschichte 
zurückblicken – ich denke namentlich an die 
administrativen Versorgungen, die weitherum 
akzeptiert waren – wird deutlich, dass ein kriti-
scher Blick von aussen von grosser Bedeutung 
sein kann. Zudem handelt es sich um Organe, 
welche die Situation in vielen anderen Staaten 
überprüft haben, und somit best, aber auch 
worst practice identifiziert haben. Insofern ist 
deren Sicht von besonderem Interesse. Schliess-
lich handelt es sich um völlig unabhängige Ex-
pertengremien, die nur internationalen Stan-
dards verpflichtet und weniger den nationalen 
Traditionen und Diskursen verhaftet sind. 

Seit 2010 besucht die NKVF regelmässig Ein-
richtungen des Freiheitsentzugs. Wie kom-
men ihre Berichte und Empfehlungen bei 
den Verantwortlichen an?
Unterschiedlich. Unsere Berichte enthalten 
Feststellungen betreffend Verbesserungs-
bedarf, damit oft Kritik, und entsprechende 
Empfehlungen. Nun ist es so, dass niemand 
gerne kritisiert wird, und es ist daher normal, 
dass unsere Empfehlungen mitunter auch Ir-
ritationen und Verärgerung auslösen können. 
Und nicht immer gelingt es der Kommission, 
in ihren Berichten die Kritik so vorzubringen, 
dass sie nicht als negative Beurteilung, son-
dern als wohlwollenden Anstoss, Verbesse-
rungen zu prüfen, verstanden wird. Aber oft 
werden unsere Empfehlungen auch als sehr 
wertvoll erachtet, da es den Verantwortlichen 
dient, den Ruf nach Verbesserungen, die sie 
selbst befürworten, gegenüber der Politik mit 
zusätzlichen Argumenten zu untermauern.

Die Kommission muss aufgrund ihres ge-
setzlichen Auftrags ihr Augenmerk auf den 
Verbesserungsbedarf richten. Wie kann eine 
solch «einseitige Qualifikation» den Betrof-
fenen gerecht werden?
Tatsächlich wird uns mitunter vorgeworfen, 
wir würden nur das Negative sehen und nur 
kritisieren. Ich kann diesen Einwand zwar gut 
nachvollziehen, möchte aber Folgendes zu 
bedenken geben: Die Kommission hält sich 
bei ihren Besuchen meist nur kurze Zeit, ein 
bis zwei Tage, in einer Einrichtung des Frei-
heitsentzuges auf. Dies ermöglicht es ihr, 
ohne Weiteres, gewisse Abweichungen von 
Standards oder Mängel festzustellen. Wir ge-
winnen durchaus einen Eindruck eines guten 
menschlichen Umgangs, wenn wir etwa die 
Arbeitsräume besichtigen oder Betreuer be-
gleiten. Eine allgemeine Beurteilung über die 
Qualität oder die Führung abzugeben, wäre 
indessen vermessen und würde die Gefahr 
bergen, ein Gütesiegel auszustellen, ohne 
Mängel erkannt zu haben. 

Alberto Achermann ist 
Anwalt und assoziierter 
Professor für Migrations­
recht an der Universität 
Bern. Seit 2016 ist er 
Präsident der Nationalen 
Kommission zur Verhü­
tung von Folter (NKVF).
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Wie gross ist diese Gefahr?
Es ist tatsächlich schon passiert, dass es eini-
ge Wochen nach einem Besuch in einer Ein-
richtung zu Medienberichten über angebli-
che Missstände gekommen ist, etwa über ein 
Zerwürfnis zwischen Leitung und Personal, 
ohne dass wir dies festgestellt hätten. Dass es 
aufgrund unserer Feststellungen und Emp-
fehlungen mitunter zu Kränkungen kommt, 
ist nicht ganz zu vermeiden, auch wenn die 
Delegationen bemüht sind, in der Diskussion 
mit Leitung und Personal vor allem auch das 
augenscheinlich Gute zu würdigen.

Sie haben einmal den Dialog als das wichtigs-
te Instrument der Kommission bezeichnet. 
Können Sie dies näher ausführen?
Nur wenn es der NKVF gelingt, die Leitungen 
der Einrichtungen bzw. die Justizvollzugsver-
waltungen und Regierungen im Gespräch 
von der Notwendigkeit der Beherzigung der 
Empfehlungen zu überzeugen, werden Ver-
besserungen auch umgesetzt werden. Umge-
kehrt ist der Dialog auch für die Kommission 
ein wichtiges Mittel, unsere eigene Tätigkeit 
kritisch zu hinterfragen und mitunter unsere 
Sichtweise anzupassen. 

Inwiefern passen Sie Ihre Sichtweise an?
Würden unsere Empfehlungen als Wunsch-
konzert einer praxisfernen Kommission 
wahrgenommen, hätten sie kaum Wirkun-
gen. Daher ringen wir in den Kommissions-
sitzungen um Empfehlungen, die mit Au-
genmass auf eine mögliche Umsetzbarkeit 
formuliert werden. Aber es gibt auch Situ-
ationen, wo wir gestützt auf nationale und 
internationale Standards aus prinzipiellen 
Gründen eine Empfehlung abgeben müssen, 
auch wenn sie kurzfristig nicht umgesetzt 
werden kann, weil dies zum Beispiel mit er-
heblichen Kosten verbunden wäre und die 
Politik gefordert ist. Aber in diesen Fällen 
einfach zu schweigen, wäre schlecht für die 
Glaubwürdigkeit der Kommission und für 
die Bemühungen um Verbesserungen im 
Haftbereich. (gal)

Die Untersuchungshaft 
erträglicher machen
Kriseninterventionsabteilung (KIA) im Gefängnis Limmattal eröffnet

Das Amt für Justizvollzug des Kantons 
Zürich hat im Februar im Gefängnis Lim-
mattal eine neue Abteilung für Häftlinge 
in akuten psychischen Krisen eröffnet. 
Auch mit mehr Bewegungsfreiheit auf den 
Abteilungen und dem Zugang zu Arbeit, 
Sport und Bildung soll die Situation von 
Menschen in Untersuchungshaft verbessert 
werden.

Erstrangiger Zweck der Untersuchungshaft 
sei es, Flucht und Rückfälle sowie Absprachen 
und das Einwirken auf Beweismittel zu ver-
hindern, erinnert das Amt für Justizvollzug 
in seiner Medienmitteilung. Daher handle 
es sich bei der Untersuchungshaft trotz Un-
schuldsvermutung um die restriktivste Haft-
form. Regierungsrätin Jacqueline Fehr habe 
schon kurz nach ihrem Amtsantritt Projekte 
angestossen, um den Zweck der Untersu-
chungshaft zu schützen, aber den Inhaftier-
ten keine unnötigen Restriktionen aufzu-
erlegen. Anlässlich der Eröffnung der neuen 
Kriseninterventionsabteilung (KIA) hielt die 
Justizdirektorin fest, dass die Betreuung von 
Häftlingen in der Untersuchungshaft häu-
fig Krisenarbeit sei. Die Untersuchungshaft 
müsse sein, aber man sollte versuchen, die 
negativen Nebenwirkungen wie etwa die 
Störung der Beziehung zur Familie, den Ver-
lust der Arbeitsstelle oder die soziale Isolation 
so gut wie möglich abzufedern. 

Sieben Stunden Bewegungsfreiheit
Roland Zurkirchen, Direktor der Untersu-
chungsgefängnisse Zürich, erläuterte, wel-
che Massnahmen getroffen wurden, um die 
Untersuchungshaft je nach Möglichkeit zu 
lockern. So könnten sich Häftlinge in den Zür-
cher Untersuchungsgefängnissen im Schnitt 
während sieben Stunden auf der Abteilung 
frei bewegen. Es gebe Zugang zu Bildung, 
Arbeit und Sport. Ausserdem habe man im 
Rahmen der vorhandenen Ressourcen die 
Unterstützung durch Sozialarbeiter und Be-
treuungspersonal verstärkt. Generell würden 

mehr Möglichkeiten zu Kommunikation und 
sozialem Austausch geboten. Ziel der ver-
schiedenen Anpassungen sei es, den schäd-
lichen Nebenwirkungen der Untersuchungs-
haft entgegenzuwirken. 

Lücke geschlossen 
Daniel Bosshart, Leiter des Gefängnisses Lim-
mattal, erwähnte bei der Vorstellung der KIA 
mit ihren neun Plätzen den im Vergleich zur 
normalen Untersuchungshaft höheren Be-
treuungsschlüssel sowie die gemeinsamen 
Aktivitäten, Gespräche, Besuche, Arbeits-, 
Bildungs- und Freizeitmöglichkeiten. Mit 400 
Stellenprozenten für Pflegefachpersonal und 
100 Stellenprozenten für Gefängnispsychia-
ter sei die KIA gut aufgestellt. Mit der psych-
iatrischen Versorgung und Betreuung von 
Häftlingen in einer akuten psychischen Krise 
könne eine Lücke im Angebot des Kantons 
Zürich geschlossen werden. (Red.)
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Den Zweck der Untersuchungshaft schützen, aber den Inhaftierten keine unnötigen 
Restriktionen auferlegen: Blick in den Aufenthaltsraum der Kriseninterventions
abteilung im Gefängnis Limmattal.	 Foto: Peter Schulthess (2019)
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Gesundheitsversorgung im Freiheits-
entzug soll kostenfrei sein
Stellungnahme der Schweizerischen Akademie der Medizinischen Wissenschaften (SAMW)

Die Gesundheitsversorgung im Freiheits-
entzug soll grundsätzlich kostenfrei sein, 
fordert die Schweizerische Akademie der 
Medizinischen Wissenschaften (SAMW) in 
einer Stellungnahme. «Mit Sorge» beob-
achtet sie die Tendenz, dass Gesundheits-
kosten zunehmend auf die Inhaftierten 
übertragen werden. Ob es eine solche 
Tendenz gibt, ist allerdings umstritten.

Inhaftierte seien im Vergleich zur Allgemein-
bevölkerung häufiger krank. Oft handle es 
sich um ansteckende Krankheiten, die auch 
für Drittpersonen ein gesundheitliches Risiko 
bergen, schreibt die SAMW in ihrer Stellung-
nahme «Finanzierung medizinischer Leistun-
gen im Gefängnis» vom 15. Februar 2019. Eine 
gute Gesundheitsversorgung schütze nicht 
nur die Inhaftierten, sondern auch das Voll-
zugspersonal und die Besucher. Sie sei zudem 
im Hinblick auf die Haftentlassung auch im 
Interesse der Allgemeinbevölkerung.

Der Staat habe gegenüber den Inhaftier-
ten eine besondere Fürsorgepflicht, da er 
ihnen die Freiheit entziehe, hält die SAMW 
weiter fest. Er trage die Verantwortung für 
deren Leben und Gesundheit und müsse 
deren spezifische Bedürfnisse berücksichti-
gen. Inhaftierte seien gemäss Studien nicht 
nur überdurchschnittlich von körperlichen 
Krankheiten betroffen, sondern litten auch 
häufig unter psychischem Stress.

Anspruch auf eine gleichwertige 
Versorgung
Alle Inhaftierten hätten – unabhängig von 
Nationalität und Aufenthaltsstatus – An-
spruch auf eine Gesundheitsversorgung, die 
jener der Allgemeinbevölkerung gleichwertig 
ist. Es dürfe keine Rolle spielen, ob die inhaf-
tierte Person dem Krankenversicherungs-
gesetz (KVG) unterstellt ist oder nicht. Die 
SAMW empfiehlt, künftig alle Inhaftierten 
dem Krankenversicherungsobligatorium zu 
unterstellen.

Inhaftierte hätten Anspruch auf jene Be-
handlung, die aus fachlicher Sicht erforderlich 
ist. Administrative Abklärungen (z. B. vorgän-
gige Kostengutsprache) oder sicherheitsrele-
vante Aspekte dürften nicht dazu führen, dass 
eine medizinische Leistung unterbleibe oder 
mit Verzögerung erbracht werde. 

Niederschwellig und kostenfrei
Inhaftierte nähmen teilweise nur zurückhal-
tend medizinische Leistungen in Anspruch, 
zum Beispiel aus Angst vor negativen Folgen 
einer Konsultation, heisst es weiter in der 
Stellungnahme der SAMW. Als weitere Hür-
de könne sich die Bezahlung der Kostenbei-
träge erweisen. Doch die Inanspruchnahme 
von medizinisch notwendigen präventiven, 
diagnostischen und therapeutischen Mass-
nahmen liege im Interesse der Inhaftierten 
sowie der Allgemeinheit. Die SAMW fordert 
deshalb, dass die Gesundheitsversorgung für 
die Inhaftierten niederschwellig und grund-
sätzlich kostenfrei sein soll. Nur in Ausnah-
mefällen, wenn ein erhebliches Einkommen 
und/oder ein hohes Vermögen vorhanden sei, 
solle eine angemessene Kostenbeteiligung 
verlangt werden können. 

Als Nachweis für die Tendenz, dass Ge-
sundheitskosten zunehmend auf die Inhaf-
tierten übertragen werden, führt die SAMW 
in ihrer Stellungnahme insbesondere einen 
Vorschlag dreier kantonaler Gremien (KKJPD, 
SODK und SKOS) an. Demnach sollen Gesund-
heitskosten im Justizvollzug nicht mehr als 
Vollzugskosten vom Staat finanziert, sondern 
als persönliche Auslagen in erster Linie von 
den Inhaftierten selbst getragen werden. 
Die SMAW weist zudem auf die (seit Jahren 
geltenden) Bestimmungen der Strafvollzugs-
konkordate hin, wonach Sozialversicherungs-
beiträge und die durch die Krankenkasse 
nicht gedeckten Gesundheitskosten durch 
die Inhaftierten übernommen werden sol-
len – soweit dies aufgrund ihres Einkommens 
und Vermögens möglich und zumutbar ist. 

Keine Überwälzung der 
Gesundheitskosten
Der im Jahr 2015 von den drei kantonalen 
Gremien verabschiedete Bericht «Schnitt-
stelle Justizvollzug – Sozialhilfe» hält als 
Resultat namentlich fest, dass die Kosten 
einer ambulanten oder stationären Behand-
lung mit medizinischer Indikation über die 

Ein Drittel ist nicht gegen Krankheit versichert

Das Bundesamt für Gesundheit (BAG) hat im Jahr 2017 gemeinsam mit den verantwortlichen Behörden für 
den Justizvollzug die Arbeitsgruppe Gesundheitsversorgung von Inhaftierten ohne Krankenversicherung 
ins Leben gerufen, um eine gute gesundheitliche Versorgung aller Personen im Freiheitsentzug zu 
gewährleisten. Kostenträger für medizinisch empfohlene Leistungen finden sich nämlich nicht in 
jedem Fall, und die Suche ist oft mit erheblichem Verwaltungsaufwand verbunden. Findet sich kein 
Kostenträger, kann dies zu einer medizinischen Unterversorgung von Betroffenen führen und negative 
Folgen für die öffentliche Gesundheit haben.
Die Arbeitsgruppe hat unterschiedliche Modelle der Finanzierung von Behandlungskosten bei nicht­
krankenversicherten Inhaftierten zur Kenntnis genommen. Teilweise werden diese Kosten von den 
zuständigen Gesundheitsbehörden getragen. Andernorts werden Gesuche um Kostengutsprache an 
das sozialhilferechtlich zuständige Gemeinwesen gerichtet. Die Bewilligungspraxis ist nicht einheitlich: 
Teils werden Kosten bis zur Klärung des Kostenträgers bevorschusst, es kommt aber auch vor, dass 
Kosten nicht bevorschusst und Gesuche nur für medizinische Notfälle bewilligt werden. Die in der 
Arbeitsgruppe vertretenen Fachleute schätzen, dass ungefähr ein Drittel aller Inhaftierten nicht gegen 
Krankheit versichert ist. Sie werden die Arbeiten noch in diesem Jahr mit Lösungsvorschlägen abschliessen.
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Krankenversicherung finanziert werden. «Die 
inhaftierte Person trägt Kostenbeteiligun-
gen (Franchise, Selbstbehalt, Spitalbeitrag) 
und weitere nicht von der Krankenversiche-
rung gedeckte Leistungen. Verfügt sie nicht 
über die erforderlichen Mittel zur Bezahlung 
dieser Kosten, so hat sie grundsätzlich An-
spruch auf Sozialhilfeleistungen.» Auf An-
frage betont Joe Keel, der als Sekretär des 
Ostschweizer Strafvollzugskonkordats an der 
Ausarbeitung des Berichts beteiligt war, es sei 
bei diesem Bericht nicht darum gegangen, 
die Gesundheitskosten auf die Inhaftierten 
zu überwälzen, sondern die Schnittstellen 
zwischen dem Justizvollzug und der Sozial-
hilfe zu klären und Abgrenzungsprobleme 
zu beheben. 

Unterschiede vermeiden
Dass sich alle Inhaftierten an den Gesund-
heitskosten beteiligen sollen, findet Joe Keel 
richtig. Zum einen gehe es darum, Unter-
schiede zwischen den Inhaftierten zu ver-
meiden. Es könne nicht sein, dass versicherte 
Inhaftierte die ungedeckten Kosten überneh-
men müssten und die nicht versicherten In-
haftierten nichts zu zahlen brauchten. Zum 
anderen sei ebenfalls zu vermeiden, dass 
Inhaftierte dank einer kostenfreien Gesund-
heitsversorgung besser als die Allgemeinbe-
völkerung gestellt seien. Keel erinnert an das 
Normalisierungsprinzip, wonach sich das 
Leben im Strafvollzug so wenig wie mög-
lich von den Lebensbedingungen in Freiheit 
unterscheiden soll. Die finanzielle Belastung 

habe allerdings Grenzen, «denn wir haben al-
les Interesse daran, dass die Täter nach ihrer 
Entlassung über ein Startkapital verfügen».

Joe Keel teilt die Sorge der SAMW nicht. Er 
sieht den Zugang zur Gesundheitsversorgung 
und deren Qualität nicht in Frage gestellt. 
Die Erfahrung zeige zum Beispiel, dass die 
Erhebung eines bescheidenen Beitrags pro 
Konsultation sich nicht nachteilig auswirke. 
Im Interesse der Gleichbehandlung der In-
haftierten sei es wichtig, in den Konkordaten 
und den Kantonen aufeinander abgestimm-
te Bestimmungen zur Kostenbeteiligung zu 
erlassen, wie dies das Konkordat der lateini-
schen Schweiz mit dem Beschluss über die 
Gesundheitskosten vom 8. November 2018 
bereits getan hat. (gal)

Menschen im Freiheitsentzug haben Anspruch auf eine einwandfreie medizinische 
Betreuung (Bild: Prison de Sion, VS). Geteilt sind die Meinungen, ob die 
Gesundheitsversorgung kostenfrei sein soll oder ob sich die Inhaftierten an den 
Gesundheitskosten beteiligen sollen.	 Foto: Peter Schulthess (2019)
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Der Anteil der Insassenpopulation  
an der Wohnbevölkerung ist seit  
zwanzig Jahren stabil 
Interview mit Daniel Fink über die jüngste Erhebung des BFS

Obwohl die Anzahl der Inhaftierten in 
der Schweiz stark zugenommen hat, ist 
der Anteil der Insassenpopulation an der 
Wohnbevölkerung in den letzten 20 Jahren 
sehr stabil geblieben. Im europäischen Ver-
gleich gehört die Schweiz zu den Ländern 
mit einer tieferen Insassenrate, erläutert 
der Kriminalstatistiker Daniel Fink.

#prison-info: In den letzten 30 Jahren ist 
gemäss der jüngsten Erhebung des Bundes-
amtes für Statistik (BFS) die Anzahl der In-
haftierten in der Schweiz um 50 Prozent von 
4621 auf 6907 gestiegen. Worauf ist dieser 
Anstieg zurückzuführen?
Daniel Fink: Der Titel der Medienmitteilung 
des BFS kann auf den ersten Blick den Ein-
druck vermitteln, dass die abgeurteilte Kri-
minalität – namentlich die schwere, mit 
unbedingter Freiheitsstrafe zu ahndende 
Delinquenz – gewaltig angestiegen ist. Die 
nähere Betrachtung der vom BFS veröffent-
lichten Zahlen ergibt allerdings ein anderes 
Bild, insbesondere wenn man die Entwick-
lung der Bevölkerungszahlen und die Details 
der Ergebnisse berücksichtigt.

Was gilt es genau zu berücksichtigen?
Zuerst ist darauf hinzuweisen, dass der An-
stieg der Insassenpopulation auf die Zeit vor 
1998 zurückgeht. Seit 1998 schwankt deren 
Rate nämlich um den Wert von 80 Insassen 
pro 100 000 Personen der Wohnbevölkerung. 
Das heisst: Die Insassenpopulation ist in den 
letzten 20 Jahren sehr stabil geblieben, wenn 
man die Entwicklung der Bevölkerung be-
rücksichtigt. Noch wichtiger ist allerdings, 
dass die Insassenrate im Vollzug 1988 bei 

43 Personen pro 100 000 der Wohnbevölke-
rung lag und für 2017 das BFS 44 Personen 
ausweist. Zugleich sind heute anders als frü-
her ein Grossteil der Insassen Ausländer ohne 
Wohnsitz in der Schweiz, die keine schweren 
Delikte begangen haben. Damit belegen die 
Zahlen des BFS, dass der Anteil der zur Wohn-
bevölkerung gehörenden, abgeurteilten In-
sassen im Vollzug zurückgegangen ist. Zu 
ergänzen ist, dass die Zahl der Personen in 
Untersuchungshaft gleichgeblieben ist: 1988 
wie 2017 zählte man 20 Insassen pro 100 000 
Einwohner. 

Trotz stabiler Entwicklung in den letzten 20 
Jahren ist aber die Anzahl der Insassen in 
dem von der Statistik erfassten Zeitraum 
von 30 Jahren proportional stärker als die 
Wohnbevölkerung angestiegen. Welches 
sind die wichtigsten Gründe?
Der in den 1990er Jahren beobachtbare An-
stieg der Insassenpopulation ist auf die 1995 
eingeführte Ausschaffungshaft und vor allem 
auf einen immer länger dauernden Massnah-
menvollzug zurückzuführen – und zwar bei 
einem gleichzeitigen deutlichen Rückgang 
der Einweisungen für den Vollzug von Frei-
heitsstrafen.
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Insassenpopulation der Schweiz pro 100 000 Ein-
wohner 1988–2017: Das Total der Insassenpopulation 
(orange) setzt sich zusammen aus den verurteilten 
Insassen im Vollzug (rot), den Personen in Untersu­
chungshaft sowie einem kleineren Rest von Personen, 
die sich im vorzeitigen Strafvollzug, aufgrund einer 
ausländerrechtlichen Zwangsmassnahme oder aus 
anderen Gründen (z.B. im Rahmen eines Ausliefe­
rungsverfahrens) in Haft befinden (gelb).
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In den letzten 30 Jahren hat sich die Zahl 
der Inhaftierten pro 100 000 Einwohner von 
70 auf 82 erhöht. Wie steht die Schweiz im 
internationalen Vergleich da?
Trotz grossen Anstrengungen bei den Daten-
erhebungen liegen auch heute noch nicht 
durchwegs europaweit vergleichbare Ergeb-
nisse vor, da nicht alle Länder die gleichen In-
sassenkategorien berücksichtigen. Sofern die 
Vorgehensweisen konstant sind, lassen sich 
trotzdem einige Aussagen machen. In den 
Jahren von 1988 bis 2008 belegte die Schweiz 
eine Position nahe bei den nordischen Län-
dern, im unteren Drittel der Länderliste des 
Europarates. Nachdem in jüngerer Zeit die In-
sassenpopulation in einzelnen Ländern Ost-
europas, namentlich in Kroatien, Slowenien 
und Bosnien-Herzegowina, stark gesunken 
ist, steht die Schweiz heute an der Grenze 
vom mittleren und unteren Drittel.

Im Jahr 2017 waren in der Schweiz 6 Ausbrü-
che aus geschlossenen Einrichtungen und 
170 Fluchten aus offenen Einrichtungen zu 
verzeichnen. Wie sicher sind die schweizeri-
schen Einrichtungen?
Zuerst muss festgehalten werden, dass die 
6 Ausbrüche aus unterschiedlichen Einrich-
tungsarten erfolgten: Je 1 Person brach aus 
der U-Haft, dem vorzeitigen Strafvollzug und 
dem Straf- und Massnahmenvollzug aus und 
3 Personen brachen aus Ausschaffungsein-
richtungen aus. Strenggenommen müsste 
man von 3 problematischen Fällen sprechen 
und nicht von 6! Und auf keinen Fall darf man 
die 170 Fluchten aus offenen Einrichtungen 
oder offenen Arbeitsplätzen im Vollzug mit 
Ausbrüchen gleichsetzen. Zudem sind hier 
62 Fälle des Jugendvollzugs inbegriffen, der 
meist in völlig ungesicherten Einrichtun-
gen durchgeführt wird. Allein die Auflistung 
dieser Fallzahlen erlaubt es, die reisserische 

Die Schweiz ist keine «Hochburg der Ausbrecher». Die 
Zahl der Ausbrüche aus geschlossenen Einrichtungen ist 
seit deren Erhebung von 24 (2010) auf 6 (2017) zurück­
gegangen, was namentlich auf die Modernisierung der 
baulichen und elektronischen Sicherheitseinrichtungen 
zurückzuführen ist (Bild: Herzschlagdetektoren in der 
Fahrzeugschleuse der JVA Lenzburg).  
Foto: Peter Schulthess (2013)
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mediale Berichterstattung über das «Ausbre-
cher-Paradies Schweiz» oder die «Hochburg 
der Ausbrecher» ins richtige Licht zu setzen. 

Was lässt sich denn im Vergleich mit dem 
Ausland sagen?
Der Vergleich mit dem Ausland ist trotz allen 
Vorsichtsmassnahmen und Zusatzinforma-
tionen in der Statistikpublikation des Euro-
parates (SPACE I, 2018) problematisch und 
kaum zahlenmässig korrekt zu bewerkstelli-
gen. Da die Schweiz wie auch die nordischen 
Länder verhältnismässig mehr offene Plätze 
im Vollzug anbieten, haben sie auch höhere 
Fluchtzahlen als Länder wie Frankreich oder 
Spanien, die über keine solchen Anstalten 
verfügen. Und weil die Einweisung in eine 
offene Anstalt als Vorstufe der Entlassung in 
die Freiheit anzusehen ist, sind diesen Fluch-
ten eine ganz andere Bedeutung beizumes-
sen als den Ausbrüchen. Die Rückfallzahlen 
der Entlassenen belegen, dass die Schweiz 
in Bezug auf die Rückfallminderung eines 
der besseren Systeme des Freiheitsentzugs 
in Europa aufgebaut hat.  

In den letzten 30 Jahren ist die Anzahl der 
Justizvollzugsanstalten um 30 Prozent von 
152 auf 106 zurückgegangen. Gleichzeitig er-
höhte sich die Kapazität um 37 Prozent von 
5487 auf 7489 Haftplätze. Welches sind die 
Gründe für diesen Trend?
Aufgrund der 1991 vom Europäischen Aus-
schuss zur Verhütung von Folter (CPT) for-
mulierten Beanstandung verschiedener Ein-
richtungen des Freiheitsentzugs wurden 
namentlich in den Kantonen Bern, Waadt, 
Thurgau, St. Gallen, Graubünden und Aargau 
überalterte polizeiliche Arrestlokale und aus 
dem 19. Jahrhundert stammende Bezirks-
gefängnisse durch neu gebaute, grössere 
und mehrfunktionale Regionalgefängnis-
se ersetzt. Ab 1995 wurden neu auch Aus-
schaffungsgefängnisse erstellt respektive 
Plätze für die Ausschaffungshaft eingerich-
tet. Schliesslich wurden veraltete Vollzugs-
anstalten geschlossen und neue, grössere 
Justizvollzugsanstalten (Pöschwies ZH und 
La Brenaz GE) sowie neue Massnahmenan-
stalten (Rheinau ZH und Curabilis GE) gebaut. 

Wie kann diese Entwicklung interpretiert 
werden?
Die Modernisierung der schweizerischen 
Gefängnislandschaft wurde von der Leitidee 
eines notwendigen Ausbaus des Platzange-

bots bestimmt. Kaum eine Rolle spielten hin-
gegen kriminalpolitische Vorgaben wie die 
Zurückdrängung des Freiheitsentzugs. Pro-
blematisch ist, dass einige Kantone billigen, 
minimalistischen und schnellen Baulösun-
gen gegenüber nachhaltig gestalteten, gross-
zügigen Einrichtungen den Vorzug gaben.  

Wie erklären Sie die grossen regionalen 
Unterschiede bei der Belegungsrate: 79,8 
Prozent in der Ostschweiz, 88,2 Prozent in 
der Nordwest- und Innerschweiz und 107,7 
Prozent in der lateinischen Schweiz?
Zuerst muss klargestellt werden, dass diese 
Unterschiede nie mit einem unterschiedli-
chen Kriminalitätsaufkommen bzw. unter-
schiedlichen Kriminalitätsraten erklärt wer-
den können. Entscheidend ist die Frage, ob 
denn auch mehr Beschuldigte angehalten 
werden. Dann kommt es darauf an, wie syste-
matisch diese in Untersuchungshaft gesetzt 
und abgeurteilt werden, und schliesslich 
wie viele zu unbedingten Freiheitsstrafen 
verurteilt werden und wie lange deren Stra-
fen sind.

Welche Unterschiede lassen sich denn bei 
der Anordnung der Untersuchungshaft fest-
stellen?
In den französischsprachigen Kantonen wird 
eindeutig mehr Untersuchungshaft angeord-
net als in der übrigen Schweiz. Sie weisen für 
25 Prozent der Wohnbevölkerung 42 Prozent 
aller angerechneten U-Haften aus. Im Gegen-
satz dazu hat der Tessin bei 4 Prozent der Be-
völkerung nur einen Anteil von 2 Prozent an 
allen U-Haften, obwohl er geographisch mit 
Mailand als Hinterland ebenso exponiert ist 
wie Genf aufgrund seiner Nähe zum Gross-
raum Lyon.

Und wie sieht es bei den Freiheitsstrafen aus?
In der Schweiz wird von 10 Verurteilten im 
Durchschnitt nicht einmal einer zu einer un-
bedingten Freiheitsstrafe verurteilt: Im Jahr 
2017 kamen auf 105 000 Verurteilte 9000 un-
bedingte Freiheitsstrafen, wozu auch die voll-
zugstatistisch relevanten unbedingten Teile 
der teilbedingten Freiheitsstrafen zählen. 
Davon wurden allein vom Kanton Waadt 2547 
bzw. 28 Prozent ausgesprochen. Zusammen 
mit dem Kanton Genf waren es 42 Prozent 
und insgesamt verzeichneten die frankopho-
nen Kantone 54 Prozent aller unbedingten 
Freiheitsstrafen für 25 Prozent der schwei-
zerischen Wohnbevölkerung.  

Es gibt also einen Röstigraben? Wie lässt sich 
dies erklären?
Diese Daten belegen, dass es in der födera-
listischen Schweiz in sehr unterschiedlichem 
Ausmass zu Haft und Freiheitsstrafe kommt. 
Untersuchungshaft und – meist kurze – Frei-
heitsstrafen werden in der französischspra-
chigen Schweiz eindeutig häufiger ange-
ordnet respektive ausgesprochen. Dies ist 
einerseits beeinflusst von der Politisierung 
der Funktion des Generalstaatsanwaltes und 
andererseits von der in Frankreich stark ver-
breiteten Überzeugung, dass sich repressive 
Strafverfolgung und Sanktionen auszahlen. 
Besonders gut veranschaulicht dies eine prä-
gnante Interviewantwort von Generalstaats-
anwalt Olivier Jornot, wonach die Kleinkrimi-
nalität zu einem grossen Teil nur auf Haft und 
Ausschaffung empfindlich sei. Die Rückfall-
raten des BFS zeigen indessen, dass der «Sie-
geszug der Geldstrafe» mit einem Rückgang 
der Rückfallrate einhergegangen ist. (gal)

Weiterführende Literatur: 

Daniel Fink: Föderalismus und Kriminalpolitik, 
in: Fink D. et al.: Kriminalität, Strafrecht und 
Föderalismus, Bern, Stämpfli-Verlag, 2019. 
Daniel Fink: Freiheitsentzug in der Schweiz, 
Zürich, NZZ libro, 2018. 
Daniel Fink: Ein wissenschaftliches Lob für die 
bedingte Geldstrafe, in: Plädoyer, 5/2017.
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Die Inhaftierung von Angehörigen 
wird durch Nebenwirkungen ver-
schärft
Ergebnisse einer Studie in der Westschweiz 

Die vorliegende Studie ist unseres Wissens 
eine der wenigen in der Westschweiz, 
welche die Auswirkungen der Inhaftierung 
auf die Angehörigen untersucht. Die Haft 
führt dazu, dass die Angehörigen – ohne 
selber eingesperrt zu sein – trotzdem 
täglich das Gefängnis spüren, was in der 
angelsächsischen Forschung als secon-
dary prisonization bezeichnet wird. Die 
Studie bestätigt die Notwendigkeit, dass 
die Pflege der Beziehung zwischen den 
Inhaftierten und ihren Angehörigen unter-
stützt und verbessert werden sollte. Denn 
diese Beziehung gilt als entscheidender 
Faktor für die Vermeidung von Rückfällen.

Matila Corminboeuf und Jonathan Donnet

Welche Erschütterungen ruft die Inhaftie-
rung bei den Angehörigen hervor? Welche 
Folgen hat sie für die Organisation des Alltags 
und die Beziehung zur inhaftierten Person? 
Können die Familien darüber in ihrem Um-
feld sprechen? Wie einfach lässt sich heraus-
finden, an wen man sich wenden muss, um 
Antworten auf die verschiedenen Fragen im 
Zusammenhang mit der Haft zu erhalten? 
Welche Auswirkungen hat die Haft auf die 
sozialen Beziehungen? Eine ganze Reihe von 
Fragen, die oft nicht beachtet werden. Sie 
sollen in diesem Text aufgeworfen werden, 
damit die zahlreichen Schwierigkeiten der 
Familien mit Angehörigen in Haft stärker 
berücksichtigt werden.

Fragebögen, Interviews und Gespräche 
Die Forschungsstudie wurde 2019 in der West-
schweiz im Rahmen der Stiftung REPR (Relais 
Enfants Parents Romands) realisiert, die seit 
fast 25 Jahren für Familien und Kinder von 
inhaftierten Personen tätig ist. Die Stiftung 
unterstützt, orientiert und informiert jedes 
Jahr mehr als 6000 Angehörige von Inhaftier-
ten in der Westschweiz. Sie hat verschiedene 
Angebote entwickelt, die von einer Gratishot-
line (0800 233 233) über die Unterstützung vor 
den Gefängnistoren bis hin zur Begleitung von 
Kindern bei den Besuchen reichen.

Für die Studie haben wir 70 Untersu-
chungshäftlinge in drei Anstalten mittels 
Fragebogen befragt und rund 30 Familien 
mit Angehörigen in Haft interviewt. Die da-
bei gewonnenen Erkenntnisse haben wir auf-
grund von Beobachtungen und informellen 
Gesprächen im Rahmen der Familienbera-
tung von REPR vor und nach den Gefängnis-
besuchen ergänzt.

Schwierige Kontakte
Gemäss den meisten Inhaftierten (64 %) er-
folgte der erste Kontakt mit ihren Angehöri-
gen erst eine Woche nach ihrer Inhaftierung. 
Sie wussten zudem nicht, wie sie den Kon-
takt aufrechterhalten und an wen sie sich 
mit ihren Fragen wenden konnten. Rund ein 
Drittel der Inhaftierten gab an, während der 
Untersuchungshaft überhaupt keinen Be-
such erhalten zu haben.

Mehr als ein Drittel der Inhaftierten mit 
Kindern entschied sich, ihnen den Grund für 
ihre Abwesenheit nicht zu erklären. Hofften 
sie auf eine Änderung der Situation, ohne 
darüber sprechen zu müssen, fühlten sie 
sich schuldig oder gaben sie sich einfach der 
Hoffnung hin, ihnen keinen Schmerz zuzu-
fügen? 61 % der Inhaftierten wurden gemäss 
eigenen Angaben von ihrem Kind während 
der Untersuchungshaft nicht besucht. Dieser 
Unterbruch der Beziehung kann auf unter-
schiedliche Gründe zurückgeführt werden: Es 
lag keine Bewilligung vor, die Familie lebte zu 
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Haben Sie mit Ihrem Kind/Ihren Kindern über die  
Situation gesprochen? (N = 41)
█ 	Ja, ich habe ihm die Situation erklärt
█ 	Nein, ich habe ihm nichts gesagt
█ 	Nein, ich habe ihm einen anderen Grund� für meine 

Abwesenheit angegeben
█ 	 Ich hatte noch keine Gelegenheit dazu

Denken Sie, dass Ihre Inhaftierung einen Einfluss auf 
Ihre Angehörigen draussen gehabt hat? (N=67)
█ 	Ja
█ 	Nein, das hat keinen Einfluss auf sie gehabt
█ 	 Ich weiss nicht, daran habe ich nie gedacht
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weit weg von der Anstalt oder die Besuchs-
zeiten waren nicht mit der Schule vereinbar. 
Auch die Kontakte über Telefon scheinen 
nur sporadisch gewesen zu sein. Einige hat-
ten zwar die Möglichkeit, ihre Kinder und 
andere Angehörige mindestens einmal pro 
Woche anzurufen, doch mehr als die Hälfte 
der Inhaftierten (56 %) antwortete, keinen 
telefonischen Kontakt mit ihrem Kind ge-
habt zu haben.

Ein letzter Teil des Fragebogens bezog sich 
darauf, wie die Inhaftierten den Einfluss der 
Inhaftierung auf die Familie wahrgenom-
men haben. Dieses Thema beschäftigte fast 
alle Inhaftierten (87 %). Sie wiesen darauf 
hin, dass die emotionalen Auswirkungen 
wie Traurigkeit, Einsamkeit und Wut bei den 
Angehörigen am ausgeprägtesten waren. Die 
Hälfte zeigte sich zudem überzeugt, dass die 
Haft auch eine Auswirkung auf die sozialen 
Beziehungen sowie die Finanzen ihrer An-
gehörigen hatte.

Zwischen Einsamkeit und Ohnmacht
Mit dem zweiten Fragebogen sollten die Aus-
wirkungen der Inhaftierung auf den prakti-
schen, emotionalen und sozialen Alltag der 
Familie beleuchtet werden. Die meisten Fa-
milien gaben an, vom ersten Tag an über die 
Inhaftierung ihrer Angehörigen informiert 
worden zu sein, doch jede fünfte Familie er-
hielt erst nach einer Woche oder noch später 
Nachrichten. Mehrere Familien teilten uns 
mit, dass das Warten auf Nachrichten und 
Informationen ein wesentlicher Grund für 
Befürchtungen und eine ganze Reihe von 
Fragen war.

Mehr als jede dritte Familie musste ab 
der Einreichung des ersten Besuchsantrags 
im Durchschnitt einen Monat warten, bis 
sie die angehörige Person besuchen konnte. 
Das Warten, das Unverständnis und die Un-
gewissheit infolge der Inhaftierung erklären 
die Verzweiflung und den Schock, die 78 % 
der Antwortenden verspürten. Jede zweite 
Familie fühlte sich in dieser Situation allein 
und ohnmächtig und bekundete Mühe, hilf-

reiche Informationen zu finden. In Bezug auf 
die Aufrechterhaltung der Kontakte gaben 
fast vier von fünf Angehörigen an, mindes-
tens einmal pro Monat mit den Kindern auf 
Besuch zu kommen, und jede fünfte Familie 
stattete jede Woche einen Besuch ab. Die Be-
suche ohne Kinder scheinen noch häufiger zu 
sein, denn die Hälfte der Angehörigen ging 
einmal pro Woche allein ins Gefängnis.

Als wichtigste emotionale und soziale 
Auswirkung bezeichnen 48 % der befragten 
Angehörigen die Einsamkeit und das Unver-
ständnis ihres Umfelds. Jede fünfte Familie 
erklärte ausserdem, dass ihr Leben in jeder 
Hinsicht völlig durcheinandergeraten war. 
Orientierungslosigkeit, Einsamkeit, Angst, 
darüber zu sprechen, finanzielle Probleme – 
viele Schwierigkeiten, die zum Trauma der 
Inhaftierung einer angehörigen Person hin-
zukommen.

Erhebliche Nebenwirkungen
Gemäss den Ergebnissen der Forschungsstu-
die wird die Haft durch erhebliche Nebenwir-
kungen, unter denen vor allem die Familien 
leiden, verschärft. Die Familien können bei-
spielsweise wegen fehlender Ressourcen an 
Zeit, Geld und Energie überfordert sein. Die 
Inhaftierung  von Angehörigen bedeutet für 
die Familien zudem meistens einen Abbruch 
von sozialen Kontakten (Freunde, Nachbarn, 
Sport usw.). Die in der Regel lange Anfahrts-
zeit zum Gefängnis kann bereits prekäre fa-
miliäre Beziehungen schwächen. Die meisten 
befragten Familien unserer Stichprobe benö-
tigen je 30 Minuten bis eineinhalb Stunden 
für die Hin- und Rückfahrt. Ein nicht unwe-
sentlicher Teil (17 %) brauchte sogar mehr als 
drei Stunden pro Weg.

Die meisten Familien fühlen sich auch ins 
Abseits gestellt, stigmatisiert, einsam und 
haben den Eindruck, dass das Umfeld ihre 
Situation nicht verstehen kann. Eine Person 
begann zum Beispiel das Gespräch mit folgen-
den Worten: «Mit Ihnen kann ich wenigstens 
darüber reden, ich weiss, dass Sie verstehen 
werden». Die Angehörigen der Inhaftierten 
fürchten sich vor dem Urteil, leiden einsam 
oder schämen sich.

Wie haben Sie die ersten Tage erlebt, als Sie erfahren haben, dass einer Ihrer Angehörigen inhaftiert werden 
wird? (N = 67)

2 0

21

13
13

7

Ich hatte es 
erwartet/Es war 
nicht besonders 
schwierig/Es ist 
nicht das erste 

Mal

Erleichtert Ich war scho­
ckiert/habe 

geweint

Ich fühlte mich 
allein/ohn­

mächtig

Ich hatte zu 
wenig Informa­

tionen

Ich wusste nicht, 
an wen ich mich 
wenden konnte

Welche Auswirkung hatte die Haft Ihres Angehörigen auf Sie? (N = 27)

3 2

13

3

12

Ich kann gut damit 
umgehen, ich habe 
mich an die Situa­

tion gewöhnt

Das hat nichts geän­
dert, mein Leben ist 

gleich geblieben

Ich fühle mich in 
dieser Situation 
etwas allein, ich 

habe den Eindruck, 
dass die Leute rund 
um mich nicht ver­

stehen können

Ich schäme mich, 
gewisse Leute treffe 

ich weniger

Mein Leben ist 
komplett durchein­

andergeraten
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Diskrepanz zwischen Empfehlung und  
Praxis 
Die Empfehlung des Europarates über die 
Kinder von Inhaftierten (siehe #prison-info 
1/2018) enthält Anregungen, um die Auswir-
kungen der Haft auf die Kinder zu lindern. Ar-
tikel 17 hält zum Beispiel fest, dass die Kinder 
den inhaftierten Elternteil innerhalb einer 
Woche nach der Inhaftierung und danach 
regelmässig und häufig besuchen können 
sollten. Aus unserer Studie geht jedoch her-
vor, dass nur 15 % der Familien ihre Angehö-
rigen innert einer Woche nach dem ersten 
Besuchsantrag sehen durften und dass 35 % 
von ihnen die Angehörigen erst nach einem 
Monat besuchen durften. Die Diskrepanz zwi-
schen der Empfehlung und der Umsetzung 
in der Praxis ist also gross. Unseres Erachtens 
ist es wichtig, dass die Stimme der Familien 
und der Inhaftierten berücksichtigt wird.

Besonders traumatisierende Tage 
Allgemein werden die ersten Tage der Inhaf-
tierung von den Angehörigen als besonders 
traumatisierend empfunden. Oft kennen 
sie den genauen Grund für die Inhaftierung 
und die Dauer der Abwesenheit nicht. Im 
Durchschnitt vergeht eine Woche, bis die Fa-
milienmitglieder einen ersten telefonischen 
Kontakt haben können. Wir haben regelmäs-
sig Familien getroffen, die sich direkt zum 
Gefängnis begeben haben, um sich vor Ort 
zu erkundigen, ob ihr Familienmitglied hier 
inhaftiert ist. Ein junger Mann rief sogar Rich-
tung Gefängnis: «Bist du da, Alfonso? Bist du 
da?». Das Beispiel zeigt auch, wie schwierig 
es für die Familien ist, klare Informationen 
zu erhalten.

Unsere Studie zeigt auch, dass sich die 
Familien und die Inhaftierten nur wenige 
Briefe schreiben: 45 % der Familien sagten 
aus, nie brieflich mit den inhaftierten An-
gehörigen zu kommunizieren. Es stellt sich 
daher die Frage, ob die Beziehung nicht durch 
andere Technologien gepflegt werden könn-
te: Skype, gesicherte E-Mails, von der Anstalt 
ausgedruckte E-Mails usw. Es sind noch viele 
Möglichkeiten zu prüfen, allerdings immer im 
Rahmen der organisatorischen Möglichkei-
ten und der sicherheitsrelevanten Vorgaben 
der Anstalten.

Die Pflege der Beziehung unterstützen 
und verbessern 
«Warum werde ich für seine Inhaftierung 
bestraft?» fragte eine junge Frau bei einem 
Gespräch. Dieser Satz fasst die Realität zu-
sammen, die wir in der Forschungsstudie 
beleuchtet haben. Die Studie bestätigt somit, 
dass die Notwendigkeit besteht, die Pflege 
der Beziehung zu unterstützen und zu ver-
bessern. Es ist allgemein anerkannt, dass 
diese Beziehung ein entscheidender Faktor 
für die Vermeidung von Rückfällen ist. Es ist 
deshalb wichtig, dass Organisationen wie 
REPR ihre Arbeit mit den Familien und den 
Kindern von Inhaftierten weiterführen. So 
können die Kinder vor schwerem Leid und 
Traumata bewahrt, aber auch unsere Sicher-
heit in Zukunft gewährleistet werden. Die 
Stiftung REPR wird ihre Forschungstätigkeit 
weiterentwickeln, um ihre Überlegungen zu 
untermauern und voranzutreiben und auf 
dieser unerlässlichen Grundlage eine umfas-
sende Politik für die Familien zu erarbeiten.

Dank

Wir danken den Herren David Lembrée, Direktor des Gefängnisses La Promenade in La Chaux-de-Fonds, 
Florian Dubail, Direktor des Gefängnisses Bois-Mermet in Lausanne, und Alain Broccard, Direktor des 
Gefängnisses La Croisée in Orbe, dass sie uns Zugang zu den Inhaftierten gewährt und ihnen die 
Fragebögen verteilt haben. Wir bedanken uns auch bei allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die 
zur reibungslosen Durchführung der Studie beigetragen haben. Schliesslich geht unser Dank an die 
Familien, die den Fragebogen beantwortet haben: Sie haben uns gut aufgenommen und mutig über 
die heiklen Themen gesprochen.

Matila Corminboeuf ist als Zivildienstleistender und 
Jonathan Donnet als Kriminologe bei der Stiftung REPR 
tätig.
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Die UNO-Kinderrechtskonvention  
besser umsetzen
Der Bundesrat hat elf Massnahmen beschlossen

Der Bundesrat will Lücken bei der Umset-
zung der UNO-Kinderrechtskonvention 
schliessen. Er will namentlich prüfen, 
ob heute in allen Kantonen Kinder und 
Erwachsene im Freiheitsentzug getrennt 
untergebracht werden und die Schweiz 
ihren Vorbehalt in diesem Punkt zurück-
ziehen kann.

Der Bundesrat hat am 19. Dezember 2018 
elf Massnahmen beschlossen, um Lücken 
bei der Umsetzung der UNO-Kinderrechts-
konvention zu schliessen. Eine Massnahme 
betrifft die Forderung der Konvention, dass 
Kinder und Erwachsene im Freiheitsentzug 
getrennt untergebracht werden müssen. Da 
die Schweiz diese Forderung im Jahr 1997 
noch nicht erfüllte, brachte sie bei der Ratifi-
kation der Konvention in diesem Punkt einen 
Vorbehalt an. Im Jahr 2017 lief die zehnjährige 
Übergangsfrist ab, die das Jugendstrafgesetz 
den Kantonen eingeräumt hatte, um die not-
wendigen Einrichtungen für den Vollzug der 
Unterbringung und des Freiheitsentzugs zu 
errichten. 

Nun will der Bundesrat prüfen, ob die 
Schweiz heute die Trennung von Kindern und 
Erwachsenen ausnahmslos gewährleisten 
und ihren Vorbehalt zurückziehen kann. Da 
ein Überblick fehlt, inwieweit das Trennungs-
gebot in Einrichtungen des Freiheitsentzugs 
umgesetzt ist, wird das Bundesamt für Justiz 
(BJ) zunächst eine Bestandsaufnahme vor-
nehmen und anschliessend je nach Resultat 
den Rückzug des Vorbehalts vorbereiten. Nach 
der persönlichen Einschätzung von Beatrice 
Kalbermatter vom BJ sind in den letzten Jah-
ren bedeutende Fortschritte erzielt worden. 
Allerdings vermutet sie, dass namentlich in 
der Administrativhaft immer noch Jugend-
liche in Anstalten für Erwachsene eingewie-
sen werden. 

Kinder mit einem inhaftierten Elternteil
Ein Überblick fehlt auch über die Situation 
von Kindern mit einem inhaftierten Eltern-
teil. Das BJ wird deshalb zusammen mit der 
Konferenz der Kantonalen Justiz- und Polizei-
direktorinnen und -direktoren (KKJPD) und 
dem Bundesamt für Statistik (BFS) abklären, 
ob die Strafanstalten über Daten verfügen, 
und wie vorhandene statistische Daten zu-
sammengeführt und ausgewertet werden 
können. Zudem soll untersucht werden, wie 
diese Kinder die Beziehung zum inhaftierten 
Elternteil pflegen können.

Fremdplatzierte Kinder
Um die Situation von Kindern in einer Pflege
familie oder einer Erziehungseinrichtung 
evaluieren und allenfalls verbessern zu 
können, sollen ferner die fehlenden grund-
legenden Daten erhoben werden. Zurzeit 
bauen der Bund und die Kantone die Daten-
bank Casadata, eine Plattform für Heim-
erziehung und Familienpflege, auf. Die 
erfassten Daten sind jedoch lückenhaft, da 
einzig jene Erziehungseinrichtungen zur 
Mitwirkung verpflichtet sind, die vom BJ 
subventioniert werden. Das BJ und das BFS 
werden prüfen, inwieweit Casadata auch 

als nationale Statistik zu fremdplatzierten 
Kindern verwendet werden kann. Zugleich 
soll diese Plattform künftig noch intensiver 
genutzt werden, um Good Practices in der 
ausserfamiliären Betreuung von Kindern 
unter den Fachleuten bekannt zu machen 
und weiterzuverbreiten.

Die weiteren vom Bundesrat beschlosse-
nen Massnahmen betreffen den Schutz der 
Kinder vor Gewalt, die Sensibilisierung von 
Berufsgruppen, die mit Kindern arbeiten, und 
den Umgang mit Kindern mit Autismus-Spek-
trums-Störungen. Die Schweiz wird im Jahr 
2020 in ihrem nächsten Bericht den UN-Kin-
derrechtsausschuss über die Umsetzung der 
Massnahmen informieren. (gal)

Ein Leitfaden über die Rechte 
fremdplatzierter Kinder

Anlässlich des 30. Jahrestages der UNO-Kinder­
rechtskonvention hat Integras, Fachverband 
Sozial- und Sonderpädagogik, einen Leitfaden 
über die Rechte fremdplatzierter Kinder 
herausgegeben. Der Leitfaden gibt Auskunft, 
wie die Konvention zu interpretieren ist und 
welche Bedeutung die einzelnen Artikel für die 
Praxis haben. 30 Karten behandeln jeweils ein 
bestimmtes Thema (zum Beispiel den Respekt 
der Herkunftskultur, die Platzierung im Ausland 
oder polizeiliche Interventionen). Sie geben 
Denkanstösse und Antworten auf die zahlreichen 
Fragen, welche die Umsetzung der Kinderrechte 
im Alltag aufwirft.
Der Leitfaden ist vorerst nur auf Französisch 
(Explorer les droits de l’enfant placé) erhältlich 
und kann online (www.integras.ch) bestellt 
werden. Eine deutsche und italienische Version 
werden zurzeit erarbeitet.
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Neue Beiträge zur Geschichte der 
Heimerziehung
Bedeutsame Jubiläen dreier traditionsreicher Institutionen

125 Jahre Jugendheim Aarburg, 350 Jahre 
Bürgerliches Waisenhaus Basel und 125 
Jahre Jugendheim Platanenhof: Drei Jubi-
läumspublikationen vermitteln einen 
Einblick in den Alltag der drei traditions-
reichen Institutionen und zeichnen die 
wechselvolle Sozialgeschichte nach. Sie 
regen auch an, über die Gegenwart und 
Zukunft der Heimerziehung nachzuden-
ken.

Im Jahr 1893 wurde in den alten Gebäude-
teilen der Festung Aarburg die «Kantonale 
Zwangserziehungsanstalt für jugendliche 
Verbrecher und Taugenichtse» eröffnet. 
Die zivilrechtlich Eingewiesenen waren 
die «Taugenichtse», die strafrechtlich Ver-
urteilten die «jugendlichen Verbrecher». 
Mit bescheidenen personellen Ressourcen 
startete die Anstalt in eine unsichere Zukunft. 
Niemand wusste, ob sich das neuartige 
«Regime» für Jugendliche bewähren würde 
und ob die Behörden die Plätze auch nutzen 
würden, schreibt Landammann Urs Hofmann 
im Vorwort zum Buch von Peter Schulthess 
über «Die Jugend auf der Aarburg».

Die Gründung der Anstalt war gesamt-
schweizerisch ein wichtiges Signal, unter-
streicht Hofmann. «Mit aller Deutlichkeit 
wurde aufgezeigt, dass in der Strafverfolgung 
Jugendliche nicht wie ‹kleine Erwachsene› 
behandelt werden sollten.» Eigene Unter-
bringungsformen in einem auf Jugendliche 
ausgelegten Regime waren klare Zeichen an 
die Gesetzgebung. Allerdings dauerte es noch 
knapp fünfzig Jahre, bis es ein spezifisches – 
vom Strafrecht für Erwachsene – losgelöstes 
Jugendstrafrecht gab. «An der Geschichte 
des Jugendheims Aarburg lassen sich die-
se rechtlichen Entwicklungen beispielhaft 
nachverfolgen», so Hofmann, «ebenso wie 
die gesellschaftlichen Entwicklungen darin 
ihren Niederschlag finden».

Im Geist der UNO-Kinderrechts
konvention
Schon drei Jahrhunderte vor dem Abschluss 
der UNO-Kinderrechtskonvention erkannten 
die Ratsherren von Basel die Notwendigkeit, 
alle Kinder auf das Leben in der Gesellschaft 
ausreichend vorzubereiten. Sie gründeten 
das Bürgerliche Waisenhaus, das 1669 auf-
grund der grossen Nachfrage ins ehemalige 
Kartäuserkloster umziehen musste. Denn 
entgegen seinem Namen nahm die Institu-
tion von Anfang an nicht nur Waisenkinder 
auf, wie Gabriella Matefi, die Präsidentin 
des Leitungsausschusses, im Januar anläss-
lich der Jubiläumsfeierlichkeiten ausführte. 
«Es ging auch darum, herumlungernde und 
bettelnde Kinder von der Strasse zu holen.» 
Sie erinnerte zudem daran, dass bis in die 
1970er-Jahre «ein häufiger Grund für die Plat-
zierung eines Kindes war, dass es ausserehe-
lich war oder die Eltern in Scheidung waren.»

Erziehung hiess bis in die erste Hälfte des 
19. Jahrhunderts, für den Betrieb des Waisen-
hauses zu arbeiten, verbunden mit einigen 
Stunden Religionsunterricht. Aber im Laufe 
der Jahrhunderte änderten sich die Konzepte 
der Pädagogik. «An die Stelle der inzwischen 
verpönten Kinderarbeit für die Kasse des Wai-
senvaters trat», so Gabriella Matefi, «am Ende 
des 19. Jahrhunderts der Schulunterricht». 
Als weiteren grossen Wandel erwähnte sie 
die Einführung des Gruppensystems, das zur 
Betreuung der Kinder in familienähnlichen 
Wohngruppen führte. 

«Oft verbunden mit Leid, Verzicht und 
Unsicherheit»
«Der erzieherische Auftrag hat sich nur un-
wesentlich geändert, die zielführenden päd-
agogischen Vorstellungen und Massnahmen 
jedoch sehr stark», stellte Dagmar Müller, 
die Leiterin des Jugendheims Platanenhof 
in Oberuzwil SG, anlässlich der diesjährigen 
Fachtagung fest. «Die stationäre Platzierung 
von Jugendlichen war und ist oft verbunden 
mit Leid, Verzicht und Unsicherheit.» Den-

noch gebe es viele Gründe, das 125-jährige 
Bestehen dieser Institution zu würdigen: 
«Von den Anfängen bis zum heutigen Tag 
waren und sind die Verantwortlichen be-
müht, ihren gesellschaftlichen Auftrag ge-
wissenhaft und den jeweils aktuellen pä-
dagogischen Erkenntnissen entsprechend 
umzusetzen».

Im Wirken der Institution waren verschie-
denste Menschenbilder und Vorstellungen 
von (Straf-)Pädagogik bestimmend. Die frü-
her praktizierten repressiven «Erziehungs-
methoden» wären laut Dagmar Müller heute 
undenkbar. Heute stünden Einfühlungsver-
mögen und Hilfestellungen gegenüber den 
Jugendlichen im Vordergrund. «Mit dieser 
Tatsache im Hintergrund müssen wir das Ver-
gangene bewerten und die entsprechenden 
Schlüsse daraus ziehen.» Es wäre aber unan-
gebracht, mit der jetzigen pädagogischen 
Brille jene Zeit zu verurteilen. «Die stetige 
Fort- und Weiterbildung garantiert eine hohe 
Fachlichkeit und ist der beste Garant, um den 
anspruchsvollen pädagogischen Aufgaben 
gerecht zu werden.» (gal)

Weiterführende Literatur

Peter Schulthess: Die Jugend auf der Aarburg. 
Straf- und zivilrechtlicher Massnahmenvollzug 
1893–2018, Basel, themaverlag, 2018. 
Burgergemeinde der Stadt Basel (Hg.): Zuhause 
auf Zeit. 350 Jahre Bürgerliches Waisenhaus Basel, 
Basel, Christoph Merian Verlag, 2019.
Ende Jahr erscheint eine Publikation von Verena 
Rothenbühler, Oliver Schneider und Heinz Looser 
über die Geschichte des Jugendheims Platanen­
hof, die gestützt auf Berichte von Ehemaligen 
auch den Heimalltag nachzeichnet.

Jugendhilfe	  prison-info 1/2019  39



40   prison-info 1/2019	 Modellversuche

Erfolgreich aus der Kriminalität 
aussteigen
Beginn des dreijährigen Pilotprojekts Objectif Désistance

Ein Pilotprojekt will Täter nach ihrer Ent-
lassung dank einer personenzentrierten 
Betreuung besser beim Ausstieg aus der 
Kriminalität und bei der Wiedereinglie-
derung in die Gesellschaft unterstützen. 
An dem anfangs Februar 2019 begonnenen 
dreijährigen Projekt nehmen eine Ver-
suchsgruppe von 18 Bewährungshelfern 
und -helferinnen sowie rund 1100 Pro-
banden aus der lateinischen Schweiz teil.

Das Pilotprojekt Objectif Désistance der 
lateinischen Kommission für Bewährungs-
hilfe verfolgt das Ziel (objectif), kriminelle 
Karrieren abzubrechen (désistance). Es will 
die gängige Praxis besser verankern und ver-
knüpfen und sieht ein gemeinsames Inter-
ventionsmodell für die Bewährungsdienste 
in der lateinischen Schweiz vor, die Täter nach 
der bedingten Entlassung betreuen. Es stützt 
sich auf wissenschaftliche Erkenntnisse aus 
dem angelsächsischen Raum, wonach die 
Bewährungshelfer und -helferinnen eine 
wichtige Rolle spielen können, damit die 
Täter schrittweise ihre kriminelle Karriere 
aufgeben und ein konventionelles Leben zu 
führen beginnen. 

Das Pilotprojekt orientiert sich an der 
Person des Täters und richtet die Aufmerk-
samkeit besonders auf die Beziehungen, Res-
sourcen und Akteure aus dem sozialen Um-
feld, die den Ausstieg aus der Kriminalität 
begleiten. Es ergänzt damit den Ansatz des 
Risikoorientierten Strafvollzugs (ROS) und 
des Processus Latin de l’Exécution des Sanc-
tions Orientés vers le Risque (PLESOR), die auf 
das Delikt und das Risiko ausgerichtet sind.

Bereitschaft sich zu ändern
Objectif Désistance umfasst drei Interven-
tionsachsen: das Verhalten des Probanden 
gegenüber sich selbst, die Beziehung des 
Probanden zum Bewährungshelfer sowie 
die Verbindung, die der Proband zu seinem 
sozialen Umfeld geschaffen hat. Erstens för-
dert der Bewährungshelfer die Bereitschaft 

des Probanden sich zu ändern. Er erhält wäh-
rend des Pilotprojekts eine Ausbildung in 
motivierender Gesprächsführung, um ver-
stärkt seine Rolle als psychosozialer Berater 
wahrnehmen zu können. Zweitens wird das 
Arbeitsbündnis zwischen dem Bewährungs-
helfer und dem Probanden gestärkt, um die 
für die Veränderung erforderlichen Fähig-
keiten und Kompetenzen des Probanden zu 
unterstützen. Die Bewährungshelfer über-
nehmen die Rolle von Coaches und nehmen 
an  Team-Supervisionen teil, um ihre Arbeits-
weise zu reflektieren und die Wirkung ihrer 
Interventionen zu erhöhen. 

Ein Netzwerk aufbauen
Drittens ermöglicht die Verbindung, die der 
Proband zu seinem sozialen Umfeld geschaf-
fen hat, sein soziales Kapital zu fördern. Der 
Bewährungshelfer hilft ihm beim Aufbau 
eines Netzwerkes und bei der Entwicklung 
von sozialen Kompetenzen. Um den Bewäh-
rungshelfer dabei zu unterstützen, sind zwei 
Stellen für interkantonale Koordinatoren/
Animatoren geschaffen worden. Sie ani-
mieren Gesprächsgruppen mit Probanden 
und organisieren Events in der lateinischen 
Schweiz, um Probanden und Bevölkerung ei-
nander näherzubringen. Zudem haben sie die 
Aufgabe, den Ausstieg aus der Kriminalität in 
Form von Ritualen bekanntzumachen, zum 
Beispiel mit der Verleihung von Zertifikaten 
anlässlich von Abschlussfeiern. 

Handbuch bewährter Praktiken
Das Pilotprojekt sieht auch die Schaffung 
eines Handbuchs bewährter Praktiken vor, 
worin die neuesten theoretischen und prak-
tischen Erkenntnisse über den Ausstieg aus 
der Kriminalität einfliessen werden. Diesem 
Ansatz liegen gemäss Projektkonzept eine 
Reihe von Leitprinzipien zugrunde, wozu 
namentlich die individuell angepasste Be-
treuung zählt: Der Bewährungshelfer passt 
die Ziele und Arbeitsmethoden den persön-
lichen Eigenschaften des Probanden an (kri-

minologisches und psychologisches Profil, 
Ausbildung und berufliche Situation usw.). 
Zudem identifiziert er systematisch und kon-
tinuierlich dessen Stärken und Ressourcen. 
Er vermeidet eine rückwärtsgewandte Ana-
lyse, die sich einzig auf die Risikofaktoren 
und Lücken konzentriert. Er orientiert sich 
stattdessen am Entwicklungs- und Verbesse-
rungspotenzial und vermittelt dem Proban-
den eine positive Einschätzung der Zukunft. 

Schutz vor neuen Straftaten
Der Bewährungshelfer anerkennt die Fort-
schritte des Probanden und knüpft eine enge 
Beziehung zu ihm. So begünstigt er ein Kli-
ma des Vertrauens, der Transparenz und des 
Respekts. Durch sein Verhalten vermittelt er 
dem Probanden den Eindruck, eine aktive Rol-
le in einer dynamischen und partizipativen 
Betreuung zu spielen. Er fördert die Bereit-
schaft des Probanden, seine menschlichen 
Qualitäten zu nutzen, um soziale Bindun-
gen zu knüpfen, die einen guten Schutz vor 
neuen Straftaten bieten. Er versucht zudem, 
die Angehörigen und das soziale Umfeld des 
Probanden einzubeziehen, denn positive Be-
ziehungen wirken sich günstig auf die Reso-
zialisierung aus.

Die Kosten des dreijährigen Pilotprojekts 
(inklusive Evaluierung durch die Universität 
Lausanne) belaufen sich auf schätzungswei-
se 2,2 Millionen Franken. Das Bundesamt für 
Justiz (BJ) übernimmt 70 Prozent der Kosten, 
weil das Pilotprojekt die Kriterien eines Mo-
dellversuchs erfüllt: Es ist innovativ, denn 
es erprobt ein neues Konzept, das es in der 
Schweiz noch nicht gibt. Es ist zudem in voll-
zugs-, kriminal- und sozialpolitischer Hinsicht 
relevant und in ähnlicher Form auch auf an-
dere Regionen übertragbar. (gal)



Allan Weaver hat insgesamt zwölf Jahre im 
Gefängnis verbracht. «Aber ich habe einen 
Weg aus der Kriminalität gefunden. Heute 
gehe ich als Bewährungshelfer in Gefäng­
nisse, um anderen zu helfen, nicht die 
gleichen Fehler wie ich zu begehen», sagt er. 
Foto: Screenshot

«The Road From Crime»
Einen guten Einblick in das im angelsäch-
sischen Raum entwickelte Konzept des Ab-
bruchs krimineller Karrieren (Desistance) 
gibt der Dokumentarfilm «The Road From 
Crime». Darin geht Allan Weaver – ein ehe-
maliger Täter, der zum Bewährungshelfer 
geworden ist – der Frage nach, was wir von 
ehemaligen Tätern lernen können, die erfolg-
reich ihre kriminelle Vergangenheit hinter 
sich gelassen haben.

«Manchmal ist der Ausgang des Gefäng-
nisses eine Drehtür: Man geht nirgendwo hin, 
nur immer wieder hinein», hält Allan Weaver 
vor dem Barlinnie-Gefängnis in Glasgow fest. 
Von dort führt ihn eine Reise durch Gross-
britannien bis in die USA, wo er ehemalige 
Täter, Aktivisten, Bewährungshelfer und Kri-
minologen trifft. Im Gespräch mit ihnen ver-
sucht er zu verstehen, wie Menschen in den 
Teufelskreis von Straftat und Strafe geraten, 
sich daraus befreien und ein neues Leben zu 
führen beginnen.

Der Ausstieg aus der Kriminalität ist ein 
innerer Wandlungsprozess, der allerdings 
auf äussere Unterstützung angewiesen ist, 
lautet die Botschaft des Films. Eine Bewäh-
rungshelferin formuliert es mit den Worten: 
«Es ist wie bei der Kindererziehung. Man 
braucht dazu ein ganzes Dorf. Man braucht 
die Gemeinschaft, die Arbeit, die Familie und 
Freundschaften.» Ehemalige Täter betonen, 
wie wichtig jene Menschen gewesen sind, 
die an sie geglaubt haben, als andere schon 
längst die Hoffnung aufgegeben hatten. Sie 
legen dar, wie bedeutsam die Einsicht gewe-
sen ist, dass auch sie anderen Menschen – 
darunter oft den eigenen Kindern – etwas 
zu bieten haben. 

Dass nicht nur der Einstieg in die Krimi-
nalität, sondern auch der Ausstieg «anste-
ckend» sein und von einem Täter auf den 
anderen überspringen kann, war für Allan 
Weaver eine überraschende Erkenntnis. Doch 
dieser Dominoeffekt ergibt durchaus Sinn: 

«Bis man nicht von Leuten umgeben ist, die 
den Wandlungsprozess vollzogen haben, kann 
man ihn sich selbst nur schwer vorstellen». 
Und wie er finden viele andere ehemalige Tä-
ter einen neuen Sinn in ihrem Leben, indem 
sie anderen dabei helfen, nicht die gleichen 
Fehler zu begehen.

Der Film «The Road From Crime» ist ab-
rufbar auf: www.iriss.org.uk.
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Verzicht auf gesicherte Unterbringung 
für terroristische Gefährder
Bundesrat sieht keine Lücke

Der Bundesrat will das Instrumentarium 
zur Terrorismusbekämpfung um verschie-
dene präventive Massnahmen ergänzen, 
verzichtet aber im Einvernehmen mit 
der KKJPD auf die Einführung einer gesi-
cherten Unterbringung für terroristische 
Gefährder. Die Ziele einer solchen Unter-
bringung können mit den bestehenden 
Möglichkeiten zur Anordnung von Haft 
und mit weiteren Freiheitsbeschränkungen 
erreicht werden, hält er in seiner am 22. Mai 
2019 verabschiedeten Botschaft zum Bun-
desgesetz über polizeiliche Massnahmen 
zur Bekämpfung von Terrorismus fest.

Die Konferenz der Kantonalen Justiz- und 
Polizeidirektorinnen und -direktoren (KKJPD) 
und acht Kantone hatten in der Vernehm-
lassung vorgeschlagen, eine sogenannte 
gesicherte Unterbringung für terroristische 
Gefährder einzuführen. Diese Unterbringung 
soll sicherstellen, dass Personen, die rechts-
kräftig wegen terroristischer Straftaten ver-
urteilt sind und die nach Verbüssung ihrer 
Strafe weiterhin ein konkretes und ernst-
haftes Rückfallrisiko für schwere Gewaltstraf-
taten aufweisen, nicht ohne nachfolgende 
Sicherungsmassnahmen aus dem Strafvoll-
zug entlassen werden.

Der Bundesrat zeigt in der Botschaft an-
hand einiger typischer Fallkonstellationen 
auf, dass die Ziele der vorgeschlagenen Prä-
ventivhaft mit den bestehenden Möglichkei-
ten zur Anordnung von Haft erreicht werden 
können. Zentrale Bedeutung misst er der Ver-
wahrung bei, sofern diese konsequent bean-
tragt und angeordnet wird. Weiter erwähnt 
er die gestützt auf das kantonale Polizeirecht 
mögliche Ingewahrsamnahme von Personen. 
Gegenüber ausländischen Staatsangehörigen 
kann zudem eine ausländerrechtliche Haft 
angeordnet werden. Als neuen Haftgrund 
im Hinblick auf eine Landesverweisung sieht 
die Gesetzesvorlage die Gefährdung der in-
neren oder äusseren Sicherheit der Schweiz 
vor. Schliesslich weist der Bundesrat auf die 
fürsorgerische Unterbringung hin. Diese zi-
vilrechtliche Massnahme kann zum Beispiel 
angeordnet werden, wenn ein terroristischer 
Gefährder unter einer psychischen Störung 
oder einer geistigen Behinderung leidet und 
durch sein Verhalten sich selbst und allenfalls 
Dritte gefährdet.

Hausarrest als letztes Mittel
Die Gesetzesvorlage sieht vor, dass zur Ver-
hinderung terroristischer Aktivitäten künftig 
neu die Eingrenzung auf eine Liegenschaft 
angeordnet werden kann. Diese Beschrän-
kung der Bewegungsfreiheit ist auch gegen-
über Personen möglich, die eine Freiheitsstra-
fe verbüsst haben und von denen weiterhin 
eine terroristische Gefahr ausgeht. Im Vorder-
grund steht die Eingrenzung auf die eigene 
Wohnung im Sinne eines Hausarrests. Eine 
Eingrenzung ist aber auch auf eine Liegen-
schaft möglich, in denen sich die betroffene 
Person zu Pflege- oder Behandlungszwecken 
aufhält (Pflegeheim oder Spital).

Verhältnismässig und ausreichend
Eine gesicherte Unterbringung für terro-
ristische Gefährder kann gemäss einem 
Gutachten nicht menschenrechtskonform 
umgesetzt werden, wie aus der Botschaft 
weiter hervorgeht. Die Eingrenzung auf eine 
Liegenschaft ist hingegen mit der Europäi-
schen Menschenrechtskonvention (EMRK) 
vereinbar. Deren Anordnung setzt nämlich 
insbesondere voraus, dass der terroristi-
sche Gefährder eine weniger einschneiden-
de Massnahme wie ein Kontaktverbot oder 
eine Meldepflicht verletzt hat. In Abwägung 
der Interessen von Sicherheit und Rechts-
staatlichkeit erachtet der Bundesrat das vor-
geschlagene Instrumentarium insgesamt 
als verhältnismässig und ausreichend. (gal)
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Angesichts des einschneidenden Eingriffs in die Rechte 
und die Freiheit der betroffenen Person muss ein Kollegi­
algericht über die Beschwerde gegen eine nachträgliche 
Verwahrung befinden (Bild: JVA Thorberg).  
Foto: Peter Schulthess (2015)

Verwahrung: Bundesgericht hat 
Verfahrensfragen geklärt
Die Kantone sind in der Gerichts- und Behördenorganisation frei

Eine einzige gerichtliche Instanz kann 
im gleichen Verfahren eine stationäre 
therapeutische Massnahme aufheben 
und die Verwahrung anordnen. Über eine 
Beschwerde gegen diesen Entscheid hat 
allerdings ein Kollegialgericht zu befinden, 
hält das Bundesgericht in einem Urteil 
vom 21. März 2019 fest. 

Im Fall vor Bundesgericht ging es um einen 
Sexualstraftäter, der am 20. September 2012 
vom Walliser Kantonsgericht wegen mehr-
fachen sexuellen Handlungen mit Kindern, 
Vergewaltigung und weiteren Delikten zu 
einer Freiheitsstrafe von elf Jahren und acht 
Monaten verurteilt worden war. Den Vollzug 
der Strafe schob das Gericht zugunsten einer 
stationären therapeutischen Massnahme 
auf. Am 8. Mai 2018 hob das Straf- und Mass-
nahmenvollzugsgericht diese Massnahme 
mangels Erfolg auf und ordnete stattdessen 
wegen der hohen Rückfallgefahr und der Ge-
fährlichkeit des Verurteilten die Verwahrung 
an. Dessen Beschwerde wies ein Einzelrichter 
des Kantonsgerichts am 22. Oktober 2018 ab. 

In seiner Beschwerde ans Bundesgericht 
rügte der Verurteilte, dass die kantonale Zu-
ständigkeitsregelung Bundesrecht verletze 
und dass über die Verwahrung ein Kolle-
gialgericht hätte entscheiden müssen. Das 
Bundesgericht legt in seinem Grundsatz-
entscheid dar, dass die Deutschschweizer 
Kantone mehrheitlich eine zweigeteilte Zu-
ständigkeitsordnung vorsehen. Erweist sich 

die Massnahme als zweck- und aussichts-
los, wird sie in einem ersten Schritt von der 
Vollzugsbehörde aufgehoben. Über die Fol-
gen der Aufhebung, d.h. über eine allfällige 
nachträgliche Verwahrung, entscheidet in 
einem zweiten Schritt eine gerichtliche Ins-
tanz. Dieses System führt zu einer zeitlichen 
Staffelung der Entscheide: Zunächst muss 
der rechtskräftige Entscheid über die Auf-
hebung der Massnahme abgewartet werden, 
bevor über das weitere Vorgehen entschieden 
werden kann.

Vereinigung der Kompetenzen ist zulässig
Ein anderes System sehen namentlich die 
Kantone Genf, Waadt, Wallis und Tessin vor. In 
diesen Kantonen ist eine gerichtliche Behörde 
sowohl für die Aufhebung von Massnahmen 
als auch für die Anordnung einer allfälligen 
nachträglichen Verwahrung zuständig. Ob 
die Vereinigung der Kompetenzen in einer 
einzigen gerichtlichen Instanz zulässig ist, 
hatte das Bundesgericht bisher nicht geklärt. 
In seinem Grundsatzentscheid bestätigt es 
nun, dass dieses System rechtmässig ist. Es 
begründet seinen Entscheid damit, dass die 

Kantone in der Gerichts- und Behördenor-
ganisation frei seien. Zudem seien weder 
eine strikte Unterscheidung zwischen dem 
verwaltungsrechtlichen Vollzugsentscheid 
und dem strafrechtlichen Folgeentscheid 
noch eine zeitliche Staffelung der Entschei-
de zwingend. 

Kollegialgericht muss über die 
Beschwerde befinden
Das Bundesgericht klärte zudem, in welcher 
Besetzung das Gericht über eine Beschwerde 
gegen die nachträgliche Verwahrung zu be-
finden hat. Weder das Gesetz noch die bun-
desrätliche Botschaft noch die Lehre beant-
worten diese Frage eindeutig. Angesichts des 
einschneidenden Eingriffs in die Rechte und 
die Freiheit der betroffenen Person müsse ein 
Kollegialgericht über die Beschwerde gegen 
eine nachträgliche Verwahrung befinden, 
hält das Bundesgericht fest. Es hob deshalb 
das Urteil des Einzelrichters auf und wies die 
Sache an die Vorinstanz zur neuen Entschei-
dung zurück. (gal) 

Urteil 6B–1098/2018 vom 21. März 2019
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Ordentliche Verwahrung 
des Mörders von Marie 
bestätigt
Gegenwärtig einer therapeutischen Behandlung nicht zugänglich

Das Bundesgericht hat mit Urteil vom 
5. Februar 2019 die ordentliche Verwahrung 
des Mörders von Marie bestätigt. Es wies 
eine Beschwerde des Täters ab, der eine 
stationäre therapeutische Massnahme 
beantragt hatte. 

Im Jahr 2016 verurteilte das Kriminalgericht 
des Bezirks de la Broye et du Nord vaudois 
den Mann, der im Mai 2013 die 19-jährige 
Marie erdrosselt hatte, wegen Mordes, Frei-
heitsberaubung und Entführung, sexueller 
Nötigung und weiterer Delikte zu einer 
lebenslänglichen Freiheitsstrafe. Zudem 
ordnete es seine lebenslängliche Verwahrung 
an. Das Waadtländer Kantonsgericht be-
stätigte den Entscheid im gleichen Jahr. Das 
Bundesgericht hiess am 26. Februar 2018 
die Beschwerde des Verurteilten teilweise 
gut. Es kam zum Schluss, dass die gesetz-
lichen Voraussetzungen für die Anordnung 
einer lebenslänglichen Verwahrung nicht 
erfüllt seien (siehe #prison-info 1/2018). Das 
Kantonsgericht sprach in seinem neuen Ent-
scheid im vergangenen September zusätz-
lich zur lebenslänglichen Freiheitsstrafe eine 
ordentliche Verwahrung aus.

Das Bundesgericht wies nun die neue 
Beschwerde des Verurteilten ab. Er hatte 
namentlich beantragt, dass auf eine Ver-
wahrung zu verzichten und stattdessen eine 
stationäre therapeutische Massnahme anzu-
ordnen sei. Laut Bundesgericht ist die Fest-
stellung des Kantonsgerichts, wonach der 
Mörder von Marie gegenwärtig einer the-
rapeutischen Behandlung nicht zugänglich 
sei, nicht willkürlich. Für die Anordnung der 
Verwahrung sei es nicht erforderlich, dass vor-
gängig eine stationäre therapeutische Mass-
nahme erfolglos geblieben wäre. Aufgrund 
der Schlüsse der Gutachter sei im Übrigen 
auch nicht ersichtlich, welche Behandlung 
überhaupt vorgenommen werden könnte. 

Das Bundesgericht wies auch den Einwand 
ab, dass die Anordnung der Verwahrung zu-
sätzlich zur lebenslänglichen Freiheitsstrafe 
unverhältnismässig sei. Es bestätigte sei-
ne bisherige Rechtsprechung (siehe Urteil 
6B–513/2015 und Medienmitteilung vom 4. Fe-
bruar 2016), wonach die Verurteilung zu einer 
lebenslänglichen Freiheitsstrafe die Anord-
nung einer Verwahrung nicht ausschliesst, 
zumal dies einen Einfluss auf die Bedingun-
gen einer bedingten Entlassung hat. (Red.)

Urteil 6B–94/2019 vom 5. Februar 2019

Keine ambulante Therapie für den 
Täter von Rupperswil

Gegen den Täter des Vierfachmordes von 
Rupperswil kann die von ihm beantragte voll­
zugsbegleitende ambulante therapeutische 
Massnahme nicht angeordnet werden, weil mit 
der unangefochten gebliebenen Verwahrung 
von seiner langfristigen Untherapierbarkeit 
auszugehen ist. Das Bundesgericht hat seine 
Beschwerde gegen den Entscheid des Aargauer 
Obergerichts mit Urteil vom 21. Mai 2019 ab­
gewiesen.
Die Anordnung einer therapeutischen Mass­
nahme erfordert eine hinreichende Wahr­
scheinlichkeit, dass innerhalb von fünf Jahren 
eine wesentliche Verbesserung des für die 
Delikte relevanten schweren psychischen 
Störungsbildes bewirkt werden kann. Gegen 
den Betroffenen wurde eine lebenslange Frei­
heitsstrafe kombiniert mit einer ordentlichen 
Verwahrung ausgesprochen. Die für die Ver­
wahrung vorausgesetzte Unbehandelbarkeit 
und die Aussichtslosigkeit einer therapeutischen 
Massnahme stehen somit fest, weshalb die Ein­
gangsbedingungen für eine vollzugsbegleitende 
ambulante therapeutische Massnahme nicht 
erfüllt sind. (Red.) 

Urteil 6B–237/2019 vom 21. Mai 2019

https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&insertion_date=&top_subcollection_aza=all&query_words=6B_94%2F2019+&rank=1&azaclir=aza&highlight_docid=aza%3A%2F%2F05-02-2019-6B_94-2019&number_of_ranks=1 
https://www.bger.ch/ext/eurospider/live/de/php/aza/http/index.php?lang=de&type=highlight_simple_query&page=1&from_date=&to_date=&sort=relevance&insertion_date=&top_subcollection_aza=all&query_words=+6B_237%2F2019+&rank=1&azaclir=aza&highlight_docid=aza%3A%2F%2F21-05-2019-6B_237-2019&number_of_ranks=1


Fürsorgerische Unterbringung war 
nicht rechtmässig
Die Schweiz hat im Fall T.B. die EMRK verletzt

Für die fürsorgerische Unterbringung 
des Aargauer Prostituiertenmörders T.B. 
bestand keine ausreichende gesetzliche 
Grundlage. Die Schweiz hat dessen Recht 
auf Freiheit und Sicherheit verletzt, hält 
der Europäische Gerichtshof für Menschen-
rechte (EGMR) in einem einstimmig gefäll-
ten Urteil vom 30. April 2019 fest.

Der Beschwerdeführer (Jahrgang 1990) 
hatte als Minderjähriger in Aarau eine 
Prostituierte stranguliert, vergewaltigt und 
umgebracht. Am 24. November 2011 ver-
urteilte ihn das Jugendgericht Lenzburg 
wegen Mord, sexueller Nötigung und Ver-
gewaltigung zu einem Freiheitsentzug von 
vier Jahren. Zudem ordnete das Gericht 
eine Unterbringung in einer geschlossenen 
Anstalt sowie eine Therapie der psychischen 
Störungen an. Gemäss damals geltendem 
Jugendstrafrecht endeten alle Massnahmen 
mit Vollendung des 22. Altersjahres. Weil T.B. 
weiterhin als gefährlich eingestuft wurde, 
verfügte das Bezirksamt Aarau am 20. Juni 
2012 gestützt auf Art. 397a des Zivilgesetz-
buches (ZGB) dessen fürsorgerische Freiheits-
entziehung und ordnete die Überweisung 
in den Sicherheitstrakt (Sitrak II) der Justiz-
vollzugsanstalt Lenzburg an. 

Am 5. September 2012 wies das Bundes-
gericht eine Beschwerde von T.B. gegen diese 
Massnahme ab. Es hielt insbesondere fest, 
dass vom Beschwerdeführer nach wie vor 
eine schwere Gefahr für Leib und Leben Drit-
ter ausging und dass sich aus dem Fremd-
gefährdungspotenzial eines Geisteskran-
ken ein Beistands- und Fürsorgebedürfnis 
ergab. Am 22. November 2013 bestätigte das 
Bundesgericht, dass der neue Art. 426 ZGB 
eine genügende rechtliche Grundlage für 
die fürsorgerische Unterbringung darstellte. 

Allein aus präventiven Gründen 
untergebracht
T.B. rügte in seiner Beschwerde an den EGMR, 
dass für seine fürsorgerische Unterbringung 
keine gesetzliche Grundlage bestand, und 
machte eine Verletzung des Rechts auf Frei-
heit und Sicherheit (Art. 5 der Europäischen 
Menschenrechtskonvention EMRK) geltend. 
Der EGMR hält in seinem Urteil fest, dass 
die fürsorgerische Unterbringung gemäss 
Art. 426 ZGB namentlich angeordnet wird, 
wenn die betroffene Person an einer psy-
chischen Störung leidet und die nötige Be-
handlung oder Betreuung nur in einer ge-
eigneten Einrichtung erfolgen können. Dies 
sei insbesondere bei Selbstgefährdung der 
Fall. Das Kriterium der persönlichen Hilfe-
leistung unterscheide die zivilrechtliche 
Unterbringung von den durch Straf- oder 
Verwaltungsbehörden angeordneten Unter-
bringungen, die dem Schutz vor Fremdge-
fährdung dienten.

Der Bundesrat habe, so der EGMR weiter, 
in seiner Botschaft zur Revision des Erwach-
senenschutzrechts festgehalten, dass der 
Schutz Dritter in die Beurteilung der Situa-
tion einbezogen werden könne, aber für sich 
allein nicht ausschlaggebend sei. Ferner weist 
der EGMR darauf hin, dass gemäss Urteil des 
Bundesgerichts von 2012 das Gesetz keine 
fürsorgerische Unterbringung allein wegen 
Fremdgefährdung vorsieht. Er kam einstim-
mig zum Schluss, dass der Beschwerdeführer 
allein aus präventiven Gründen und wegen 
Fremdgefährdung in der Justizvollzugsan-
stalt untergebracht war, mithin die erforder-
liche gesetzliche Grundlage fehlte und die 
Schweiz sein Recht auf Freiheit und Sicher-
heit verletzt hat.

Nachbetreuung in einem begleiteten 
Wohnen
T.B. war von 2012 bis 2015 im Sicherheitstrakt 
untergebracht und wurde anschliessend in 
den Normalvollzug verlegt. Am 27. September 
2018 bestätigte das Bezirksgericht Lenzburg 
die fürsorgerische Unterbringung, ordnete 
jedoch an, die Massnahme fortan in einer 
Institution des Kantons Zürich zu vollzie-
hen. Aufgrund der «positiven Entwicklung» 
von T.B. hob das Bezirksgericht Lenzburg am 
27. März 2019 die fürsorgerische Unterbrin-
gung auf und ersetzte sie durch eine gere-
gelte Nachbetreuung. T.B. befindet sich laut 
Medienmitteilung des Gerichts vom 3. Mai 
2019 in einem begleiteten Wohnen im Kanton 
Zürich und wird in diesem Rahmen weiterhin 
unterstützt, betreut und behandelt.

Sicherheitslücke schliessen
Der Bundesrat wird die Tragweite des 
Urteils des EGMR bei der Umsetzung der 
Motion «Sicherheitslücke im Jugendstraf-
recht schliessen» (16.3142) von Ständerat 
Andrea Caroni berücksichtigen. Die Motion 
beauftragt den Bundesrat, eine Änderung 
des Jugendstrafrechts vorzuschlagen, damit 
jugendstrafrechtliche Schutzmassnahmen 
gegenüber Jugendlichen auch nach Errei-
chen der heute geltenden Altersgrenze von 
25 Jahren angeordnet bzw. weitergeführt 
werden können, wenn dies wegen schwer-
wiegender Nachteile für die Sicherheit Drit-
ter notwendig ist. Der Bundesrat wird noch 
in diesem Jahr entsprechende Vorschläge in 
die Vernehmlassung schicken. (gal)

Das Urteil T.B. gegen die Schweiz (1760/15) ist 
abrufbar auf hudoc.echr.coe.int.
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Für die fürsorgerische Unterbringung von T.B. im Sicher­
heitstrakt (Sitrak II) der Justizvollzugsanstalt Lenzburg 
bestand laut EGMR keine ausreichende gesetzliche 
Grundlage. 	Foto: Peter Schulthess (2011)

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20163142 
https://hudoc.echr.coe.int/fre#{%22fulltext%22:[%221760/15%22],%22itemid%22:[%22001-192768%22]}


Der Gotthard-Raser hat in Deutschland 
seine Schweizer Strafe verbüsst
Zwischenstaatliche Zusammenarbeit verhindert Straflosigkeit

Ein in der Schweiz wegen massiver 
Geschwindigkeitsüberschreitungen ver-
urteilter deutscher Staatsangehöriger hat 
in Baden-Württemberg seine Strafe ver-
büsst. Anfang April 2019 wurde der soge-
nannte Gotthard-Raser nach Verbüssung 
der Hälfte seiner einjährigen Freiheitsstrafe 
bedingt entlassen. Die Bewährungszeit 
beträgt zwei Jahre; zudem sind verschie-
dene Bewährungsauflagen vorgesehen.

Am 14. Juli 2014 fuhr der Gotthard-Raser bei 
einer zulässigen Höchstgeschwindigkeit von 
80 km/h mit einer Durchschnittsgeschwin-
digkeit von 135 km/h durch den Gotthard-
Tunnel. Dabei überholte er insgesamt fünf-
zehn Fahrzeuge; kurz darauf führte er fünf 
weitere Überholmanöver im Piottino-Tunnel 
durch. Anschliessend fuhr er mit einer Ge-
schwindigkeit von mehr als 200 km/h weiter 
und versuchte insbesondere eine Polizei-
Patrouille abzuschütteln. Bereits zwei Tage 
zuvor hatte er auf anderen Autobahnab-
schnitten drei weitere erhebliche Geschwin-
digkeitsverstösse begangen.

Am 20. Februar 2017 verurteilte ihn das 
Geschworenengericht des Kantons Tessin we-
gen Gefährdung des Lebens und wiederholter 
grober qualifizierter Verletzung der Verkehrs-
regeln zu einer Freiheitsstrafe von 30 Mona-
ten. Davon wurde ein bedingter Strafvollzug 
von 18 Monaten mit einer Probezeit von drei 
Jahren gewährt. Der Gotthard-Raser befand 
sich zu diesem Zeitpunkt bereits wieder in 
seinem Heimatstaat. Damit war eine Auslie-
ferung ausgeschlossen, da Deutschland – wie 
zahlreiche weitere Staaten (darunter auch die 
Schweiz) – die eigenen Staatsangehörigen 
nicht ausliefert. 

Nachdem das Urteil rechtskräftig gewor-
den war, ersuchte deshalb das Bundesamt für 
Justiz (BJ) auf Antrag der Tessiner Behörden 
das Justizministerium von Baden-Württem-
berg um die Übernahme der Strafvollstre-
ckung. Das Landgericht Stuttgart lehnte das 
Ersuchen am 15. März 2018 ab. Ein solches 
Verhalten sei in Deutschland nur als Ord-
nungswidrigkeit zu werten, wofür nur eine 
Geldbusse verhängt werden könnte, führte 
das Landgericht in seiner Begründung aus. 

Die Vollstreckung einer Freiheitsstrafe von 
einem Jahr sei unverhältnismässig.

Vollstreckung der Freiheitsstrafe …
Aufgrund einer Beschwerde der Staatsan-
waltschaft Stuttgart hob das Oberlandes-
gericht diesen Beschluss am 25. April 2018 
auf und erklärte die Vollstreckung einer Frei-
heitsstrafe von zwölf Monaten für zulässig. 
Der Vollstreckung stehe auch nicht entgegen, 
dass das schweizerische Urteil in Abwesen-
heit ergangen sei, hielt das Oberlandesge-
richt namentlich fest. Der Verurteilte habe 
Kenntnis vom Verfahren gehabt sowie ge-
richtliche Vorladungen erhalten und den-
noch unentschuldigt bei Gericht gefehlt. Da 
zudem ein Pflichtverteidiger an den Verhand-
lungen teilgenommen habe, sei nicht gegen 
das Recht auf ein faires Verfahren verstossen 
worden.

… aber keine Übernahme der 
Bewährungsaufsicht
Weiter unterstrich das Oberlandesgericht, 
dass auch dann eine im Ausland verhängte 

In skrupelloser Weise hat der Gotthard-Raser das Leben 
anderer Verkehrsteilnehmer gefährdet: Er fuhr mit einer 
Durchschnittsgeschwindigkeit von 135 km/h durch den 
Gotthard-Tunnel und überholte dabei insgesamt fünf­
zehn Fahrzeuge. Erst vor dem Ceneri-Tunnel konnte er 
durch eine Polizeisperre gestoppt werden.  
Foto: Keystone

46   prison-info 1/2019	 International



International	  prison-info 1/2019  47

Acht Antworten zur stellvertretenden 
Strafvollstreckung
Welche Bedeutung hat die stellvertretende 
Strafvollstreckung?
Rein zahlenmässig ist die Bedeutung gering: 
Letztes Jahr stellte die Schweiz fünf Ersu-
chen um stellvertretende Strafvollstreckung 
an das Ausland und erhielt ihrerseits fünf 
Ersuchen aus dem Ausland. Dennoch darf 
die grundsätzliche Bedeutung nicht unter-
schätzt werden: Dieses Instrument ermög-
licht es in bestimmten Fällen, dem Recht 
zum Durchbruch zu verhelfen. Viele Staaten 
liefern ihre eigenen Staatsangehörigen nicht 
aus. Rechtskräftig verurteilte Personen sollen 
sich aber nicht durch die Flucht – und künftig 
auch nicht durch legale Rückkehr – in ihren 
Heimatstaat ihrer Sanktion entziehen kön-
nen. Durch die Übertragung der Strafvoll-
streckung an den Heimatstaat kann dieses 
Schlupfloch geschlossen und Straflosigkeit 
vermieden werden.

Welche Voraussetzungen müssen für die 
Übertragung der Strafvollstreckung erfüllt 
sein?
Das Zusatzprotokoll zum Europäischen Über-
stellungsübereinkommen und das Schenge-
ner Durchführungsübereinkommen sehen 
folgende Voraussetzungen vor:

◼◼Das Urteil muss rechtskräftig und voll-
streckbar sein.

◼◼Die verurteilte Person muss vor oder wäh-
rend der Verbüssung ihrer Sanktion aus 
dem Urteilsstaat in ihren Heimatstaat 
geflohen sein, um sich der Vollstreckung 
ihrer Sanktion teilweise oder vollständig 
zu entziehen.
◼◼Die Straftat muss im Urteils- sowie im Voll-
streckungsstaat strafbar sein.
◼◼Beide Staaten haben sich auf eine Über-
tragung der Strafvollstreckung geeinigt. 
Die Zustimmung der flüchtigen Person ist 
hingegen nicht notwendig.
◼◼Beim Eingang des Ersuchens um stell-
vertretende Strafvollstreckung sind noch 
mindestens sechs Monate der Sanktion 
zu verbüssen.

Selbst wenn alle Voraussetzungen erfüllt 
sind, haben die Mitgliedstaaten der beiden 
Übereinkommen allerdings nicht die Pflicht, 
einem Ersuchen um stellvertretende Straf-
vollstreckung stattzugeben.

Was geschieht, wenn sich eine verurteilte 
Person auf legalem Weg in ihren Heimat-
staat begibt?
Eine verurteilte Person, die sich auf legalem 
Weg – etwa nach der Entlassung aus der Unter-
suchungshaft – in ihren Heimatstaat begibt, gilt 
nicht als flüchtig im Sinne der beiden Überein-
kommen. Damit fehlt eine Voraussetzung für 

die Übernahme der Strafvollstreckung durch 
den Heimatstaat. Aus diesem Grund konnten 
zum Beispiel die französischen Behörden die 
14-jährige Freiheitsstrafe, die das Waadtländer 
Kantonsgericht im Jahr 2014 gegen Laurent 
Ségalat wegen vorsätzlicher Tötung ausgespro-
chen und die das Bundesgericht im gleichen 
Jahr bestätigt hatte, nicht vollstrecken. Mit 
einer Änderung des Zusatzprotokolls soll des-
halb das Dispositiv zur Vermeidung von Straf-
losigkeit ausgedehnt werden: Künftig wird die 
Übernahme der Strafvollstreckung auch mög-
lich sein, wenn sich die verurteilte Person auf 
legalem Weg in ihren Heimatstaat begeben hat.

Wann wird diese Änderung in Kraft treten?
Dies ist zurzeit noch nicht absehbar. Die Än-
derung des Zusatzprotokolls ist am 22. No-
vember 2017 zur Unterzeichnung aufgelegt 
und bisher von neun Staaten unterzeichnet 
und von einem Staat ratifiziert worden. Die 
Änderung wird nach der Ratifikation durch 
alle Mitgliedstaaten in Kraft treten. Eine vor-
läufige Anwendung vor deren Inkrafttreten 
wird zwischen jenen Staaten möglich sein, 
die bei der Ratifikation eine entsprechende 
Erklärung abgeben. Die Schweiz wird vor-
aussichtlich noch in diesem Jahr die Ratifi-
kationsurkunde hinterlegen und dabei eine 
solche Erklärung abgeben.

Freiheitsstrafe in der Bundesrepublik 
Deutschland vollstreckt werden könne, wenn 
hier aufgrund des geahndeten Verhaltens 
nur Ordnungswidrigkeiten vorlägen. Die Voll-
streckung sei auch nicht unverhältnismässig, 
da im Hinblick auf das Verhalten des Ver-
urteilten eine Freiheitsstrafe von zwölf Mo-
naten möglicherweise als hart angesehen 
werden könne, aber nicht als «unerträglich 
und in keiner Weise vertretbar» zu beurtei-
len sei. Die Übernahme der Vollstreckung 
der zur Bewährung ausgesetzten Freiheits-

strafe von weiteren 18 Monaten erklärte das 
Oberlandesgericht hingegen für unzulässig, 
da die Übernahme der Bewährungsaufsicht 
bei einer zur Bewährung ausgesetzten Strafe 
vom deutschen Gesetz nicht vorgesehen sei.

Von der Polizei eingeliefert
Als der Gotthard-Raser in der Folge zum 
Haftantritt geladen wurde, behauptete er, 
haftunfähig erkrankt zu sein. Da er wieder-
holten Aufforderungen, sich bei einem Sach-
verständigen zur Untersuchung zu melden, 

nicht nachkam, wurde schliesslich gemäss 
Angaben der Staatsanwaltschaft Stuttgart 
«mangels Kooperation» seine Haftfähigkeit 
unterstellt. Gleichzeitig wurde er erneut zum 
Haftantritt geladen und darauf hingewie-
sen, ansonsten zwangsweise vorgeführt zu 
werden. Da er erneut nicht freiwillig zum 
Haftantritt erschien, wurde er Mitte Oktober 
von der Polizei widerstandslos in eine Justiz-
vollzugsanstalt eingeliefert.



Gibt es weitere rechtliche Grundlagen für die 
stellvertretende Strafvollstreckung?
In der Schweiz sind die Voraussetzungen und 
Verfahrensregeln für die Übernahme und 
Übertragung der Strafvollstreckung im Bun-
desgesetz über die internationale Rechtshilfe 
in Strafsachen (IRSG) festgelegt. Nur wenige 
andere Staaten (namentlich Deutschland 
und Österreich) sehen in ihrem Landesrecht 
ebenfalls vergleichbare Möglichkeiten der 
zwischenstaatlichen Zusammenarbeit vor. 

Unter welchen Voraussetzungen kann eine 
ausländische Sanktion in der Schweiz voll-
streckt werden?
Rechtskräftige und vollstreckbare Urteile 
eines ausländischen Staates können in 
der Schweiz auch dann vollstreckt werden, 
wenn die Schweiz mit dem ausländischen 
Staat nicht mit den beiden internationalen 
Übereinkommen vertraglich verbunden ist 
und selbst wenn die verurteilte Person nicht 
als flüchtig im Sinn dieser Übereinkommen 
gilt. Gemäss IRSG ist die Vollstreckung einer 
ausländischen Sanktion insbesondere mög-
lich, wenn sich die verurteilte Person in der 
Schweiz aufhält oder sich hier wegen einer 
schweren Tat verantworten muss, die im 
Ausland begangene Tat auch in der Schweiz 
strafbar wäre und der ausländische Staat 
Gegenrecht gewährt.

Wie läuft das Verfahren in der Schweiz ab?
Das Bundesamt für Justiz (BJ) entscheidet 
nach Rücksprache mit der kantonalen Voll-
zugsbehörde, ob das ausländische Ersuchen 
um stellvertretende Strafvollstreckung an-
genommen wird. Im Falle einer Annahme 
übermittelt das BJ die Akten und seinen An-
trag an die Vollzugsbehörde und unterrichtet 
den ersuchenden Staat. Die Vollzugsbehörde 
beantragt beim kantonalen Gericht, das Exe-
quaturverfahren durchzuführen. Das Gericht 
entscheidet, ob das ausländische Strafurteil 
in der Schweiz vollstreckt werden kann und 
welche Sanktion zu verbüssen ist. Im Ausland 
verhängte Sanktionen dürfen nur insoweit in 
der Schweiz vollstreckt werden, als sie nicht 
das im schweizerischen Recht vorgesehene 
Höchstmass für die entsprechende Tat über-
steigen. Der Exequaturentscheid kann bei der 
kantonalen Beschwerdeinstanz angefochten 
werden. Gegen den letztinstanzlichen kan-
tonalen Entscheid kann Beschwerde an das 
Bundesgericht erhoben werden. 

Unter welchen Voraussetzungen kann die 
Vollstreckung einer schweizerischen Sank-
tion an das Ausland übertragen werden?
Die Übertragung der Strafvollstreckung an 
das Ausland setzt voraus, dass ein rechts-
kräftiges und vollstreckbares schweizerisches 
Urteil vorliegt. Die kantonalen Vollzugsbe-
hörden können beim BJ einen Antrag auf 
die Stellung eines Ersuchens an das Ausland 
einreichen. Das Ersuchen wird gestellt, wenn 

gewährleistet ist, dass der ausländische Staat 
die Verbindlichkeit des schweizerischen Straf-
urteils respektiert und die Übertragung der 
Strafvollstreckung eine bessere soziale Wie-
dereingliederung der verurteilten Person 
erwarten lässt oder eine Auslieferung an die 
Schweiz nicht möglich ist. (gal)
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Dank einer Änderung des Zusatzprotokolls wird künftig 
die Übernahme der Strafvollstreckung auch möglich 
sein, wenn sich die verurteilte Person auf legalem Weg in 
ihren Heimatstaat begeben hat. Foto: Keystone



Kurzinformationen
Jugendhilfe: ambulant und 
stationär
Der Trend der Medizin «ambulant vor statio-
när» wird laut Integras, Fachverband Sozial- 
und Sonderpädagogik, seit einigen Jahren 
auch zum Trend in der Kinder- und Jugend-
hilfe. Diese Entwicklung trage dazu bei, dass 
Kinder und Jugendliche heute später plat-
ziert werden und ihre Probleme akuter sei-
en. Der Verband fordert fachlich fundierte 
Entscheide in der Fremdplatzierung und ein 
Umdenken hin zu «ambulant und stationär». 
Die Abklärungen des Hilfebedarfs in einer 
Familie müssten ergebnisoffen angegangen 
werden und alle Handlungsalternativen be-
rücksichtigen.

Der Entscheid zu einer sozialpädagogi-
schen Massnahme müsse immer fachlich 
begründet sein, sich am Kindeswohl als Leit-
prinzip orientieren und verhältnismässig 
sein. Ob eine ambulante sozialpädagogische 
Familienbegleitung ausreiche, um eine Fami-
lie zu stabilisieren, oder ob eine Platzierung 
in einer Pflegefamilie oder in einem Heim 
angezeigt sei, müsse durch Fachpersonen 
beurteilt werden. Heimerziehung dürfe nicht 
als letzte Wahl wahrgenommen werden, son-
dern müsse eine positive Wahl darstellen.

Die Kinder und Jugendlichen bleiben oft 
zu lange in nicht ausreichend fördernden 
und fordernden Familiensituationen und 
kommen oft mit grossen psychischen Belas-
tungen in die Institutionen, stellt Integras 
fest. Sie benötigen mehr und aufwändigere 
Betreuung und Begleitung und es verblei-
be weniger Zeit, sie auf einen erfolgreichen 
Schul- und Lehrabschluss oder eine sinnvolle 
Freizeitgestaltung vorzubereiten.

20 Jahre Amt für Justizvollzug

Sechs Jahre nach dem Mord in Zollikerberg 
hat der Kanton Zürich im Jahr 1999 als einer 
der ersten Kantone sämtliche Gefängnisse 
und Dienste des Strafvollzugs in einer Or-
ganisation zusammengefasst. Damit legte 
der Kanton Zürich den Grundstein für eine 
Entwicklung, die den Strafvollzug im ganzen 
Land massgeblich prägen sollte. Aus diesem 
Anlass hat das Amt für Justizvollzug das Son-
derheft «Justizvollzug heute» veröffentlicht.

Im Rückblick erweist sich der Tiefpunkt 
in der Geschichte des Schweizer Justizvoll-
zugs als Wendepunkt. Eine grundlegende 
Neuorientierung und Professionalisierung 
setzte ein, schreibt die Zürcher Justizdirekto-
rin Jacqueline Fehr im Grusswort. «Die Foren
sik als Triebfeder zahlreicher Innovationen 
im Justizvollzug hat sich seit den neunziger 
Jahren enorm entwickelt. Fachleute führen 
konsequent und gestützt auf solide wissen-
schaftliche Grundlagen Risikobeurteilungen 
durch. Gleiches gilt für Therapien.» 

Das Sonderheft handelt von der Gratwan-
derung zwischen der Wiedereingliederung 
der Straftäter und dem Schutz der Bevölke-
rung. Der Grat sei schmal. Umso wichtiger sei 
eine öffentliche Auseinandersetzung mit dem 
Justizvollzug, hält die Justizdirektorin fest. 
«Der Umgang einer Gesellschaft mit ihren 
Straftätern ist kein Thema, das man einem 
kleinen Zirkel von Fachleuten überlassen 
darf.» Die Beiträge von Medienschaffenden, 
Experten und Zeitzeugen «stellen Transpa-
renz her, werfen Fragen auf und machen 
den Justizvollzug des Jahres 2019 nachvoll-
ziehbar. Damit eröffnen wir die Chance zur 
Veränderung», so die Justizdirektorin, denn: 
«Die noch bessere Wiedereingliederung ist 
unser Zukunftsprojekt». 

Das Sonderheft ist auf der Website des 
Kantons Zürich abrufbar. www. ji.zh.ch

Zusammenarbeit zwischen  
La Stampa und Swissminiatur
Zwischen der Strafanstalt La Stampa und 
Swissminiatur in Melide TI ist es zu einer be-
sonderen Zusammenarbeit gekommen, deren 
Ergebnisse Ende März mit der Eröffnung der 
60. Saison des Freilichtmuseums der Öffent-
lichkeit vorgestellt worden sind. Inhaftierte 
haben während eines Jahres 3000 Meter 
Gleise montiert sowie Schiffe und Figuren 
restauriert.

Staatsrat Norman Gobbi unterstrich bei 
dieser Gelegenheit die Bedeutung der Arbeit 
für die Inhaftierten im Hinblick auf deren 
Wiedereingliederung in die Gesellschaft. «Die 
Arbeit beschäftigt die Inhaftierten auf kons-
truktive Weise, überträgt ihnen Verantwor-
tung und fügt sie in ein System von Regeln, 
Fristen und Aufgaben ein, die sie zwingend 
respektieren und beachten müssen.» Den 
Inhaftierten werde die Möglichkeit geboten, 
sich persönlich weiterzuentwickeln. Eine sol-
che Zusammenarbeit könne nur positiv be-
wertet werden.

Jöel Vuigner, Direktor von Swissminiatur, 
zeigte sich zufrieden mit der Qualität der 
Zusammenarbeit und mit den erzielten Er-
gebnissen. Er äusserte zudem seine Genug-
tuung, den Betroffenen die Möglichkeit zur 
Beschäftigung und zum Lernen geboten zu 
haben. «Diese Art von Zusammenarbeit könn-
ten wir ohne Weiteres wieder vorschlagen.»
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Urs Hofmann ist neuer Präsident 
der KKJPD 
Die Konferenz der Kantonalen Justiz- und 
Polizeidirektorinnen und -direktoren (KKJPD) 
hat an ihrer Frühjahrsversammlung Regie-
rungsrat Urs Hofmann zu ihrem neuen Prä-
sidenten gewählt. Urs Hofmann, seit 2009 
Vorsteher des Departements Volkswirtschaft 
und Inneres des Kantons Aargau, leitet die 
KKJPD in seiner Eigenschaft als Vizepräsi-
dent bereits seit dem 21. September 2018, als 
Staatsrat Pierre Maudet wegen des gegen ihn 
im Kanton Genf laufenden Strafverfahrens 
erklärte, dass er das Amt als KKJPD-Präsidi-
um ruhen lasse.

Anfangs 2019 schied Pierre Maudet infol-
ge einer Neuverteilung der Aufgaben in der 
Genfer Kantonsregierung aus der KKJPD aus, 
womit das Präsidium neu zu besetzen war. 
Urs Hofmann erhielt einstimmig das Ver-
trauen seiner Kolleginnen und Kollegen. Das 
Vizepräsidium übernehmen neu die Waadt-
länder Staatsrätin Béatrice Métraux und der 
Baselstädter Regierungsrat Baschi Dürr. Beide 
gehören seit 2016 bzw. 2018 dem Vorstand 
der KKJPD an.

Skelette geben Einblick in die 
Zwangsfürsorge
Im Zug des Neubaus der Justizvollzugsanstalt 
Cazis Tignez hat der Archäologische Dienst 
des Kantons Graubünden den Friedhof der 
1854 errichteten «Kantonalen Korrektions-
anstalt Realta» mit 103 Gräbern ausgegra-
ben. Die schweizweit erste Untersuchung an 
Skeletten aus einer historischen Institution 
für administrative Versorgung verdeutlicht, 
wie die Zugehörigkeit zur Unterschicht und 
gesundheitliche Probleme zur Einweisung in 
die Anstalt beitrugen. So waren laut Medien-
mitteilung des Kantons Graubünden zum 
Beispiel angeborene Syphilis, Hypothyreose 
(Schilddrüsenunterfunktion) und trauma-
tisch bedingte Behinderungen möglicherwei-
se der Grund für die Marginalisierung und 
die Einweisung der als «liederlich», «arbeits-
scheu» oder «irre» kategorisierten Männer 
und Frauen.

Die Einweisung in die Anstalt führte wie-
derum zu einer weiteren Verschlechterung 
der Gesundheit: «Die markant erhöhte Häu-
figkeit von Tuberkulose war mit dem sozio
ökonomischen Status und den Lebensbe-
dingungen in der Einrichtung verbunden». 
Entdeckt wurden zudem eine extrem hohe 
Zahl von Rippenbrüchen. Wahrscheinlich 
seien diese grösstenteils nur unvollständig 
verheilten Knochenbrüche auf Gewaltan-
wendung während der administrativen Ver-
sorgung zurückzuführen. 

Zehntausende sind administrativ 
versorgt worden
Zwischen 1930 und 1981 sind 20 000 bis 
40 000 Personen in Anstalten administrativ 
versorgt worden. Im 20. Jahrhundert dürf-
ten insgesamt 60 000 Personen von dieser 
fürsorgerischen Zwangsmassnahme betrof-
fen gewesen sein, wie dem sechsten For-
schungsband der Unabhängigen Experten-
kommission Administrative Versorgungen zu 
entnehmen ist. Diese Schätzung stützt sich 
auf Rechenschaftsberichte aller kantonalen 
Verwaltungen sowie auf Jahresberichte von 
zwanzig grösseren Anstalten.

Die Einweisungen in Anstalten erreich-
ten ihren Höchststand in den 1930er-Jahren. 
Die Folgen der Weltwirtschaftskrise und ein 
starker gesellschaftlicher Konformitätsdruck 
schlugen sich in hohen Versorgungszahlen 
nieder. Ab den 1940er-Jahren sanken die Zah-
len bis 1981 kontinuierlich. Die Forscher er-
klären den Rückgang mit dem verminder-
ten Armutsrisiko infolge der verbesserten 
Arbeitsmarktsituation und dem Ausbau der 
sozialen Sicherheit. Ab den späten 1960er-Jah-
ren dürften auch die Infragestellung der 
dominierenden Gesellschaftsmodelle sowie 
die Aufwertung der Menschenrechte und 
rechtsstaatlicher Prinzipien dazu beigetragen 
haben, dass es weniger Einweisungen gab. 

Staatliche und private Träger von Anstal-
ten waren in spezifischen Bereichen tätig. Der 
Staat war vor allem dort aktiv, wo die Durch-
setzung des staatlichen Gewaltmonopols 
im Zentrum stand. So waren Strafanstalten, 
Arbeitsanstalten und psychiatrische Einrich-
tungen zumeist in staatlicher Hand. Private, 
insbesondere konfessionelle Trägerschaften 
betätigten sich im Bereich der «Nacherzie-
hung» oder «Therapierung». 

Der Forschungsband ist auf der Web-
site der Unabhängigen Expertenkommis-
sion Administrative Versorgungen abrufbar 
(www.uek-administrative-versorgungen.ch).
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Ein menschliches Abenteuer
Wiedereingliederung erfolgt auch über die Kultur

Seit mehreren Jahren wird während fünf 
Wochen in drei geschlossenen Anstalten in 
Genf das Internationale Filmfestival und 
Forum über die Menschenrechte (Festival 
international du film et forum sur les droits 
humains, FIFDH) veranstaltet. Wir zeigen 
eine Reihe von Dokumentarfilmen für 
Personen im Freiheitsentzug, die freiwillig 
gemeinsam eine Jury bilden. Während 
dieser Zeit gehen die inhaftierten Männer 
in La Brenaz, die inhaftierten Frauen in 
Champ-Dollon und die Minderjährigen 
von La Clairière voll in ihrer Rolle als Jury 
für dieses Anstaltsprogramm auf. 

Claudia Dessolis

Nach einer Einführung in das Genre des 
Dokumentarfilms, und in die Geschichte des 
Kinos wird genau bestimmt, was von einer 
international renommierten Filmjury erwar-
tet wird. Anschliessend wohnen die Teilneh-
merinnen und Teilnehmer des Programms 
drei Filmvorführungen bei, an denen auch die 
Regisseurinnen und Regisseure bzw. politi-
sche Persönlichkeiten mit einem unmittelba-
ren Bezug zum vorgeführten Film anwesend 
sind. Zum Abschluss der Filmreihe berät die 
Jury jeder Anstalt, welcher Film ausgezeichnet 
werden soll. Die Preise für den besten Film 
werden an der offiziellen Abschlussfeier des 
Festivals vor mehr als 400 Personen verliehen. 

FIFDH bedeutet: ein Film, ein Thema, eine 
Diskussion – darum geht es uns unabhängig 
davon, in welchem Rahmen wir die Filme 
zeigen. Ob es sich nun um ein sachkundiges 
Publikum handelt oder nicht, die in den Fil-
men angesprochenen Themen beleuchten 
die Welt, in der wir leben. Unser Ziel ist es, 
Fragen aufzuwerfen und zu versuchen, die 
entdeckten Geschichten mit jenen der Zu-
schauerinnen und Zuschauer in Bezug zu 
setzen. Wir wollen Verbindungen herstellen 
mit dem Entfernten und dem Fremden und 
wir wollen bekräftigen, was wir alle sind: 
Männer und Frauen, die fester Bestandteil 
der Welt sind. Sehen, zuhören, dazugehören, 
die eigene Identität erkennen. 

Eine Brücke zwischen dem Inneren und 
dem Äusseren schlagen
Wo auch immer sich der Film abspielt, bei unse-
rer Auswahl für das Programm in den Anstal-
ten achten wir darauf, dass jedes vorgeführte 
Werk das aufgreift, was man im Freiheitsentzug 
fühlen oder erleben kann. Das Programm soll 
den Austausch fördern, Schranken abbauen 
und eine Brücke zwischen dem Inneren und 
dem Äusseren schlagen, zwischen dem, was 
sich innen und aussen abspielt. In diesen fünf 
Wochen äussern alle ihre  eigene Meinung und 
tauschen sich bewegt und in aller Bescheiden-
heit darüber aus, worin der Film der eigenen 
Geschichte ähnelt. In diesen fünf Wochen wer-
den die Grenzen nach und nach verwischt und 

neu gezogen, sodass sich die Trennungslinien 
annähern und die uns umgebenden Mauern 
ein wenig weggeschoben werden: «Ich schät-
ze es, etwas anderes zu sehen als meine vier 
Wände und, in diesem Fall eine Geschichte, die 
mir gleicht», vertraut uns eine Inhaftierte an.

Dieses Jahr erzählt einer der drei Doku-
mentarfilme im Wettbewerb, «The Sentence» 
von Rudy Valdez, die Geschichte von Cindy, 
der Schwester des Regisseurs. Sie verbüsst 
in den USA eine fünfzehnjährige Strafe, weil 
sie die Freundin eines Dealers gewesen war. 
Rudy Valdez hat bis zur Freilassung seiner 
vom Präsidenten begnadigten Schwester 
ihre ganze Familie gefilmt. Der Film zeigt den 
verbissenen Kampf, den sie führen musste, 
damit sie nicht auseinanderbrach und die 
Beziehung um jeden Preis aufrechterhalten 
werden konnte. Alt Bundesrätin Ruth Drei-
fuss begleitete die Vorführungen des Films. 
Sie ist immer noch ein politisches Schwerge-
wicht und kämpft heute als Präsidentin und 
Gründerin der Weltkommission für Drogen-
politik für die Entkriminalisierung sämtlicher 
Drogen und vor allem die Straflosigkeit der 
damit verbundenen kleineren Delikte. 

Die Emotion zu einer umfassenderen 
Reflexion führen
Mit Grossmut, Wohlwollen und Menschlich-
keit hat Ruth Dreifuss spürbar gerührt den 
Erlebnisberichten der Inhaftierten zugehört. 
Sie konnten sich in den lebhaften und bis-
weilen leidenschaftlichen Diskussionen offen 
aussprechen und ihre – oft unterdrückten – 
Empfindungen ausdrücken. Ein Mitglied der 
Jury bezeugt: «Der Film wühlt mich auf, denn 
ich realisiere, dass meine Familie vielleicht 
mehr unter meiner Inhaftierung leidet als 
ich. Wenn mich meine Tochter besucht, zeigt 
sie ihr Leid nicht, sie tut alles, um mir ein Lä-
cheln zu schenken». Das Besondere am Kino 
ist, dass es Emotionen weckt. Wir versuchen 
mit diesem Programm, die Emotionen zu 
einer umfassenderen Reflexion zu führen. 
Ermessen, was eine Tatsache, eine Hand-
lung, eine Geschichte bedeuten. Den Mut 
haben, zu teilen, sich auszutauschen, in der 

Claudia Dessolis ist Pro­
jektverantwortliche des 
Internationalen Filmfes­
tivals und Forums über 
die Menschenrechte.
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Öffentlichkeit das Wort zu ergreifen, seine 
Argumente zu formulieren, seine Meinung 
respektvoll und ehrlich zu äussern. 

Ein starkes Zeichen des Amts für 
Justizvollzug
Das Personal des Justizvollzugs und die Ver-
treter des kantonalen Amts für Justizvollzug 
(Office cantonal de la détention, OCD), mit 
denen wir eng zusammenarbeiten, nehmen 
an den Filmvorführungen ebenfalls teil. So 
ergeben sich ungewöhnliche Gespräche. Die 
Inhaftierten und das Personal lernen sich 
unter einem menschlichen und wohlwollen-
den Blickwinkel neu kennen. Dabei ist eines 
zu betonen: Es ist ein sehr starkes Zeichen 
für die Inhaftierten, dass das Amt für Justiz-
vollzug unsere Organisation diese Veranstal-
tung durchführen lässt. Die Institution, die 
sie ins Gefängnis gebracht hat, die draussen 
nicht oder kaum respektiert wird, bietet die 
Möglichkeit, wieder Kontakt zu knüpfen, und 
öffnet jenseits aller Vorurteile ein Fenster 
nach aussen.

Die Wiedereingliederung erfolgt auf ver-
schiedenen Wegen, die Kultur und die Kunst 
sind zweifellos einer davon. Die überwiegen-
de Mehrheit der Inhaftierten geht wenig oder 
gar nicht ins Kino und erst recht nicht an ein 
Filmfestival mit Dokumentarfilmen. Das Fes-
tival dorthin zu bringen, wo es nicht erwartet 
wird, war eine verrückte Wette. Aber heute 
wissen wir, dass wir sie gewonnen haben. 
Zudem ist es eine grosse Verantwortung, 
Jury eines internationalen Filmfestivals zu 
sein. Dieses Programm ist eine der Säulen 
des Festivals und setzt an einer zusätzlichen 
Stelle den Hebel an, um den Ausstieg aus der 
Kriminalität und die Wiedereingliederung 
zu fördern. Wer Zugang zur Kultur und zur 
Kunst als Ausdrucksmittel in ihren verschie-
denen Formen erhält, wird legitimiert, etwas 
anderes, jemand anderes zu sein oder einfach 
zu bekräftigen, dass es möglich ist, sich zu 
verändern. Legitimiert sein, einem anderen 
Umfeld anzugehören und die eigene Verant-
wortung auszuloten, ist in meinen Augen ein 
Schlüssel um, im Leben zurechtzukommen. 

Nach dem Film schenkte alt Bundesrätin Ruth Dreifuss 
den Erlebnisberichten der Inhaftierten Gehör.  
Foto: Kanton Genf
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«Mitleid darf nicht sein –  
es gibt nichts, was die Tat  
rechtfertigt –, aber ohne  
Mitgefühl geht es nicht.  
Und man fragt sich zuweilen 
schon, was aus einem selber 
geworden wäre bei einem  
solchen Hintergrund.»
Annette Keller, Direktorin der Justizvollzugsanstalt Hindelbank  
(A – Die Wochenzeitung für St. Gallen, Gossau und Rorschach, 14. Februar 2019)
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Der Regierungsrat des Kantons Bern will in drei Phasen den Justizvollzug erneuern. 
Über die Zukunft der Justizvollzugsanstalt Thorberg wird er erst nach 2030 ent-
scheiden. Bis zu diesem Zeitpunkt soll die Anstalt funktionstüchtig erhalten und 
weiterbetrieben werden.	 Foto: Peter Schulthess (2017)



prison-info 
Die letzte Seite

Blick über die Grenze. In belgischen Justizvollzugsanstalten finden 
bereits seit 20 Jahren restaurative Dialoge zwischen Opfern und Tä-
tern statt. Was dabei geschieht, schildert das «Philosophie Magazin» 
(2/2019) beispielhaft anhand des Treffens zwischen Annemie und 
Ivan, der vier Jahre zuvor ihren Bruder getötet hatte. «Je länger er 
redete, umso mehr fühlte ich, wie die Wunden heilten. Seine Art, mir 
die Geschichte zu erzählen, so wie er sie selbst erlebt hatte, genügte 
mir», sagt Annemie. «Was den Psychiatern nicht gelungen ist, das 
hat er erreicht. Er hat mir ermöglicht weiterzuleben.» 
Foto: Keystone/Agence VU/Rip Hopkins.
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Dans une recommandation adoptée récemment, le Conseil de l’Europe 
encourage les Etats membres à développer la justice restaurative et à 
élaborer des approches novatrices en la matière pouvant sortir du cadre 
de la procédure pénale. Il reconnaît le nombre croissant d’études qui font 
état de l’efficacité de la justice restaurative selon divers indicateurs, dont 
le rétablissement des victimes, la désistance des auteurs d’infractions et la 
satisfaction des participants. Ce processus permet aux victimes, aux auteurs 
et à d’autres personnes, comme les proches, de participer activement, sous 
différentes formes, au règlement des problèmes résultant de l’infraction, et 
ce à tout moment. Cette recommandation s’adresse également aux autorités 
d’exécution des peines et aux services de probation car il s’écoule souvent 
une longue période avant que les victimes et les auteurs d’infractions soient 
capables de faire un travail personnel sur les faits.

Le Conseil de l’Europe note que les Etats membres tendent de plus en plus à 
recourir à la justice restaurative. La Suisse ne fait certes pas partie des pays 
pionniers en la matière, tels que la Belgique ou l’Angleterre, mais les jalons 
sont posés. Plusieurs dispositions du code de procédure pénale et du code 
pénal permettent de donner une « impulsion restaurative » à une procédure 
pénale. Toute possibilité de suspension, conciliation ou médiation est cepen-
dant exclue dans le cas d’infractions graves.

La justice restaurative joue un rôle de plus en plus important à l’issue de 
la procédure pénale. Les premiers dialogues restauratifs entre victimes et 
auteurs d’infractions ont vu le jour il y a deux ans à la prison de Lenzbourg. 
Au vu des résultats probants obtenus, ces échanges ont désormais lieu 
régulièrement. Ils suscitent un intérêt croissant auprès d’autres responsables 
de l’exécution pénale et font des émules. Ils permettent en effet aux victimes 
d’effectuer un travail personnel sur ce qu’elles ont vécu et de surmonter leur 
traumatisme. Ils permettent, par ailleurs, de susciter de l’empathie chez les 
auteurs d’infractions, ce qui est primordial pour faire diminuer le risque de 
récidive. Le fait que les auteurs prennent conscience des conséquences de 
leurs actes et apprennent à éprouver de la compassion pour leur victime 
peut faire apparaître chez eux une motivation intérieure à renoncer à la 
délinquance qui est bien plus forte qu’une motivation extérieure telle que 
la peur d’une sanction, par exemple.

Folco Galli,  
rédacteur de #prison-info

Version en ligne :
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Carte blanche

La réinsertion passe aussi par le canal de la culture. Le Festival international 
du film et forum sur les droits humains (FIFDH), auquel sont associés trois 
établissements fermés à Genève, en est un exemple. Les personnes détenues 
s’engagent volontairement à assumer pleinement leur rôle de jury.

52	 Une aventure humaine

 Photo : Peter Schulthess

 Photo : Etat de Genève 

Sommaire	  prison-info 1/2019  3



Selon la recommandation adoptée le 3 octobre 2018 
par le Comité des ministres du Conseil de l’Europe, 
les Etats membres tendent de plus en plus à recourir 
à la justice restaurative. Ce processus souple, réactif, 
participatif et axé sur le règlement du problème 
peut être appliqué en complément des procédures 
pénales traditionnelles ou s’y substituer. Le Conseil 
de l’Europe estime nécessaire de renforcer la par-
ticipation des parties prenantes, notamment de 
la victime et de l’auteur de l’infraction, d’autres 
parties concernées et de la communauté dans son 
ensemble, au traitement et à la réparation du pré-
judice causé par l’infraction.

Selon lui, la justice restaurative est une méthode 
permettant d’identifier et de satisfaire les besoins 
et les intérêts de ces parties de manière équilibrée, 
juste et concertée. Le Conseil de l’Europe reconnaît 
l’intérêt légitime des victimes à faire entendre da-
vantage leur voix, communiquer avec l’auteur de 
l’infraction et obtenir réparation et satisfaction. Il 
considère en outre qu’il importe de renforcer chez les 
auteurs d’infractions le sens des responsabilités et 
de leur donner l’occasion de reconnaître leurs torts, 
ce qui facilite leur réinsertion, permet d’obtenir ré-
paration et compréhension mutuelle et encourage 
les auteurs à renoncer à la délinquance.

Recourir à la justice restaurative à chaque étape 
du processus 
Selon la recommandation, le terme « justice res-
taurative » désigne tout processus permettant aux 
personnes qui ont subi un préjudice résultant d’une 
infraction et aux responsables de ce préjudice de 
participer activement, s’ils y consentent librement, 
au règlement des problèmes résultant de l’infrac-

tion, avec l’aide d’un tiers qualifié et impartial (fa-
cilitateur). La justice restaurative prend souvent la 
forme d’un dialogue entre la victime et l’auteur de 
l’infraction, auquel peuvent aussi participer, le cas 
échéant, d’autres personnes touchées directement 
ou indirectement par cette infraction. Elle peut être 
utilisée à chaque étape du processus de la justice 
pénale, comme cela est souligné dans la recom-
mandation. Elle peut, par exemple, être associée à 
une mesure de substitution à l’arrestation, utilisée 
conjointement à un classement de l’affaire par la 
police ou le tribunal, administrée avant ou paral
lèlement aux poursuites, intervenir entre la condam-
nation et l’application de la peine, faire partie de 
la sanction infligée ou être appliquée après que la 
peine ait été prononcée ou exécutée.

Traiter et réparer le préjudice causé
La justice restaurative s’appuie sur des principes 
de base selon lesquels les parties devraient pouvoir 
participer activement à la résolution de l’infraction, 
ces réponses devant être axées en premier lieu sur 
le traitement et la réparation du préjudice que l’in-
fraction a causé aux personnes, aux liens entre elles 
et à la société dans son ensemble. Parmi les autres 
principes essentiels cités dans la recommandation, 
on trouve le caractère volontaire de la démarche, le 
dialogue délibératif et respectueux, l’égale atten-
tion portée aux besoins et intérêts des différentes 
personnes concernées, l’équité de la procédure ainsi 
que la dimension collective et consensuelle de l’ac-
cord. L’accent est également mis sur la réparation, 
la réinsertion, la nécessité de parvenir à une com-
préhension mutuelle et l’absence de domination.

Participer activement à la 
résolution de l’infraction
Nouvelle recommandation du Conseil de l’Europe relative à  
la justice restaurative

Le Conseil de l’Europe encourage les Etats membres à développer la justice 
restaurative et à y recourir au sein de leur système de justice pénale. Dans 
une recommandation adoptée récemment, il encourage en outre l’élaboration 
d’approches restauratives novatrices qui peuvent également sortir du cadre de 
la procédure pénale.

« Le Conseil de 
l’Europe recon-
naît l’intérêt 
légitime des 
victimes à faire 
entendre davan-
tage leur voix. »
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Selon la recommandation, la justice restaurative 
ne devrait pas être conçue ni exercée pour défendre 
les intérêts de la victime ou de l’auteur de l’infrac-
tion aux dépens de l’autre partie. Elle offre plutôt 
un espace neutre où toutes les parties sont encou-
ragées et soutenues afin qu’elles expriment leurs 
besoins et que ceux-ci soient satisfaits autant que 
possible. Elle devrait être un service généralement 
disponible. Le type ou la gravité de l’infraction ne 
devraient pas empêcher qu’un processus de jus-
tice restaurative soit proposé aux victimes et aux 
auteurs d’infractions.

Comprendre la signification du processus
Il est en outre indiqué dans la recommandation 
qu’avant d’accepter de recourir à la justice restaura-
tive, les parties doivent être pleinement informées 
par le facilitateur de leurs droits, de la nature du 
processus et des conséquences éventuelles de leur 
décision d’y participer. Nul ne devrait être incité par 
des moyens déloyaux à participer à une procédure 
de justice restaurative. Cette dernière ne doit pas 
être appliquée à des parties qui ne sont pas capables 
d’en comprendre la signification. Le point de départ 
d’une telle procédure devrait être en principe la re-
connaissance par les parties des faits principaux de 
l’affaire concernée. La participation à un processus 
de justice restaurative ne devrait pas être utilisée 
comme preuve d’admission de culpabilité dans des 
procédures judiciaires ultérieures.

De l’avis du Conseil de l’Europe, les services de 
justice restaurative devraient être régis par des 
normes reconnues par les autorités compétentes. 
Ils devraient être supervisés par une autorité com-
pétente et régulièrement contrôler les travaux de 
leurs facilitateurs. Ces derniers devraient être recru-
tés dans toutes les catégories de la société et être en 
mesure de faire preuve de discernement. Ils devraient 
en outre posséder les qualités relationnelles néces-
saires pour offrir une justice restaurative efficace, 
et recevoir une formation initiale avant d’exercer 
leur activité, ainsi qu’une formation continue en 

cours d’emploi. Leur formation devrait leur assurer 
un niveau de compétence élevé, tenant compte des 
aptitudes à régler les conflits, des exigences spéci-
fiques qu’implique le travail avec des victimes, des 
auteurs d’infractions et des personnes vulnérables, 
ainsi que des connaissances de base du système de 
justice pénale. Pour être réalisée efficacement, la jus-
tice restaurative demande des ressources humaines 
et financières adéquates. 

Respecter la dignité
Par ailleurs, toujours selon la recommandation, 
la justice restaurative devrait être administrée de 
manière impartiale, en se fondant sur les faits de 
l’espèce ainsi que sur les besoins et les intérêts des 
parties. Le facilitateur devrait toujours respecter la 
dignité des parties et veiller à ce qu’elles agissent 
avec respect l’une envers l’autre. Les services de jus-
tice restaurative doivent veiller à ce que le processus 
de justice restaurative se déroule dans un environ-
nement sûr et confortable. Le facilitateur devrait 
interrompre le processus afin d’assurer la sécurité 
d’une ou plusieurs parties. Nonobstant le principe 
de confidentialité, il devrait signaler aux autorités 
compétentes les informations relatives à une in-
fraction grave ou imminente dont il pourrait avoir 
connaissance au cours du processus. Les accords 
ne devraient contenir que des mesures équitables, 
réalisables et proportionnées, auxquelles toutes les 
parties consentent de façon libre et éclairée. (gal)

« Il importe de 
renforcer chez les 
auteurs d’infrac-
tions le sens des 
responsabilités 
et de leur donner 
l’occasion de 
reconnaître leurs 
torts. »

Lien

La recommandation relative à la justice restaurative en 
matière pénale et le commentaire s’y rapportant sont 
disponibles sur le site Internet du Conseil de l’Europe 
(www.coe.int).
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La pacification sociale doit 
primer
Justice restaurative et poursuite pénale

L’état d’esprit des parties joue un rôle important dans le choix « de l’impulsion 
restaurative » d’une procédure pénale. Du côté de l’autorité pénale, ce choix 
est déterminé par l’intérêt public prédominant de la pacification sociale, donc 
de la diminution drastique de la récidive. Toute possibilité de suspension, 
conciliation ou médiation est exclue dans le cas d’infractions graves. 

Jean-Paul Ros

Le code de procédure pénale (art. 6 CPP) impose à 
l’autorité pénale de rechercher d’office tous les faits 
pertinents pour la qualification juridique d’un acte, 
en vue notamment du jugement du prévenu. Ce 
processus n’a pas pour unique objectif d’incrimi-
ner les auteurs d’infractions, il mène également 
souvent à une disculpation des prévenus, laquelle 
est concrétisée par des ordonnances de non-entrée 
en matière ou de classement.

Les règles du corpus de la procédure pénale 
consacrées à la procédure préliminaire définissent 
l’intervention, l’information et le droit d’action de 
ces différents acteurs notamment. Elles ont pour 
but la recherche de la vérité, grâce à divers moyens 
de preuve ; et ont aussi pour objectif la garantie de 
la sécurité publique et celle que le prévenu fera face 
à son jugement. 

Certaines dispositions légales permettent au 
magistrat de prendre en compte les efforts accom-
plis par le prévenu pour changer de mode de vie ou 
simplement montrer sa prise en compte de la souf-
france que sa lésion a causée. D’autres permettent 
de surseoir momentanément à la procédure en 
cours afin de permettre aux parties de s’asseoir à 
une même table en vue du règlement de leur litige.

Les possibilités légales de restauration du lien 
social
Les entités institutionnelles qui les premières ont 
connaissance de l’infraction pénale sont la police, 
le ministère public et, éventuellement, l’avocat de 
la première heure. Chacun, à son niveau et dans le 
respect des règles légales, peut être initiateur de 
cette voie alternative (ou complémentaire) de la ré-
paration. Les outils sont divers : il y a la conciliation 

qui est menée par le procureur, la médiation par 
un ou une spécialiste, la négociation privée entre 
les parties avec l’aide éventuelle de leurs avocats, la 
thérapie de l’auteur, une ou plusieurs prestations 
personnelles financières (ou les deux) de la part de 
l’auteur en faveur du lésé, etc. En fait, les outils lé-
gaux existent, mais ils sont parfois omis des parties 
et des acteurs judiciaires. Examinons-en quelques-
uns ci-après.
La procédure simplifiée (art. 358 ss CPP) introduit une 
brèche significative dans la maxime de l’instruction, 
puisque dans le contexte de celui-ci, le ministère pu-
blic renonce à administrer des preuves pertinentes, 
pour se contenter des aveux de l’auteur sur les faits 
déterminants. Le prévenu soutenu par son avocat, 
et le ministère public vont se mettre ensuite d’ac-
cord sur une peine. Les parties plaignantes verront 
leurs prétentions civiles reconnues par le prévenu 
et donc intégrées à l’acte d’accusation.

La réparation (art. 53 CP) : Lorsque le prévenu 
répare le dommage ou accomplit les efforts raison-
nables pour le compenser, le ministère public peut 
renoncer à une sanction ou à une poursuite si la 
peine envisagée est compatible avec le sursis et si 
aucun intérêt public ou privé ne s’y oppose. 

La suspension de procédure en cas de violences 
conjugales (art. 55a CP) : Depuis 2004, certains actes 
dits de violences conjugales se poursuivent d’office. 
L’art. 55a CP permet à la direction de la procédure de 
suspendre, sur requête de la victime, la procédure. 
Généralement, l’autorité pénale va conditionner 
cette suspension à un engagement de l’auteur (ou 
des deux parties) d’entreprendre les actions néces-
saires à ce qu’une nouvelle situation de violence 
(verbale ou physique) ne survienne plus. 

Jean-Paul Ros est procureur  
à Neuchâtel.

« Chacun … peut 
être initiateur 
de cette voie 
alternative (ou 
complémentaire) 
de la réparation. »
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La suspension (en général) (art. 314 al. 1, lit. c CPP) : 
Cette norme est liée à la suivante, puisqu’elle per-
met au procureur de « geler » la procédure durant 
la période de conciliation judiciaire, mais aussi en 
cas de pourparlers des parties entre elles. Un trai-
tement en vue de la suppression d’une addiction 
ou un paiement mensuel convenu par accord écrit 
entre les parties peut aussi justifier la mise en œuvre 
de cette suspension. L’important pour le ministère 
public est que les engagements passés par les pré-
venus puissent être suivis d’une période de concré-
tisation qui s’inscrit dans le temps afin de juger si 
leurs bonnes dispositions initiales étaient solides. 

La conciliation (art. 316 CPP) permet au procu-
reur de réunir autour de lui les parties et d’envisa-
ger avec elles un règlement du conflit à l’amiable. 
Elle est prévue (en principe) pour les infractions qui 
ne se poursuivent que sur plainte. Contrairement 
à un processus de médiation, le procureur est actif 
et les discussions ne vont en principe pas au-delà 
des faits ayant engendré l’ouverture de l’action pé-
nale. La conciliation est parfois l’antichambre d’une 
médiation si les parties en sont alors convaincues. 

État d’esprit des parties
Quand on se pose la question de l’impulsion restau-
rative d’une procédure, il est bon de se demander 
si l’affaire s’y prête et si c’est le bon moment de 
favoriser le tournant réparateur. Parfois, il s’agit d’un 
état d’esprit des parties. Il appartient aux acteurs 
judicaires de le sonder. L’autorité pénale doit tou-
jours garder en tête que son choix d’utiliser l’un 
ou l’autre de ces paradigmes, voire l’un et l’autre, 
est déterminé par l’intérêt public, en prenant aussi 
en compte les intérêts privés. Or, l’intérêt public 
prédominant est celui de la pacification sociale, donc 
de la diminution drastique de la récidive. 

En se posant la question de l’introduction d’une 
voie restaurative, le procureur doit simultanément 
s’interroger sur le pronostic du comportement de 
l’auteur une fois la procédure en cours terminée. 
C’est ainsi qu’il n’oubliera pas de présenter aux par-
ties son appréciation de l’issue de la procédure au 
moment d’envisager une médiation ou une suspen-
sion en vue d’un traitement. La justice rétributive 
n’est pas forcément opposée à la justice restaura-
tive. La répression n’empêche pas la réparation et 
réciproquement. 

Parfois, la phase préliminaire a montré que des 
efforts de réparation ou de pacification ont été me-
nés mais sans succès concret. Ces démarches, même 
si elles n’aboutissent pas, ne sont pas vaines. Elles 
permettent ensuite au juge de siège de se poser 
la question suivante : est-ce que les parties sont à 
présent mûres pour un règlement par devant moi ?

Des médiations et conciliations impossibles
Il existe des cas où toute suspension, négociation 
ou médiation parait exclue durant la phase préli-
minaire. Il s’agit d’infractions portant sur l’intégri-
té sexuelle, en particulier quand les victimes sont 
mineures. On pense aussi à des actes qui ont vu 
la commission consciente et volontaire de lésions 
corporelles graves ou de tentatives (voire de la com-
mission) d’un homicide. Les infractions contre le 
patrimoine commises par métier ne devraient pas 
voir un unique règlement restauratif sanctionner 
leur commission. Il en va de même des crimes et 
délits créant un danger collectif. Pour ce type d’in-
fractions, le procureur doit instruire puis accuser. 
Rien n’empêche l’auteur de contacter par écrit la 
victime pour lui faire part de ses regrets. Il peut aussi 
entamer une thérapie, ce qui démontrera son désir 
de remettre en question ses fonctionnements. Des 
discussions entre les parties intervenant après la 
saisine du Tribunal, voire après la condamnation du 
prévenu, sont en revanche toujours possibles, mais 
il s’agit d’un autre sujet. 

L’échec n’est pas nul
L’échec d’une médiation, d’une conciliation ou d’une 
négociation entre les parties n’est pas grave en soi. 
Parfois, le simple fait d’avoir imaginé un règlement 
préliminaire du litige constitue en l’implantation 
d’un germe utile qui pourra éventuellement s’épa-
nouir bien plus tard dans l’une ou l’autre des phases 
successives des procédures, ou après la fin de celle-ci.

Le but ultime : la paix sociale
La prévention d’une récidive ultérieure est le but 
principal de la sanction. Mais, on le constate, se 
placer uniquement sous l’angle de la peine est 
parfois insuffisant pour atteindre l’objectif de 
prévention spéciale qui permet à la société d’être 
protégée contre les nouveaux agissements du 
condamné. Ces affaires sont l’illustration que la 
justice restaurative peut remplacer la justice distri-
butive. Mais ces deux approches peuvent aussi très 
bien cohabiter. L’important est que, dans la phase 
préliminaire déjà, les divers acteurs de poursuite 
pénale (la police) et judiciaire (le ministère public, 
les mandataires) ainsi que les parties elles-mêmes, 
envisagent le règlement de l’affaire par un biais 
autre que purement répressif.

« Il appartient 
aux acteurs judi-
caires de sonder 
l’état d’esprit des 
parties. »

« Il existe des cas 
où toute suspen-
sion, négociation 
ou médiation 
parait exclue 
durant la phase 
préliminaire. »
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Les rencontres entre les victimes et les auteurs d’infrac-
tions participant au programme de dialogue restauratif 
ont lieu dans l’ancien atelier de peinture transformé en 
salle polyvalente. 	 Photo : Peter Schulthess (2019)
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Des rencontres entre  
victimes et auteurs 
d’infractions à Lenzbourg
Les responsables dressent un bilan positif du dialogue restauratif

Ce qui n’était encore il y a deux ans qu’un projet pilote est aujourd’hui devenu 
un programme bien établi de l’établissement de Lenzbourg : le dialogue restau-
ratif entre victimes et auteurs d’infractions. Au vu de l’écho positif rencontré, 
deux sessions de huit rencontres seront à l’avenir proposées chaque année.

Marcel Ruf, le directeur de l’établissement péniten
tiaire de Lenzbourg, voit « dans le dialogue restaura-
tif l’occasion pour le système judiciaire, aujourd’hui 
centré sur l’auteur compte tenu de sa mission qui 
est d’assurer la privation de liberté et la réinsertion, 
de faire quelque chose pour les victimes ». Il dresse 
ainsi un bilan positif des trois premières sessions : 
« Ces échanges aident les victimes dans leur travail 
personnel sur l’infraction subie, mais ils permettent 
aussi aux auteurs d’infractions d’ouvrir les yeux ». 
Il est toutefois impossible de vérifier dans quelle 
mesure cette démarche peut engendrer une baisse 
du risque de récidive puisque de nombreux détenus 
sont renvoyés dans leur pays d’origine à leur sortie 
de prison.

Le fait que Claudia Christen soit épaulée pour 
mener ces échanges par deux personnes qui 
connaissent parfaitement le milieu carcéral, en 
l’occurrence Werner Burkhard, ancien directeur 
du centre de détention de Bachtel dans l’Oberland 
zurichois, et Bruno Graber, directeur de la prison 
centrale de Lenzbourg, est important pour Marcel 
Ruf. Ce trio idéal montre particulièrement bien que 
la justice restaurative ne constitue pas une alter-
native à la justice pénale mais un complément de 
cette dernière. 

Minimiser le risque
Dans la mesure où la plupart des détenus qui parti-
cipent au programme ont commis de graves délits 
se pose la question de savoir comment la sécurité 
est assurée pendant les rencontres. « Poussé à son 
extrême, le pessimisme peut constituer un frein 
pour l’établissement. En définitive, on ne devrait 
pas laisser les détenus travailler car il y a des outils 
dangereux dans tous les ateliers », répond Marcel 
Ruf, avant d’ajouter avec l’objectivité que lui confère 
son bagage technique : « Le risque – qui se définit 
comme le produit obtenu en multipliant la proba-
bilité de survenue d’un incident par le dommage 
potentiel – peut être minimisé en influençant la 
variable probabilité de survenue de manière à ce 
qu’il tende au maximum vers zéro. »

Ce risque peut, selon Marcel Ruf, être réduit 
de manière significative en définissant la taille du 
groupe et en sélectionnant rigoureusement les par-
ticipants. Ainsi, les délinquants sexuels et les auteurs 
d’infractions atteints de troubles psychiques ne sont 
pas retenus. Il faut en outre que les auteurs soient 
convaincus d’avoir été condamnés à juste titre et ne 
se considèrent pas eux-mêmes comme des victimes 
innocentes de la justice. Du reste, ils ne reçoivent au-
cune contrepartie, telle qu’une réduction de peine 

Criminologue, Claudia Christen 
a suivi plusieurs formations 
continues dans le domaine de  
la justice restaurative et de 
la médiation. Elle a travaillé 
pendant cinq ans avec des 
victimes et des auteurs 
d’infractions dans des prisons 
chiliennes. Depuis son retour 
en Suisse, elle s’est engagée à 
plein temps dans la promotion 
de la justice restaurative. En 
2017, elle a fondé le Forum 
suisse pour la justice restaurative 
(www.swissrjforum.ch).
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ou d’autres avantages, pour leur participation à ces 
échanges, qui se déroulent durant leur temps libre. 

Claudia Christen est satisfaite des retours posi-
tifs qu’elle a reçus du directeur et des thérapeutes 
qui suivent les détenus, et dresse, elle aussi, un bi-
lan positif de cette expérience : « Jusqu’à présent, 
tous les participants, aussi bien les victimes que 
les auteurs d’infractions, ont trouvé le programme 
utile et salutaire ». C’est, pour elle, émouvant de voir 
« comment les victimes et les auteurs s’approprient 
le programme et se soutiennent mutuellement dans 
leur processus de changement et de guérison. »

Liés par la nature du délit 
Les dialogues restauratifs sont des groupes de dis-
cussion composés de victimes et d’auteurs d’infrac-
tions qui ne se connaissent pas mais qui sont liés 
par la nature du délit (il s’agit la plupart du temps 
d’actes de violence). La criminologue souligne que 
même s’ils ne sont pas directement confrontés à leur 
agresseur ou à leur victime lors des huit rencontres, 
ce programme intensif leur permet de faire un tra-
vail personnel sur les faits. Les victimes ont ainsi la 
possibilité de parler de leur histoire et de faire part 
aux détenus de leur souffrance afin qu’ils prennent 
toute la mesure des conséquences de leurs actes. 
Elles trouvent des réponses à leurs questions et ont 
le sentiment d’être mieux informées. Les auteurs 
d’infractions prennent, quant à eux, conscience, 
en entendant leur récit, du préjudice causé aux 
victimes et à la société. Ils peuvent par ailleurs as-
sumer la responsabilité de leurs actes mais aussi 
commencer à faire un travail sur eux-mêmes et à 
planifier leur avenir.

Se sentir en sécurité et laisser parler son cœur 
A leur arrivée le premier soir, les participants 
éprouvent des sentiments mitigés. Il s’agit souvent 
pour les victimes de la première fois qu’elles pé-
nètrent dans l’enceinte d’une prison, ce qui provoque 
de nombreux sentiments. Ce n’est pas simple non 
plus pour les auteurs d’infractions car il faut du cou-
rage pour faire face aux victimes et à ses actes. Après 
avoir fait connaissance, les participants énoncent les 
valeurs dont ils ont besoin « pour se sentir en sécuri-
té et laisser parler leur cœur, pour être sincères avec 
eux-mêmes et avec les autres », explique Claudia 
Christen, avant de reprendre les propos d’un déte-
nu : « Si nous nous aimons, nous nous respecterons, 
nous écouterons, nous occuperons les uns des autres 
et considérerons l’autre comme notre égal. » Tous 
signent les valeurs qu’ils ont définies ensemble et la 
personne qui mène les échanges n’a par la suite plus 
besoin de les mentionner ; ces valeurs sont comme 
« gravées » en eux. Ce processus est déterminant 
pour la suite. Selon Claudia Christen, « les partici-

pants se rendent compte qu’ils sont tous des êtres 
humains et qu’ils aspirent au même but. C’est à ce 
moment-là que la glace se brise et qu’une relation 
commence à s’instaurer entre les participants ».

La victime souvent laissée pour compte
Le deuxième soir, il est question de catalogage. Au 
bout de combien de temps cataloguons-nous les 
gens ou nous faisons-nous cataloguer ? A quel point 
est-ce difficile de se débarrasser d’une étiquette ? 
« Nous ne sommes pas simplement des victimes 
ou des auteurs d’infractions ; nous sommes tous 
des êtres humains et nous sommes déjà retrouvés 
dans les deux situations », explique Claudia Christen 
avant de signaler que, dans l’un des groupes, une vic-
time et un auteur d’infractions avaient par exemple 
tous les deux perdu leurs parents, morts assassinés. 
Il faut repenser les rôles et développer une nouvelle 

« On peut voir 
dans la justice 
restaurative  
l’occasion pour 
le système 
judiciaire de  
faire quelque 
chose pour  
les victimes. »
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« C’est un 
échange sincère, 
lors duquel les 
participants 
passent du rire 
aux larmes. »

conception de soi. Il s’agit aussi de comprendre qu’en 
commettant un délit, non seulement on viole la loi, 
mais on fait aussi souffrir des personnes. Les ap-
proches différentes proposées par la justice pénale 
et la justice restaurative sont également abordées. 
Selon Claudia Christen, « le fait de se rendre compte 
que le système judiciaire traditionnel est centré sur 
l’auteur et que la victime est souvent laissée pour 
compte touche toujours énormément les détenus, 
donnant ainsi souvent lieu à des échanges sponta-
nés et profonds ». 

Prendre conscience des conséquences de ses 
actes
Le troisième soir, les participants discutent des 
conséquences à court et à long terme des délits. 
« C’est un échange sincère, lors duquel les partici-
pants passent du rire aux larmes. Les participants 

se consolent entre eux, la question de savoir qui 
est victime ou auteur n’ayant alors aucune impor-
tance », souligne Claudia Christen. Pour les auteurs 
d’infractions, le fait de prendre conscience des consé-
quences de leurs actes est souvent comme un coup 
de poing dans la figure. Un jeune délinquant a ainsi 
avoué lors d’une séance : « Toute ma vie, j’ai nié la 
souffrance de ma victime, j’étais aveuglé et ne voyais 
que ma propre souffrance. Ma honte m’empêchait 
de voir la réalité en face ».

Ce soir-là, il est également question du préjudice 
causé non seulement aux victimes directes mais 
aussi à de nombreuses autres personnes. Il est par-
ticulièrement douloureux pour les auteurs d’infrac-
tions de se rendre compte des conséquences de leurs 
actes sur leur famille. Il est important, en particulier 
lorsque les détenus purgent de longues peines, de 
s’occuper aussi de leurs proches. Les processus de 

Les victimes, comme les auteurs d’infractions, 
trouvent utile et salutaire de revenir sur les faits 
dans un cadre confidentiel et de pouvoir tirer un 
trait sur ce qu’il s’est passé. 	Dessin : Patrick Tondeux
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médiation familiale facilitent la réinsertion et contri-
buent à faire baisser le risque de récidive. Ils ont 
également un but préventif puisque les enfants de 
détenus présentent un risque beaucoup plus élevé 
que les autres de commettre eux-mêmes des délits. 

« Être à ma place »
Le quatrième soir, les victimes font le récit de leur 
calvaire. « C’est toujours impressionnant de voir le 
silence absolu qui règne et à quel point les déte-
nus sont attentifs », rapporte Claudia Christen. De 
nombreux détenus s’engagent à ce moment-là à ne 
plus commettre d’infractions et à ne plus jamais 
faire de mal à personne. Ils éprouvent de la honte 
et ressentent l’envie de s’excuser d’une quelconque 
manière auprès de leur victime. C’est cette empa-
thie qui permet, selon certaines études, de réduire 
le risque de récidive.

Le fait de parler de leur histoire dans un cadre 
confidentiel, de laisser libre cours à leurs sentiments 
et de se sentir respectées et comprises a été une ex-
périence salutaire pour les victimes. Ces dernières 
sont impressionnées par les réactions que provoque 
leur récit et par la capacité des détenus à se mettre 
à leur place. Une victime témoigne : « Après douze 
années de souffrance, j’ai enfin eu le sentiment d’être 
au bon endroit, à l’endroit où je pouvais ouvrir mon 
cœur et être enfin comprise. Depuis ces échanges, je 
ne suis plus la même personne, j’ai trouvé le salut 
des années après les faits. »

Réécrire l’histoire
Le cinquième soir, les participants parlent de la dif-
férence entre honte et regret. Ceux qui éprouvent 
uniquement de la honte cherchent à se cacher. Cela 
les empêche d’aller de l’avant et les oblige à vivre 
dans le passé. Eprouver des regrets signifie en re-
vanche qu’on assume ses actes et qu’on fait face 
aux conséquences. Claudia Christen résume les 
choses ainsi : « Il s’agit de changer la personne que 
l’on est, de réécrire son histoire, de renoncer à son 
rôle de délinquant et de reconnaître que l’on peut 
apporter quelque chose à la société ».

Les auteurs d’infractions doivent également 
apprendre à se livrer à cœur ouvert et en toute 
sincérité, sans enjoliver les faits ni chercher à se 
justifier. L’histoire qu’ils racontent est souvent celle 
d’auteurs d’infractions mais aussi de victimes car 
ils ont eux-mêmes subi des abus et des violences 
durant leur enfance ou leur adolescence. Il est im-
portant qu’ils arrivent à se libérer complètement 
de ce poids et qu’ils assument la pleine responsa-
bilité de leurs actes. Ils doivent cependant aussi 
comprendre comment ils en sont arrivés là et ce 
qu’il leur faut pour ne pas reproduire les mêmes 
erreurs, ce qui passe souvent aussi par un travail 

« Après douze 
années de 
souffrance, j’ai 
enfin eu le 
sentiment d’être 
au bon endroit, 
à l’endroit où je 
pouvais ouvrir 
mon cœur. »
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Le programme à l’avenir également mis en place à Bostadel

A l’initiative du Forum suisse de justice restaurative, des programmes de dialogue restauratif seront également mis 
en place pour la première fois à partir de septembre prochain dans la prison de Bostadel si d’ici là six à dix détenus 
adaptés à la démarche peuvent être sélectionnés. La présentation du concept et des thèmes abordés lors des huit 
soirées d’échange ont convaincu les responsables, explique le directeur Andreas Gigon.
Que l’efficacité de ces programmes sur les victimes et les auteurs d’infractions ait été démontrée ou non, il semble 
indiscutable que ces séances très structurées ont, au plan psycho-éducatif, des effets positifs sur les participants, 
qui ont été préalablement sélectionnés. « La réflexion sur le délit, soigneusement amenée en présence de victimes 
représentatives et d’anciens auteurs d’infractions, s’inscrit pour nos clients dans un objectif de réinsertion mais fait 
aussi partie de notre mission », souligne Andreas Gigon. Dans la mesure où le risque de retraumatisation n’est pas 
complètement exclu, il lui semble essentiel « que les personnes qui mènent ces échanges possèdent une certaine 
maturité et soient expérimentées, et qu’aussi bien les auteurs d’infractions que les victimes fassent l’objet d’une 
sélection rigoureuse. » 

personnel sur leur propre traumatisme. Voir la per-
sonne qui se cache derrière les atrocités commises 
est souvent bénéfique pour les victimes. Au départ, 
ces dernières ont tendance à penser que les auteurs 
d’infractions sont des monstres dépourvus de sen-
timents mais entendre leur histoire personnelle les 
aide à comprendre un peu mieux comment ils ont 
pu en arriver là.

Le pardon : un moyen d’apaisement 
Le sixième soir sont abordées les notions de pardon 
et de réconciliation. Le dialogue restauratif n’a pas 
pour but d’inciter les victimes à accorder leur pardon 
aux auteurs d’infractions ou à se réconcilier avec 
eux, mais c’est souvent ce qui se produit tout natu-
rellement alors que la victime n’a jamais été encou-
ragée ni invitée à le faire. Claudia Christen évoque le 
cas d’une femme dont les parents ont été assassinés. 
Elle souffrait de dépression et voulait mettre fin à 
ses jours jusqu’à ce qu’elle se rende compte qu’elle 
devait lâcher prise si elle voulait continuer de vivre 
et ne pas être brisée par sa souffrance. Pardonner 
aux meurtriers ne signifiait toutefois pas pour elle 
– comme pour d’autres victimes – qu’elle allait se 
réconcilier avec eux. Le pardon était plutôt un moyen 
de trouver une forme d’apaisement. De nombreux 
auteurs d’infractions souhaitent être pardonnés 
mais ne demanderaient jamais à leur victime de 
le faire car ils sont eux-mêmes incapables de se 
pardonner.

Besoins des victimes
Le septième soir sont évoqués les besoins des vic-
times. La plupart du temps, ceux-ci vont bien au-delà 
d’une réparation financière. Les victimes aspirent à 
la sécurité et au respect. Elles souhaitent être écou-
tées et recevoir le soutien dont elles ont besoin. Elles 
veulent voir comment les auteurs d’infractions as-
sument la responsabilité de leurs actes, prennent 
conscience des conséquences qui en ont résulté et 

entreprennent des démarches concrètes pour ne 
plus commettre d’infractions. 

Le dernier soir, les participants dressent un bi-
lan de leur expérience et expliquent ce que ces 
échanges leur ont apporté. Les détenus remettent 
aux victimes des dessins ou d’autres petits cadeaux 
symboliques en guise de réparation mais aussi pour 
les remercier et leur témoigner leur reconnaissance 
d’avoir accepté d’accomplir cette démarche à leurs 
côtés. « La soirée est souvent chargée d’émotions 
car des liens étroits se sont tissés entre les partici-
pants », fait savoir Claudia Christen. Elle cite ainsi 
l’exemple d’un détenu qui aurait avoué en pleurs : 
« Vous êtes devenus la famille que je n’ai jamais 
eue ! » Il n’est dès lors guère surprenant de voir que 
de nombreuses victimes restent en contact avec les 
détenus et que les responsables ont commencé à 
organiser des retrouvailles.

Des face-à-face entre des victimes et leur 
agresseur également organisés
Souvent, les détenus expriment le souhait de rencon-
trer leur victime pour pouvoir leur présenter leurs 
excuses en face-à-face. Claudia Christen a organisé 
et accompagné fin avril l’une des premières confron-
tations directes entre un auteur d’infractions et sa 
victime. La rencontre a eu lieu à Berne, dans un parc, 
car la victime évite les espaces clos depuis la violente 
agression qu’elle a subie. La démarche n’a été facile 
ni pour l’un ni pour l’autre, mais la rencontre a été 
longue et intense. Ils étaient tous deux extrêmement 
touchés et – bien que la rencontre se soit déroulée 
dans un lieu public – des larmes ont même coulé, 
raconte Claudia Christen. Au vu des retours qu’elle 
a eus, elle considère que ce dialogue restauratif en 
version accélérée est un succès. D’autres confron-
tations directes entre des auteurs d’infractions et 
leur victime auront lieu dès que les intéressés seront 
prêts à sauter le pas.

« C’est toujours 
impressionnant 
de voir le silence 
absolu qui règne 
et à quel point 
les détenus sont 
attentifs. » 

Coup de projecteur : Justice restaurative	 prison-info 1/2019  13



Un acte qui reste présent à 
l’esprit 
Une victime explique en quoi le dialogue restauratif l’a aidée dans le travail 
personnel qu’elle a fait sur son traumatisme 

Mirjam Neis avait 19 ans lorsque son frère a assassiné ses grands-parents. Plus 
rien n’a été pareil par la suite. Le programme de dialogue restauratif auquel 
elle a participé à la prison de Lenzbourg l’a aidée, bien des années après, à faire 
un travail personnel sur ce qu’elle a vécu avec l’aide d’auteurs d’infractions et 
d’autres victimes. Si cette démarche a été difficile, elle a aussi été bénéfique 
pour elle.

Christine Brand

« Mon frère a assassiné mes grands-parents. » 
Mirjam Neis est assise dans son salon, les mains 
posées devant elle sur la table, et prononce cette 
phrase comme si elle racontait une anecdote de 
famille tout à fait banale. Elle est calme, semble 
terre à terre, gentille et sérieuse. C’est un sacré bout 
de femme de 32 ans qui en a énormément bavé 
dans la vie. Dans la chambre qui se trouve juste 
à côté, sa fille écoute des contes et n’arrête pas de 
rire. L’histoire que sa mère a à raconter est, quant à 
elle, tellement triste et grave qu’il faut prendre une 
profonde inspiration avant de pouvoir se lancer. 
Cette histoire, c’est la vie de Mirjam.

« Je sais que les gens normaux ne savent pas trop 
comment réagir face à cette histoire. Elle est tellement 
spéciale qu’on est toujours seul face à elle. Je ne m’at-
tends pas à ce que les gens aient une réaction appro-
priée, car comment le pourrait-on face à une histoire 
aussi abstruse, bizarre et grave ? Pour moi, c’est en 
quelque sorte devenu normal mais ce n’est pas la 
normalité, car ce n’est tout simplement pas normal. »

Nous sommes le 30 mars 2006. Au beau milieu de 
la nuit, la mère de Mirjam entend son fils Marc (pré-
nom d’emprunt) se lever. D’après Mirjam, il arrivait 
que son frère n’arrive pas à dormir. C’était quelqu’un 
d’introverti. Lorsqu’il était petit, il bégayait déjà énor-
mément ; on a découvert, à l’école, qu’il était atteint 
de légasthénie. Il gardait tout pour lui, il était diffi-
cile de communiquer avec lui. Lorsque Marc quitte 

la maison cette nuit-là, il sait qu’il ne reviendra 
pas, qu’il n’a plus envie de vivre. Il sait aussi que s’il 
doit mourir, ce sera avec fracas. Il emporte avec lui 
la clé du foyer pour personnes âgées où travaille sa 
mère et la clé du foyer où il fait son apprentissage 
d’infirmier. Il veut que ce soit un véritable carnage 
et être le dernier à mourir. Voilà son but. Alors qu’il 
est en chemin, il s’arrête, descend de son vélo et se 
rend à pied chez ses grands-parents, qu’il adore et 
auxquels il rend visite presque tous les jours. Mais 
qu’il va assassiner.

Il a une clé, s’introduit à pas feutrés dans la 
chambre de ses grands-parents et tente de les étouf-
fer, mais ils luttent. Il se saisit alors d’un couteau 
et les tue. Puis il écrit sur le mur : « Vive la mort ». Il 
retourne ensuite le couteau contre lui, s’assoit sur 
un fauteuil et regarde une émission d’astrologie en 
attendant sa propre mort. Mais elle ne vient pas. Il 
se rend donc au poste de police le plus proche et 
explique avoir voulu mettre fin à ses jours. Au vu 
de la quantité de sang, les policiers comprennent 
cependant qu’il ne dit pas la vérité.

Marc a 21 ans et sa sœur Mirjam 19 lorsqu’il 
devient un assassin et que tout s’écroule autour 
d’eux. « Une grande partie de moi-même est morte 
ce jour-là », déclare Mirjam Neis treize ans après les 
faits. Lorsqu’elle parle aujourd’hui de la matinée qui 
a suivi, on a l’impression que tout s’est passé hier. 
Elle se souvient du moindre détail. Sa mémoire ne 
lui fait malheureusement pas la faveur de lui jouer 
des tours. 

« L’histoire est 
tellement spé-
ciale qu’on est 
toujours seul 
face à elle. »
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« Ce jour-là, je travaillais ; j’étais sur le point de 
passer un examen et nous avions beaucoup à faire 
lorsque j’ai reçu un appel de mon responsable, qui 
m’a demandé de venir le voir. Je me suis dit : qu’est-
ce qu’il se passe ? Est-ce je vais me faire virer de mon 
apprentissage ? Il m’a reçue avec l’aumônière de 
l’hôpital, qui m’a dit sans détours : « Ta grand-maman 
et ton grand-papa sont morts ». Aussi sec, sans rien 
ajouter d’autre. J’étais surprise que mes parents ne 
m’aient pas appelée. Des millions de questions se 
bousculaient dans ma tête. Puis la police judiciaire est 
arrivée et m’a conduite au poste. Ce que je ne savais 
pas, c’est que mes parents voulaient me l’annoncer 
eux-mêmes, qu’ils essayaient d’éviter que j’apprenne 
la nouvelle par quelqu’un d’autre ou que je l’entende 
à la radio. Le trajet dans le véhicule de police, l’arrivée 
au poste, les agents qui me dévisageaient et hochai-
ent la tête en sachant ce qu’il s’était passé alors que 
moi je n’étais au courant de rien – ce furent les pires 
moments de ma vie. »

« J’ai dû patienter parce que mes parents étaient en 
plein interrogatoire. Puis la porte s’est ouverte. Ma mère 
est sortie la première, suivie de mon père. Elle m’a alors 
dit : « Mirjam, Mirjam, grand-maman et grand-papa 
sont morts et c’est Marc qui les a tués. » A ce moment-là, 
tout s’est écroulé autour de moi. C’est impossible à dé
crire tellement c’est extrême. C’est comme une violence 
infligée à perpétuité. On remet en question son passé, 
ses valeurs, tout. Sur le moment, on ne comprend pas 
ce qui nous arrive mais on se rend compte que quelque 
chose nous tombe dessus. »

Lorsqu’un délit est commis, tout tourne rapi-
dement autour de l’auteur : l’arrestation, la procé-
dure, le procès, la sanction, la thérapie. Il n’y a pas 
de place pour les victimes et leurs proches. Il en va 
de même pour les proches de l’auteur. Aucune de 
ces personnes n’a la parole dans notre système ju-
diciaire. Tandis que l’auteur des faits se retrouve 
derrière les barreaux, ses proches et les victimes 
doivent faire face à la souffrance et à la perte, mais 
aussi aux journalistes qui se tiennent parfois à l’af-
fût devant leur porte, caméra à la main, alors qu’ils 
sont au plus mal. 

Mirjam Neis et ses parents étaient face à une si-
tuation ambivalente : ils étaient non seulement des 
victimes mais aussi des proches de l’auteur des faits. 
La jeune femme a alors fait ce qui est appliqué sur 
le plan conceptuel dans le cadre des programmes 
de dialogue restauratif : elle s’est confrontée à l’au-
teur et a confronté ce dernier à sa douleur. Parce 
que c’était son frère.

« Mon frère a été condamné à une mesure pour 
14 ans. Je suis restée en contact avec lui car je voulais 
comprendre ce qui s’était passé et comment il en était 
arrivé là. Lors de ma deuxième visite, j’ai laissé exploser 
ma colère. Je lui ai demandé s’il pouvait s’imaginer ce 
que c’était d’être harcelé par la presse, ce que ça faisait 
d’assister à l’enterrement de deux personnes dans ces 
circonstances. Car il ne s’était pas rendu compte de 
toutes les répercussions qu’avait son geste. Et pour 
cause : il était enfermé. J’ai trouvé ça complètement 

« Une grande 
partie de moi-
même est morte 
ce jour-là. »

« C’est nous qui 
étions lésés 
dans l’histoire 
et il n’avait 
aucune idée 
de ce que nous 
subissions. »
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injuste. C’est nous qui étions lésés dans l’histoire et 
il n’avait aucune idée de ce que nous subissions. Plus 
tard, je lui ai demandé à plusieurs reprises pourquoi 
il avait fait ça. Il a répondu qu’il ne savait pas. Mais 
peut-être qu’il ne veut tout simplement pas me le 
dire pour ne pas me faire encore plus de mal. Je ne 
sais pas trop. »

Mirjam Neis raconte qu’elle a été au plus mal 
pendant deux ans. « J’étais complètement à côté 
de la plaque. » Elle arrivait à faire son travail mais, 
pour le reste, c’était beaucoup plus difficile car elle 
souffrait encore énormément de ce qui s’était pas-
sé. Elle partait se balader pendant des heures, de 
jour comme de nuit et par tous les temps ; elle avait 
besoin de se dépenser physiquement parce qu’elle 
était trop chamboulée intérieurement. Ses relations 
avec les autres étaient compliquées, elle avait du 
mal à supporter les gens. Elle a subitement dû tout 
remettre en question dans sa vie car l’ordre qu’elle 
connaissait et dans lequel elle vivait n’existait plus. 
Elle explique avoir mis deux ans à reprendre petit à 
petit goût à la vie. Le geste de son frère est toutefois 
toujours présent dans son esprit. Il l’a marquée et 
l’a fait devenir la personne qu’elle est aujourd’hui. 
Il a tout changé et fera à tout jamais partie d’elle.

Lorsque Claudia Christen, la présidente du Fo-
rum suisse de justice restaurative, est venue douze 
ans après les faits lui demander si elle voulait par-
ticiper au programme de dialogue restauratif de la 
prison de Lenzbourg, elle n’a pas hésité longtemps. 
Dans le cadre de ce programme, des victimes et des 
auteurs d’infractions qui ont subi ou commis des 
délits de même nature reviennent ensemble sur leur 
histoire, en étant accompagnés tout au long du pro-
cessus. Le but est de donner la parole aux victimes 
et d’amener les auteurs d’infractions à comprendre 
à quel point les victimes et leur entourage souffrent 
des conséquences de leur geste. Les questions de la 
responsabilité, de la honte, de la réparation et du 
pardon figurent au centre des discussions. Mirjam 
Neis avait déjà eu l’occasion de se pencher longue-
ment sur les faits avec l’auteur avant de venir pour 
la première fois à Lenzbourg. Elle pensait que ce ne 
serait pas un défi insurmontable de participer à ce 
programme, mais elle se trompait.

« Pendant toute la durée du programme et les 
mois qui ont suivi, j’étais dans un état second. Et ce, 
alors que j’ai toujours fait face à ce qui s’est passé et 
que j’ai souvent parlé de mon histoire. Contrairement 
aux autres participants, je m’étais même directement 
confrontée à l’auteur des faits. Mais lorsque je me suis 
retrouvée devant le groupe, j’ai raconté mon histoi-
re sans l’enjoliver et sans oublier aucun détail. Je ne 

l’avais encore jamais racontée de cette façon. Je savais 
que les détenus devaient l’entendre. Et je savais aussi 
que j’étais au bon endroit, que c’était ici qu’il fallait 
que je la raconte. C’était pour moi une expérience 
extrême de raconter mon histoire de cette façon, de-
vant les bonnes personnes. »

Pendant toutes les années qui ont suivi le geste 
de son frère et où elle a travaillé sur celui-ci et vécu 
avec lui, c’est le programme auquel elle a participé à 
Lenzbourg qui lui a, selon ses propres termes, le plus 
donné la « force d’avancer ». Il lui a procuré une force 
particulière, difficile à décrire. Les échanges qu’elle 
a pu avoir avec les autres victimes ont également 
été précieux pour elle. « Ça m’a donné le courage 
d’aborder à nouveau ou sous un nouvel angle cer-
tains sujets ». Elle était contente que le programme 
s’achève car ce travail sur les faits et sur elle-même 
était éprouvant.

Elle considère toutefois que c’était une expé-
rience très positive. C’est lors de ces échanges qu’elle 
a pris conscience de l’impact qu’a eu le geste de son 
frère sur elle, sur toute la famille et sur ses propres 
enfants. « J’ai par exemple constaté que j’avais par-
fois du mal à m’investir pleinement dans ma propre 
famille : parce qu’il s’est passé quelque chose dans 
ma famille que personne n’a envie de vivre et qui 
a détruit ma confiance de base. » Le fait d’en avoir 
pris conscience lui permet de s’engager davantage 
et de se dire : laisse parler ton cœur. Elle l’a accepté 
et reconnu. Et elle s’est également penchée sur la 
question de la réparation et du pardon.

« Le geste de mon frère a profondément changé 
ma personnalité. C’est la raison pour laquelle il est 
toujours présent dans mon esprit. Ce n’est pas la 
même souffrance qu’avant mais elle est toujours là, 
d’une façon ou d’une autre. A la fin du programme, 
je me suis demandé : qu’est-ce que je veux de mon 
frère, qu’est-ce que je veux comme réparation ? Ce que 
je veux, c’est qu’il prenne sa vie en main, qu’il fasse 
de cette histoire une force. Et qu’il ne commette plus 
jamais un geste pareil. »

Mirjam Neis a elle-même fait de son histoire 
une force. Elle va continuer de participer à des pro-
grammes de dialogue restauratif et suit une for-
mation pour en animer. Elle travaille également sur 
un autre projet qui a pour but d’aider non pas les 
victimes mais les proches des auteurs d’infractions, 
qui sont eux aussi en quelque sorte des victimes.

« Pendant toute 
la durée du 
programme et 
les mois qui ont 
suivi, j’étais dans 
un état second. »

« Le geste de mon 
frère a profon-
dément changé 
ma personnalité. 
C’est la raison 
pour laquelle 
il est toujours 
présent dans 
mon esprit. »
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« Il s’agit d’une 
rencontre 
d’égal à égal 
entre auteurs 
d’infractions et 
victimes. »

Comment des auteurs 
d’infractions apprennent  
à développer de l’empathie 
pour leur victime
Retour sur l’expérience de trois détenus ayant participé à un programme  
de dialogue restauratif 
Le dialogue restauratif permet aux auteurs d’infractions d’avoir une réflexion 
approfondie sur l’acte qu’ils ont commis et de prendre conscience, de manière 
saisissante, des conséquences dramatiques que celui-ci a eues pour les 
victimes. #prison-info a pu s’entretenir avec trois détenus de l’établissement 
pénitentiaire de Lenzbourg qui ont appris à développer de l’empathie pour ces 
dernières et qui souhaitent quitter la voie de la délinquance.

Les trois détenus rencontrés ont commis des délits 
de violence graves et ont été condamnés à de 
longues, voire de très longues, peines de prison. 
Tous indiquent avoir beaucoup de temps en prison 
pour réfléchir à ce qu’ils ont fait. Ils ont également 
été tous les trois motivés à l’idée de participer au 
programme de dialogue restauratif. Gregor (tous 
les prénoms sont des prénoms d’emprunt) explique 
qu’il s’est prêté à un jeu de rôle durant sa thérapie 
afin de se mettre dans la peau de la victime : « En fin 
de compte, ça s’est limité à une tentative et à une 
impression subjective. C’est complètement différent 
d’entendre une victime parler de son histoire et 
de voir qu’elle souffre toujours même des années 
après les faits. » Il ajoute : « La justice restaurative 
permet une rencontre d’égal à égal entre auteurs 
d’infractions et victimes. Il n’y a pas de déséquilibre 
des forces comme lorsqu’un accusé se retrouve 
devant un tribunal ou un détenu en prison. »

Ahmet raconte qu’il pensait sans arrêt à sa vic-
time. Il n’a cependant pas pu la rencontrer pour lui 
demander pardon. « C’était important pour moi de 
pouvoir m’excuser pour ce que j’avais fait devant le 
groupe et de me débarrasser de ma frustration. » 
Paolo avait envie de savoir « comment se sentent 
les victimes, car on n’y pense pas au moment de 
passer à l’acte ». Pour participer au programme de 
dialogue restauratif, il faut non seulement être ani-
mé par une conviction intérieure, mais aussi avoir 

les épaules solides. « Certains détenus se moquent 
de nous, il faut passer outre et les ignorer », déclare 
Paolo calmement.

Des débuts pas si simples
La première soirée n’est pas simple pour la plupart 
des participants. « On était tous sur nos gardes et on 
était plutôt réticents », raconte Gregor. Le fait de dé-
finir des valeurs à respecter telles que la confiance, la 
tolérance et l’écoute s’est révélé utile pour le groupe. 
« Comme on peut le comprendre, les victimes, et 
plus particulièrement celles qui étaient assises 
entre deux détenus, étaient méfiantes au début », 
note Ahmet. Mais au fil des séances, la confiance 
s’est instaurée, même si le temps imparti était trop 
court pour pouvoir tout raconter. Cela a été plus fa-
cile pour Paolo, qui se considère comme quelqu’un 
d’ouvert et qui a tout de suite engagé le dialogue 
avec les participants. Petit à petit, des liens de plus 
en plus étroits se sont noués, si bien qu’il regrette 
que le programme ait pris fin. 

Comme un coup de poing en pleine figure
Pour Gregor, la justice restaurative vient apporter 
un complément essentiel à la thérapie, qui reste 
quelque peu abstraite. Il s’agit toutefois d’une expé-
rience marquante et profondément bouleversante : 
« Lorsque j’ai pris conscience des conséquences de 
mes actes, c’est comme si j’avais reçu un coup de 
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poing en pleine figure ». Ahmet a, lui aussi, été im-
pressionné par la souffrance des victimes : « J’étais 
choqué et j’ai pris conscience de ce que j’avais fait. » 
Même sentiment chez Paolo : « C’est déprimant de 
voir que les victimes souffrent toujours des années 
après les faits et se souviennent encore du moindre 
détail ».

Faire comprendre pourquoi les choses ont mal 
tourné
« En tant qu’auteur, nous avons, nous aussi, la 
possibilité de parler de notre histoire et d’essayer 
de faire comprendre pourquoi les choses ont mal 
tourné », explique Gregor. « Ce n’était toutefois pas 
un moment agréable de raconter mon histoire et 
de me confronter à ce que j’avais fait. » Ahmet a, 
lui aussi, honte de ce qu’il a fait et a trouvé cela 
désagréable de se livrer : « J’ai d’abord raconté mon 
histoire dans les grandes lignes et ce n’est qu’après 
que je suis rentré dans les détails ». Ce qui a aidé 
Paolo, c’est de savoir que tout ce qui se disait restait 
confidentiel. Il a donc vécu comme « un soulagement 
le fait de pouvoir parler de ce qu’il avait fait, d’en-
tendre l’avis des victimes et de pouvoir répondre à 
leurs questions. »

Faire du chemin
Les trois détenus se disent prêts à rencontrer leur 
victime et à lui demander pardon. Même s’il est, 
pour diverses raisons, impossible d’organiser une 
confrontation directe, tous trois sont unanimes : 
le fait d’avoir pu échanger avec des victimes ayant 
subi le même type d’infractions que celles qu’ils ont 
commises leur a permis de faire du chemin. Gregor 
met surtout en avant l’aspect préventif de la justice 
restaurative : « J’ai agi sous l’emprise de l’alcool alors 
que j’étais en cure de désintoxication. Je n’ai rien pris 
depuis maintenant 15 ans et je sais que je ne referai 
plus jamais ça », assure-t-il.

Ahmet a conscience des conséquences de ses 
actes : une fois sa peine purgée, il sera renvoyé en 
Turquie, un pays qui lui est beaucoup moins fami-
lier que la Suisse. S’exprimant sans aucun accent, il 
dit accepter la situation, raison pour laquelle il a re-
noncé à faire appel du jugement. Il veut commencer 
une nouvelle vie en Turquie et est convaincu qu’il 
arrivera à l’avenir à vivre sans commettre d’infrac-
tions : « J’étais apprenti et ne me destinais pas à une 
carrière de délinquant. Qui plus est, j’ai changé en 
prison et j’ai appris à être plus discipliné. »

Paolo assume, lui aussi, toutes les conséquences 
de ses actes. Italien de la troisième génération, il 
sera lui aussi renvoyé en Italie à sa sortie de prison. 
Il se montre toutefois confiant dans l’avenir : il est 
devenu un autre homme grâce à la thérapie qu’il a 
suivie et a surtout appris à être moins impulsif. « La 
justice restaurative m’a aidé à aller de l’avant. Mes 
proches se sont, eux aussi, aperçus de ce change-
ment », affirme cet homme qui écrit tous les jours 
une lettre à son épouse. (gal)

« Cela a été un 
soulagement de 
pouvoir parler 
de ce que j’avais 
fait et d’enten
dre l’avis des 
victimes. »

Les rencontres entre les victimes et les auteurs d’infractions 
participant au programme de dialogue restauratif ont lieu dans 
l’ancien atelier de peinture transformé en salle polyvalente.  
Photo : Peter Schulthess (2019)
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« Une rencontre avec l’agres-
seur permet, paradoxale-
ment, de se libérer de lui »
Interview de Jean-Marc Knobel, vice-président de l’Association pour  
la Justice Restaurative en Suisse (AJURES)

Une infraction pénale abîme l’être humain et laisse des traces. La justice 
restaurative tend à compléter la justice traditionnelle en incluant, de facto, la 
notion de restauration des personnes affectées dans leur humanité à la suite 
du crime subi ou commis. L’Association pour la Justice Restaurative en Suisse 
(AJURES) estime que le système judiciaire suisse ne tient pas assez compte de 
cet aspect-là. C’est pourquoi elle vise à promouvoir et mettre en œuvre la justice 
restaurative en Suisse, explique Jean-Marc Knobel, vice-président de l’AJURES.

#prison-info : Quels projets sont actuellement me-
nés par l’AJURES ? 
Jean-Marc Knobel : Nous travaillons actuellement 
sur deux plans. Le premier consiste à favoriser 
l’émergence de la notion de justice restaurative 
dans le code pénal, notamment dans la prochaine 
révision du code de procédure pénal fédéral. En pa-
rallèle, nous avons approché l’ensemble des autori-
tés pénitentiaires de Suisse romande pour la mise 
en place d’un projet pilote qui consiste à offrir la 
possibilité à chaque détenu actuellement incarcéré, 
s’il le souhaite, d’effectuer une démarche de « répa-
ration » envers sa ou ses victimes. 

Quel est votre protocole d’intervention ?
Nous travaillons de concert avec l’équipe de travail-
leurs sociaux de l’établissement pénitentiaire. Ce 
sont ces professionnels directement en lien avec 
les détenus qui effectuent un premier choix de per-
sonnes potentiellement intéressées. En cas d’inté-
rêt confirmé par le détenu et avec l’approbation du 
service médical, nous rencontrons l’auteur de l’in-
fraction. Les médiateurs sont des professionnels qui 
ont de l’expérience et sont reconnus par la Fédéra-
tion suisse des associations de la médiation (FSM). 

Nous évaluons la demande du détenu au travers 
du prisme « attentes et besoins » et l’informons de 
notre démarche et de la possibilité pour la victime 
de ne pas vouloir entrer dans la démarche. Nous 
contactons ensuite la victime, par le biais de son 
avocat, en lui demandant d’évaluer si elle voit un 
intérêt personnel à démarrer le processus. 

A ce jour, des rencontres entre détenus et victimes 
se sont-elles déjà concrétisées en Romandie ? 
Notre projet pilote principal actuel a lieu dans le 
canton de Genève. Pour le moment, et après avoir 
traité plus d’une dizaine de demandes de détenus, 
un seul contact épistolaire a finalisé une démarche 
entre un auteur et sa victime. Dans le cadre de 
l’AJURES, nous n’avons pas encore eu de rencontre 
directe entre un auteur et sa victime ou ses victimes. 
L’explication tient au fait que notre approche ne 
se fait aujourd’hui qu’au travers de propositions 
venant de détenus et en nombre très restreint. Les 
victimes contactées sont surprises de la démarche 
et n’y ont pas encore trouvé d’intérêt personnel. Par 
contre, je suis au courant que plusieurs médiations 
« carcérales » ont eu lieu, notamment l’an dernier 
dans le cadre de la prison de Gorgier.

Jean-Marc Knobel, médiateur 
généraliste et pénal dans le 
canton de Vaud est le vice-
président de l’Association pour 
la Justice Rrestaurative en Suisse 
(AJURES).
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Comment les détenus perçoivent votre démarche ?
Les détenus qui s’inscrivent au programme ont un 
réel besoin d’apaiser leur conscience en voulant of-
frir un geste réparateur. Toutes les personnes contac-
tées se « sentaient mal » vis-à-vis de leurs victimes et 
tenaient à leur exprimer leurs regrets. Tel ce détenu 
cambrioleur d’une grand-mère qui manifestait sa 
honte a posteriori, ou ce jeune homme qui ne com-
prenait pas comment il avait pu se laisser aller à une 
telle violence. Il voulait l’exprimer à sa victime et lui 
dire qu’elle ne risquait rien à sa sortie de prison.

Observez-vous une différence dans le comporte-
ment des détenus qui s’engagent dans cette dé-
marche ?
L’expérience en cours est trop récente pour pouvoir 
se prononcer sur le sujet, mais plusieurs études in-
ternationales démontrent une réelle diminution de 
la récidive chez les auteurs d’infractions et un apai-
sement psychologique chez les victimes. 

Comment les victimes accueillent votre démarche? 
Les victimes sont surprises par notre proposition. 
Il y a cependant beaucoup de bénéfices à retirer 
d’une telle expérience courageuse pour les victimes. 
Par exemple, prenons le besoin de reconnaissance 
des victimes, c’est-à-dire la confirmation que ce 
qui leur est arrivé est bien réel et que la souffrance 
inhérente est justifiée. L’auteur est le mieux placé 
pour combler ce besoin de reconnaissance. Une 
agression, par exemple, lie la victime à son auteur 
malgré son refus total d’avoir quelque chose à voir 
avec « son » agresseur. Plus l’acte a été violent, plus 
les ressentiments sont forts et la victime rencontre 
très souvent de la peine à passer à autre chose. Une 
rencontre avec l’agresseur permet, paradoxalement, 
de se libérer de lui. Et c’est bien entendu la même 
chose pour les proches, qui sont eux aussi souvent 
les oubliés du système. 

La Suisse romande semble encore « frileuse » quant 
à votre initiative. Rencontrez-vous des freins poli-
tiques, des préjugés ou d’autres difficultés ? 
Le mot frileux est faible. Nous rencontrons de nom-
breuses résistances qui sont difficiles à expliquer. 
Surtout, qu’il ne s’agit pour le moment que de 
mettre en contact des personnes en lien à la suite 
d’une infraction pénale. Il y a certes beaucoup de 
souffrances, d’émotion, de révolte, mais rien qui ne 
soit gérable d’un point de vue de médiateur. Dans 
notre société aseptisée et hyper sécurisée, il sem-
blerait que prendre le risque de la relation sorte des 
standards normalisés. 

A votre avis, la justice restaurative est-elle appli-
cable dans tous les cas ? 
La justice restaurative ne prétend pas réussir là 
où tout le monde a échoué. Une des conditions 
préalables pour l’auteur est la reconnaissance 
des faits et la démonstration de ses motivations 
personnelles. Pour la victime, il s’agit de trouver 
un intérêt personnel. L’expérience de la médiation 
pénale pour les mineurs en Suisse, depuis plus de 
quinze ans, démontre qu’elle est applicable à toutes 
les infractions, quelle qu’en soit la gravité. On peut 
même affirmer avec le recul que, plus le crime est 
grave, plus une médiation peut être bénéfique si 
les conditions sont réunies. En tant que médiateur 
pénal pour mineurs dans le canton de Vaud, je 
pourrais vous citer un grand nombre d’exemples 
de jeunes qui sont ressortis de la médiation avec 
un apaisement retrouvé et la possibilité de passer 
à autre chose en apprenant de leurs erreurs ou de 
l’expérience vécue.

Existe-t-il des limites à l’usage de la justice res-
taurative ?
Les troubles psychiatriques sont clairement un frein 
à examiner avec sérieux. De mon point de vue, il 
faut quand même que les professionnels de tous 
bord veillent à ne pas s’approprier les décisions en 
déresponsabilisant l’individu. C’est aux médiateurs 
de veiller à ce que les conditions pour une média-
tion soient réunies en s’assurant du bien-être et 
de la sécurité de la victime en tout premier lieu. A 
nouveau, dans le cadre de la médiation pénale pour 
mineurs, j’ai mené plusieurs médiations entre des 
frères et sœurs pour des cas d’ordre sexuel, qui ont 
eu de bons résultats.

Quels sont les autres bienfaits de la justice res-
taurative ?
Un changement de mentalité et de philosophie avec, 
par exemple, plus de créativité et de souplesse dans 
les réponses pénales. Il existe d’autres murs que ceux 
d’une prison. La réponse de la communauté au crime 
devrait être non seulement « faire justice », mais 
également « contribuer à la libération intérieure 
des personnes concernées et à la restauration des 
liens communautaires ». 

« La justice 
restaurative 
ne prétend pas 
réussir là où tout 
le monde  
a échoué. »

« …plus le crime 
est grave, plus 
une médiation 
peut être béné-
fique… »
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Hormis la médiation pénale, utilisez-vous d’autres 
formes alternatives de résolution des conflits ? 
Il existe actuellement deux formes de promotion 
de la justice restaurative en Suisse. Hormis la mé-
diation, il se pratique des cercles de dialogues res-
tauratifs. A l’heure actuelle, ils sont animés par 
Claudia Christen, la présidente du Forum suisse 
de justice restaurative, dans le cadre de la prison 
de Lenzbourg en Argovie. C’est une approche très 
utile qui permet à des victimes et des auteurs de 
délits, sans être liés directement par le délit pénal, 
de se rencontrer, de se découvrir et d’échanger leurs 
logiques respectives. (FON)

« Il existe d’autres murs que ceux d’une prison (photo : Etablissement 
d’Exécution des Peines Bellevue, Gorgier NE). La réponse de la communauté 
au crime devrait également contribuer à la libération intérieure des per-
sonnes concernées », selon Jean-Marc Knobel.	 Photo: Peter Schulthess (2018)
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«Je ne te voyais pas»
Un long métrage documentaire de cinéma autour de la justice restaurative

Le long métrage documentaire « Je ne te voyais pas » explore le difficile rap-
prochement entre victimes cherchant à se reconstruire et auteurs enclins à se 
responsabiliser. Ce film intimiste et émotionnel où les barrières entre réalité et 
fiction s’estompent sortira en salles en octobre.

François Kohler

François Kohler est juriste-
cinéaste et membre du comité 
de l’Association pour la Justice 
Restaurative en Suisse (AJURES)

Depuis longtemps, les prisons, ces lieux éloignés des 
regards où se cristallise le rejet social des condam-
nés, m’intriguent et m’interpellent. Adolescent, 
j’ai rêvé de devenir avocat pour défendre les délin-
quants. Etudiant en droit, j’ai visité les prisons pour 
le compte d’une ONG. Mon engagement romantique 
s’est alors confronté à une réalité plus complexe. 
Au sein de la population carcérale, j’ai rencontré 
de nombreux prisonniers fragiles qui n’avaient pas 
trouvé d’autre réponse existentielle que de faire 
subir aux autres ce qu’ils avaient eux-mêmes subi 
auparavant. J’ai réalisé que ces difficultés du passé 
les empêchaient souvent de ressentir la souffrance 
des autres et de voir la réalité en face.

Déjà, lors de mes études, je me suis mis à question-
ner les limites de notre système pénal punitif. Com-
ment de tels êtres peuvent-ils un jour se réintégrer 
dans la société et éviter de récidiver s’ils n’ont pas 
vraiment pris conscience des conséquences de leurs 
actes ? Comment peuvent-ils réaliser les souffrances 
de leurs victimes sans confrontation avec elles ? 
Comment les victimes peuvent-elles sortir de leur 
statut ? Comment peuvent-elles éviter de se sentir 
frustrées à l’issue du procès alors que les débats se 
sont avant tout portés sur l’auteur de l’infraction ? 
Si la peine prononcée les reconnaît en tant que vic-
times, elle ne leur permet pour autant pas toujours 
de tourner la page. Beaucoup de questions restent 
ouvertes. Beaucoup de souffrances et de regrets qui 
n’ont pas trouvé leur place à l’audience ont encore 
besoin d’être dits.

Changer le regard sur les êtres
Mon cinéma s’intéresse à la transformation hu-
maine, aux causes et conditions qui permettent 
de changer le regard sur les êtres et de se relier 
autrement au monde. Faire un film autour de la 
justice restaurative, cette justice complémentaire 
permettant aux parties de se réapproprier le conflit 
par le dialogue, s’est naturellement inscrit dans la 
suite de mon travail. Tout cela n’a cependant pas 
été simple. Ma proposition de départ consistait à 
documenter un projet pilote de l’Association pour la 
Justice Restaurative en Suisse (www.ajures.ch) qui, 
suite à des complications politiques, a mis beaucoup 
de temps à démarrer. Peinant à concrétiser mon 
projet initial, je me suis tourné vers la Belgique qui 
propose avec succès des médiations pénales à tous 
les stades de la procédure depuis 2005 et vers les 
dialogues restauratifs qui venaient de débuter à la 
prison de Lenzbourg. Les questions de protection 
de la personnalité et, en particulier, d’anonymat 
d’une partie des intervenants, n’ont, de surcroît, 
pas facilité les choses. 

Faire bouger les lignes
L’intention de ce film n’est pas de faire l’apologie de 
la justice restaurative qui montre aussi des limites. 
Elle consiste plutôt à explorer comment victimes et 
auteurs parviennent ou non à faire bouger les lignes 
en entrant un tant soit peu en résonance avec l’autre, 
même si cela consiste à lui crier sa haine au visage. 
Mon intention est de questionner les transforma-
tions humaines et les processus qui y contribuent, 
porteurs d’espoir pour l’humanité.
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  J E N E  T E
V O YA I S
            PA S  U n  f i l m  d e

F r a n ç o i s  K o h l e r

P . S .  P r o d u c t i o n s
p r é s e n t e

un film de FRANÇOIS KOHLER image JOSEPH AREDDY montage DEJAN SAVIC musique originale CHRISTIAN GARCIA GAUCHER mixage FRANÇOIS MUSY étalonnage RODNEY MUSSO production délégué XAVIER GRIN production P.S. PRODUCTIONS, INSTANT FILMS, en coproduction avec RTS RADIO TÉLÉVISION SUISSE 
- UNITÉ DES FILMS DOCUMENTAIRES, SVEN ARTELS, GASPARD LAMUNIÈRE, PHILIPPE ZIBUNG, FRÉDÉRIC PFYFFER, SRG SSR, SVEN WÄLTI,  ARTE - UNITÉ DES FILMS DOCUMENTAIRES, CATHERINE LE GOFF, HEIKE LETTAU, CAROLINE KELSCH, CLAIRE ISAMBERT, avec le soutien de OFFICE FÉDÉRAL DE LA CULTURE (OFC), 

FONDATION CULTURELLE SUISSIMAGE, SUCCÈS PASSAGE ANTENNE avec la participation de CINÉFOROM et le soutien de la LOTERIE ROMANDE

« Mon cinéma 
s’intéresse… 
aux causes et 
conditions qui 
permettent de 
changer le re-
gard sur les êtres 
et de se relier 
autrement au 
monde. »
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Chapelle des Etablissements de la plaine 
de l’Orbe. 	 Photo : Peter Schulthess, 2019
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Cinq questions à Frank Stüfen

#prison-info: Le premier numéro de la revue 
« Seelsorge & Strafvollzug » est paru en no-
vembre dernier. Qu’est-ce qui vous a incité 
à lancer cette publication sur la pratique 
actuelle de l’aumônerie de prison ?
Frank Stüfen: Willi Nafzger, qui était respon-
sable de l’ancienne formation postgrade d’au-
mônier de prison, en avait déjà eu l’idée mais 
le projet n’avait pas abouti. Je pense que le 
temps était venu de lancer ce projet certes pe-
tit mais ambitieux, qui bénéficie du soutien 
de l’établissement pénitentiaire de Pöschwies 
et de l’Association suisse des aumôneries de 
prison. Le président de cette dernière, Alfredo 
Díez, qui fait partie de l’équipe de rédaction, 
a souligné dans l’avant-propos l’importance 
de cette nouvelle revue : c’est un pas de plus 
vers une aumônerie de prison qui échange 
et qui est en relation avec d’autres services et 
professionnels du domaine de l’exécution des 
peines. Ces dernières années, de nombreux 
aumôniers de prison se sont déjà employés 
à rendre leur travail, qui s’effectue, de par sa 
nature, la plupart du temps dans la confiden-
tialité, plus transparent auprès des autres 
services et ont activement cherché à mettre 
en place une collaboration.

La revue se veut ouverte et répond à des exi-
gences de qualité élevées. Pourquoi avoir fait 
ce choix éditorial ?
Ce qui compte pour l’équipe de rédaction, 
ce ne sont pas la confession, la religion ou la 
profession mais le rapport avec l’aumônerie 
et l’exécution des peines. Elle entend mieux 
faire comprendre ce qu’est l’aumônerie de 
prison et créer un pont vers les autres ser-
vices actifs dans le domaine de l’exécution des 
peines et des mesures. C’est la raison pour la-
quelle elle offre un espace aux différentes ap-
proches existant dans ce domaine très vaste. 
En adéquation avec les normes de qualité 
auxquelles est soumise notre profession, la 
rédaction se montre très exigeante s’agissant 
des textes. En plus des études de théologie, 
les aumôniers ont aujourd’hui, en règle gé-
nérale, aussi suivi le cursus « aumônerie en 
établissements d’exécution des peines et des 
mesures » proposé par l’Université de Berne. 
Ils continuent par ailleurs régulièrement de 
se former et échangent entre eux dans le 
cadre des séances de supervision.

Qui sont les auteurs des textes publiés dans 
la revue ?
Il s’agit certes d’une revue au volume mo-
deste mais il est important qu’en tant que 
théologiens nous prenions, nous aussi, part 
au débat académique sur l’exécution des 
peines et des mesures. Sa parution semes-
trielle tient compte de nos ressources éco-
nomiques et en personnel. Nous espérons 
toucher suffisamment de collègues sur le 
terrain ou dans la recherche et obtenir des 

contributions de leur part. Dans le prochain 
numéro, qui paraîtra en juillet, figureront des 
textes provenant d’Autriche, d’Allemagne et 
de Suisse, qui traiteront entre autres de l’in-
ternement de sécurité en Allemagne et de 
l’orientation des victimes vers l’aumônerie.

Des contributions en français sont-elles éga-
lement prévues à l’avenir ?
Le premier numéro comportait un article en 
anglais sur la Commission internationale de 
la pastorale catholique des prisons (ICCPPC). 
Si nous arrivons à obtenir un article en fran-
çais qui s’inscrit dans notre ligne éditoriale, 
c’est avec plaisir que nous le publierons.

Quel rôle l’aumônerie de prison joue-t-elle 
aujourd’hui ? 
A l’heure où la psychothérapie et la psychia-
trie légales sont si présentes dans l’exécution 
des peines et des mesures, l’aumônerie de 
prison n’a jamais joué un rôle aussi impor-
tant, comme l’a souligné à juste titre mon ami 
et collègue Alfredo Díez dans l’avant-propos. 
Les discussions que les détenus ont avec nous 
sont soumises au secret de fonction et n’ont 
donc aucune incidence sur l’exécution de 
leur sanction. Nous bénéficions souvent d’un 
capital de confiance auprès des détenus qui 
nous permet d’avoir un tout autre contact 
avec eux. L’aumônerie de prison constitue à ce 
titre un complément essentiel aux autres ser-
vices. La croyance peut également se révéler 
bénéfique sur le plan psychothérapeutique 
et favoriser la réinsertion.

« Les aumôniers de prison bénéficient d’un capital de confiance 
auprès des détenus qui leur permet d’avoir un tout autre contact 
avec eux »

Le pasteur Frank Stüfen est aumônier à la prison de Pöschwies, 
responsable du cursus « aumônerie en établissements d’exécution 
des peines et des mesures » à l’Université de Berne et directeur de 
publication de la nouvelle revue « Seelsorge & Strafvollzug ».

La revue « Seelsorge & Strafvollzug » est publiée sur 
support papier mais aussi en version électronique 
à l’adresse www.seelsorgeundstrafvollzug.ch.
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« Un regard extérieur qui permet  
d’observer ses pratiques avec 
davantage d’objectivité »
Le Sous-comité pour la prévention de la torture des Nations Unies  
a effectué sa première visite en Suisse
Six délégués du Sous-comité pour la pré-
vention de la torture (SPT) des Nations 
Unies ont effectué leur première visite en 
Suisse du 27 janvier au 7 février dernier. 
Ils se sont rendus dans plusieurs établis
sements de privation de liberté des cantons 
de Berne, Zurich, Genève et Vaud.

« Nous nous réjouissons de l’excellente co
opération des autorités helvétiques lors de 
la visite ainsi que des rencontres effectuées 
avec la Commission Nationale pour la Pré-
vention de la Torture (CNPT), avec laquelle 
nous avons travaillé en étroite collabora-
tion », a déclaré Catherine Paulet, cheffe de 
la délégation, lors de la séance organisée à 
Berne avec des représentants des autorités 
pour conclure cette première visite en Suisse. 
« Nous avons encouragé la Suisse à augmen-
ter les ressources allouées à la CNPT afin de 
renforcer son travail, essentiel, de protection 
des droits des personnes privées de liberté. » 
Le SPT va à présent rédiger un rapport confi-
dentiel assorti de recommandations à l’in-
tention des autorités fédérales et cantonales 
mais aussi de la CNPT. Il ne joue pas un rôle 
d’accusateur, il vise en revanche à améliorer 
les conditions de détention, là où cela s’avère 
nécessaire, en ouvrant le dialogue avec les 
autorités de l’Etat visité.

En Suisse, les droits de l’homme sont très 
largement respectés, a souligné Bernardo 
Stadelmann, sous-directeur de l’Office fédé-
ral de la justice (OFJ) face à la délégation. Au-
cun pays n’est toutefois à l’abri de violations 
éventuelles. C’est la raison pour laquelle le 
travail du SPT est, selon lui, précieux : « En 
lui offrant un regard extérieur, il permet à la 
Suisse d’observer ses pratiques avec davan-
tage d’objectivité ». Ce regard extérieur aide 
à faire plus encore et à prendre des mesures 
pour prévenir les abus. La Suisse prendra au 

sérieux les observations et les recomman-
dations des membres de la délégation. Le 
conseiller d’Etat Fredy Fässler, président du 
Conseil de fondation du Centre suisse de 
compétences en matière d’exécution des 
sanctions pénales, a insisté sur l’importance 
de cette visite et conclu que les retours du 
SPT sont l’occasion de mener une réflexion 
pour les responsables de l’exécution pénale.

Des visites toujours impromptues
Le protocole facultatif se rapportant à la 
Convention contre la torture des Nations 
Unies, qui a été ratifié par la Suisse en 2009, 
donne au SPT le droit de visiter tous les éta-
blissements de privation de liberté d’un Etat. 
Il peut s’y déplacer sans entrave et s’entrete-
nir sans témoin avec les personnes qui sont 
privées de liberté pour des motifs de droit 
pénal, de droit de procédure pénale, de droit 
civil et de droit administratif. Comme dans 
les autres Etats membres, le SPT a organisé 
sa visite en Suisse en toute indépendance et 
a, pour ce faire, reçu une liste de tous les éta-
blissements de privation de liberté du pays. Il 
n’a par ailleurs pas divulgué au préalable le 
nom des établissements dans lesquels il pré-
voyait de se rendre. La cheffe de la délégation 
a déclaré à l’issue de la visite : « Nous sommes 
toujours arrivés de manière impromptue, et 
tous les établissements nous ont ouvert leurs 
portes. Nous avons pu nous entretenir avec 
toutes les personnes que nous désirions voir 
et avons obtenu tous les documents que nous 
demandions. »

Une initiative de la Suisse
Le protocole facultatif se rapportant à la 
Convention contre la torture a vu le jour à 
l’initiative du Genevois Jean-Jacques Gautier. 
La Suisse a joué un rôle actif dans l’élabora-
tion de cette convention et montre, par sa 

mise en œuvre, qu’elle participe, elle aussi, à 
la lutte mondiale contre la torture. La Conven-
tion contre la torture a pour objectif de ren-
forcer la protection contre la torture et autres 
peines ou traitements cruels, inhumains ou 
dégradants dans les établissements de priva-
tion de liberté grâce à des visites régulières du 
SPT et des commissions nationales. En Suisse, 
c’est la CNPT, une commission indépendante 
créée en 2010, qui assume cette tâche. Le 
protocole facultatif prévoit que le SPT et les 
commissions nationales se consultent et co
opèrent afin de coordonner leurs activités et 
d’éviter les doubles emplois.

Une seule plainte pour mauvais 
traitements en milieu carcéral
Le protocole facultatif vient renforcer le mé-
canisme de surveillance de la Convention 
contre la torture. Cette dernière oblige les 
Etats parties à prendre toutes les mesures 
nécessaires pour empêcher et réprimer la tor-
ture et autres peines ou traitements cruels, 
inhumains ou dégradants. Les Etats parties 
doivent remettre au Comité contre la tor-
ture des Nations Unies (CAT) des rapports 
réguliers sur les mesures qu’ils ont prises. 
Par la suite, le CAT fait part de ses observa-
tions finales et émet des recommandations. 
Il se prononce également sur les plaintes 
pour violation de la Convention. Jusqu’à pré-
sent, il a traité 233 plaintes contre la Suisse. 
230 plaintes concernaient des expulsions ou 
des transferts faisant suite à des procédures 
d’asile et deux plaintes concernaient des 
extraditions. Seule une plainte concernait 
des mauvais traitements en milieu carcéral, 
mais le CAT l’a jugée irrecevable au motif que 
toutes les voies de recours internes n’avaient 
pas été épuisées. (Red.)
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Préserver les Etats visités d’un « manque 
d’objectivité dû à la proximité »
Entretien avec Alberto Achermann, le président de la  
Commission nationale de prévention de la torture (CNPT)
Alberto Achermann, le président de la 
Commission nationale de prévention de 
la torture (CNPT), considère que le regard 
extérieur des organes internationaux 
indépendants œuvrant dans le domaine 
des droits de l’homme préserve les Etats 
visités d’un « manque d’objectivité dû à 
la proximité ». Il explique, par ailleurs, 
pourquoi la CNPT se doit de mettre l’accent 
sur les améliorations à apporter et ne peut 
se livrer à une appréciation générale des 
établissements visités.

#prison-info: Le protocole facultatif se rap-
portant à la Convention contre la torture pré-
voit que les différents organes œuvrant dans 
le domaine des droits de l’homme coopèrent 
afin d’éviter les doubles emplois. Comment 
se passe la collaboration entre la CNPT, le 
Comité européen pour la prévention de la 
torture (CPT) et le Sous-comité de l’ONU pour 
la prévention de la torture (SPT) ?
Alberto Achermann: Il serait exagéré de par-
ler d’une étroite collaboration. Il s’agit en pre-
mier lieu, notamment en ce qui concerne le 
CPT, d’échanges visant à coordonner la plani-

fication des visites ayant lieu environ tous les 
quatre ans. Il en va de même avec le SPT, que 
la CNPT informe par ailleurs régulièrement 
de ses activités et auquel elle rend compte de 
son statut et de ses perspectives.

Lors de sa visite, le SPT a également procédé 
à un examen de la CNPT. Pour quelle raison ?
Comme le prévoit le protocole facultatif se rap-
portant à la Convention contre la torture, le SPT 
a entre autres pour tâches de soutenir les mé-
canismes nationaux de prévention – tels que 
la CNPT en Suisse – et de formuler des recom-
mandations et observations à l’intention des 
Etats parties en vue de renforcer les capacités 
et le mandat des mécanismes nationaux de 
prévention. A cet égard, il est important que le 
SPT puisse se faire sa propre idée de la manière 
dont ces derniers fonctionnent. 

L’essentiel du travail de prévention est réalisé 
par la CNPT. En quoi les visites sporadiques 
des commissions du Conseil de l’Europe et 
de l’ONU apportent-elles une valeur ajoutée 
particulière indispensable ?
Selon moi, elles apportent, en premier lieu, un 
regard extérieur qui peut nous protéger du 
risque toujours présent de « manque d’objec-
tivité dû à la proximité ». Si l’on regarde dans 
le passé – je pense ici aux internements ad-
ministratifs, qui faisaient l’objet d’une large 
acceptation –, il apparaît évident qu’un avis 
critique extérieur peut se révéler très important. 
Il s’agit, de surcroît, d’organes qui ont examiné 
la situation dans de nombreux autres Etats et 
qui ont donc identifié les meilleures pratiques 
comme les pires. Voilà pourquoi leur point de 
vue est particulièrement intéressant. Enfin, ce 
sont des comités d’experts totalement indé-
pendants, qui exercent leurs fonctions unique-
ment selon des normes internationales et qui 
sont moins influencés par les traditions et les 
débats nationaux.

Depuis 2010, la CNPT effectue régulièrement 
des visites dans des établissements de pri-
vation de liberté. Comment vos rapports et 
vos recommandations sont-ils accueillis ?
De manière variable. Nos rapports contiennent 
des observations relatives aux améliorations 
qui pourraient être apportées dans les lieux 
de privation de liberté, et donc souvent des 
critiques assorties des recommandations cor-
respondantes. Or personne n’aime la critique ; 
il est donc tout à fait logique que nos recom-
mandations suscitent parfois une certaine 
irritation. La Commission ne parvient pas 
toujours à formuler ses rapports de manière 
à ce que ses observations critiques ne soient 
pas perçues comme un jugement négatif, 
mais comme une incitation bienveillante à 
examiner de possibles améliorations. Nos 
recommandations sont toutefois souvent 
aussi considérées comme très précieuses car 
elles permettent aux responsables de disposer 
d’arguments supplémentaires pour appuyer 
les demandes d’amélioration auxquelles ils 
souscrivent eux-mêmes auprès des milieux 
politiques.

La Commission doit mettre l’accent sur les 
améliorations à apporter. Comment cette 
« évaluation unilatérale » peut-elle être équi-
table pour les personnes concernées ?
Il nous est souvent reproché de ne voir que les 
points négatifs et de ne pas relever ce qui va 
bien. Je peux comprendre ces reproches, mais 
j’aimerais néanmoins présenter ici une autre 
perspective. Pour ses visites, la commission 
passe un ou deux jours dans un établissement. 
Cela lui permet sans difficulté de constater cer-
tains écarts par rapport aux normes à respecter 
ou d’observer certaines lacunes. Nous pouvons 
bien sûr avoir une impression d’une ambiance 
humaine favorable lorsque par exemple nous 
visitons les espaces de travail ou que nous ac-
compagnons le personnel encadrant. Livrer 
une appréciation générale de la qualité de l’éta-
blissement ou de sa gestion serait en revanche 

Alberto Achermann est 
avocat et professeur as-
socié de droit des migra-
tions à l’Université de 
Berne. Il est également le 
président de la Commis-
sion nationale de préven-
tion de la torture (CNPT) 
depuis 2016
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présomptueux. Le risque serait aussi de délivrer 
en quelque sorte un label de qualité, sans peut-
être avoir perçu d’éventuels défauts.

Ce risque est-il important ?
Il est déjà arrivé que, quelques semaines 
après une visite dans un établissement, les 
médias fassent état de prétendus dysfonc-
tionnements tels que, par exemple, un désac-
cord entre la direction et le personnel, sans 
que nous n’ayons pu le constater. Que ces ob-
servations et ces recommandations puissent 
à l’occasion froisser est sans doute inévitable, 
même si nos délégations s’efforcent toujours, 
lors de leurs échanges avec la direction et le 
personnel de l’établissement visité, de souli-
gner les points positifs qu’elles remarquent.

Vous avez une fois déclaré que le dialogue 
est l’instrument le plus important dont dis-
pose la Commission. Pouvez-vous nous en 
dire plus ?
Des améliorations ne seront réalisées que 
si la CNPT parvient, dans les discussions di-
rectes qu’elle peut avoir avec les directions 
d’établissements, avec les administrations 
chargées d’exécuter les décisions de justice 
ou avec les gouvernements, à les convaincre 
de la nécessité de mettre en œuvre ses re-
commandations. A l’inverse, ces discussions 
permettent aussi à la Commission de porter 
un regard critique sur sa propre activité et, 
parfois, d’adapter son point de vue.

Dans quelle mesure adaptez-vous votre 
point de vue ?
Si nos recommandations étaient considérées 
comme des recommandations applicables « à 
la carte » d’une commission éloignée de la pra-
tique, elles ne seraient guère suivies d’effet. 
Lors des séances de la Commission, nous nous 
efforçons de formuler les recommandations 
de manière à ce qu’elles puissent être mises en 
œuvre. Nous sommes cependant aussi parfois 
confrontés à des situations où nous devons, en 
vertu de normes nationales et internationales 
émettre, pour des raisons de principe, une re-
commandation qui ne peut pas être mise en 
œuvre rapidement, par exemple parce qu’elle 
génèrerait des coûts considérables ou parce 
qu’elle implique une intervention au niveau 
politique. Mais si nous nous abstenions dans 
ces cas-là, ce seraient la crédibilité de la Com-
mission ainsi que les efforts déployés pour amé-
liorer les conditions de détention qui seraient 
mis à mal. (gal)

Rendre la détention pro-
visoire plus supportable
Une unité spéciale pour les détenus suicidaires a ouvert  
à la prison du Limmattal
L’office de l’exécution judiciaire du canton 
de Zurich a ouvert en février, à la prison 
du Limmattal, une unité spéciale destinée 
aux personnes en détention provisoire qui 
se trouvent dans un état de crise aiguë. 
Afin d’améliorer les conditions de déten-
tion provisoire, une plus grande liberté 
de mouvement au sein des unités a par 
ailleurs été accordée aux détenus, et les 
possibilités d’accès au travail, au sport et 
à la formation ont été étendues.

Comme le rappelle l’office de l’exécution judi-
ciaire dans son communiqué, le but premier 
de la détention provisoire est de prévenir le 
risque de fuite, de récidive, de collusion et 
d’altération des moyens de preuves. C’est la 
raison pour laquelle elle constitue, malgré la 
présomption d’innocence, la forme de déten-
tion la plus restrictive. La conseillère d’Etat 
Jacqueline Fehr a déjà mis en route, peu après 
sa prise de fonctions, des projets destinés à 
protéger le but de la détention provisoire 
sans imposer de contraintes inutiles aux 
détenus. A l’occasion de l’ouverture de cette 
unité spéciale, elle a déclaré que la prise en 
charge des personnes concernées par cette 
forme de détention s’apparentait souvent à 
un travail de crise. La détention provisoire est, 
selon elle, une nécessité mais il faut essayer 
d’atténuer autant que possible ses répercus-
sions négatives, telles que la perturbation 
des relations familiales, la perte de l’emploi 
ou l’isolement social.

Sept heures de liberté de mouvement
Roland Zurkirchen, directeur des établis
sements de détention provisoire du canton 
de Zurich, a présenté les mesures qui ont 
été prises pour assouplir, dans la mesure du 
possible, le régime de la détention provisoire. 
Les détenus peuvent désormais se déplacer 
librement sept heures par jour en moyenne 
au sein de leur unité. Ils ont en outre accès 
à la formation, au travail et à des activités 
sportives. Par ailleurs, le soutien apporté par 

les travailleurs sociaux et le personnel d’en-
cadrement a été renforcé dans le cadre des 
ressources à disposition. Les possibilités de 
communication et d’interaction sociale ont, 
de manière générale, été étendues. D’après 
M. Zurkirchen, le but de toutes ces mesures 
est de lutter contre les effets indésirables de 
la détention provisoire.

Des lacunes comblées
Daniel Bosshart, le directeur de la prison 
du Limmattal, a évoqué, lors de la présenta-
tion de cette nouvelle unité d’une capacité 
de neuf places, son taux d’encadrement su-
périeur à celui des structures de détention 
provisoire ordinaires, ainsi que les activités 
communes, les discussions, les visites et les 
possibilités de travail, de formation et de 
loisirs. Dotée de quatre postes de soignant 
et d’un poste de psychiatre, l’unité est bien 
pourvue. La prise en charge et les soins psy-
chiatriques apportés aux détenus se trouvant 
dans un état de crise aiguë permettent de 
combler une lacune dans l’offre du canton 
de Zurich. (Red.)
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Protéger le but de la détention provisoire sans imposer de contraintes inutiles 
aux détenus : aperçu de la salle commune de la nouvelle unité spéciale pour les 
détenus suicidaires. 			   Photo : Peter Schulthess (2019)
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La prise en charge médicale des per-
sonnes détenues doit être gratuite
Prise de position de l’Académie suisse des sciences médicales (ASSM)

L’Académie suisse des sciences médicales 
(ASSM) a publié une prise de position dans 
laquelle elle exige que la prise en charge 
médicale des personnes détenues soit 
gratuite. Elle constate « avec inquiétude » 
que les coûts de santé sont de plus en plus 
à la charge des détenus. Mais peut-on 
véritablement parler de tendance ? La 
question fait débat. 

Dans sa prise de position du 15 février 2019 
sur le financement des prestations médicales 
en milieu carcéral, l’ASSM souligne que les 
personnes en détention sont plus exposées 
aux maladies que le reste de la population. 
Il s’agit souvent de maladies contagieuses, 
exposant ainsi également des tierces per-
sonnes à des risques pour leur santé. Selon 
l’ASSM, une bonne prise en charge médicale 
protège donc aussi bien les codétenus que le 
personnel pénitentiaire et les visiteurs. Elle 
est en outre dans l’intérêt de l’ensemble de 
la population lorsque la personne détenue 
est libérée.

L’ASSM estime qu’en privant les personnes 
détenues de leur liberté, l’Etat a un devoir 
d’assistance envers elles. Il est responsable 
de la vie et de la santé des personnes concer-
nées et doit, de ce fait, leur garantir une prise 
en charge médicale suffisante. Des études 
montrent que les personnes détenues sont 
plus exposées que la moyenne aux maladies 
somatiques, et souffrent souvent aussi de 
troubles psychiques.

Droit à des soins équivalents
Les personnes détenues ont droit à des soins 
équivalents à ceux dont bénéficie la popu-
lation générale, indépendamment de leur 
nationalité et de leur statut de résident. Peu 
importe qu’elles soient soumises ou non à la 
loi fédérale sur l’assurance-maladie (LAMal). 
L’ASSM recommande de soumettre à l’avenir 
toutes les personnes détenues au régime de 
l’assurance-maladie obligatoire.

Elle considère que ces personnes ont droit 
à tout traitement nécessaire du point de vue 
médical. Les vérifications administratives (par 
ex. garantie de prise en charge préalable) 
ou les aspects liés à la sécurité ne doivent 
ni empêcher ni retarder l’application d’une 
mesure médicale.

Une prise en charge accessible et gratuite
L’ASSM indique également que les personnes 
détenues hésitent parfois à recourir à des 
prestations médicales, par exemple par peur 
des conséquences négatives d’une consulta-
tion. Une participation aux frais est un obsta-
cle supplémentaire qui pourrait les inciter à 
renoncer à des traitements nécessaires. Or le 
recours à des mesures médicales préventives, 
diagnostiques et thérapeutiques nécessaires 
est non seulement dans l’intérêt des per-
sonnes détenues, mais également dans celui 
de la population en général. L’ASSM exige par 
conséquent que la prise en charge médicale 
des personnes détenues soit accessible et gra-
tuite. Ce n’est qu’à titre exceptionnel qu’une 
participation adéquate aux frais peut être 
demandée, si la personne détenue a des re-
venus conséquents et/ou une fortune élevée.

Pour démontrer qu’il existe bel et bien une 
tendance à mettre de plus en plus les frais de 
santé à la charge des détenus, l’ASSM évoque 
notamment la proposition faite par la CCDJP, 
la CDAS et la CSIAS, qui souhaitent que les frais 
de santé dans les services pénitentiaires ne 
soient plus financés par l’Etat comme des coûts 
ou des charges d’exécution, mais comme des 
dépenses personnelles, que les personnes dé-
tenues doivent, en grande partie, supporter 
elles-mêmes. Elle attire par ailleurs l’attention 
sur les dispositions (en vigueur depuis des an-
nées) des concordats sur l’exécution des peines 
et mesures, qui prévoient que les cotisations 
sociales et les coûts de santé qui ne sont pas 
couverts par la caisse-maladie sont à la charge 
de la personne incarcérée, dans la mesure du 
possible en fonction de sa situation financière 
ou de ses revenus.

Pas de facturation des frais de santé aux 
détenus
Le rapport « Interface entre l’exécution des 
sanctions pénales et l’aide sociale », adop-
té en 2015 par les trois organes cantonaux 
précités, retient notamment comme résul-
tat que les frais des soins ambulatoires ou 

Un tiers des détenus ne sont pas assurés contre la maladie

L’Office fédéral de la santé publique (OFSP) a institué en 2017, avec les autorités d’exécution des peines 
et des mesures, le groupe de travail Soins de santé pour les détenus sans assurance-maladie afin de 
garantir une prise en charge médicale de qualité pour tous les détenus. Or un agent payeur n’est 
pas toujours prévu pour les prestations médicalement indiquées, et les recherches qui s’ensuivent 
occasionnent souvent un lourd travail administratif. Faute d’agent payeur, les soins médicaux risquent 
de laisser à désirer pour les détenus, et la santé publique d’en pâtir.
Le groupe de travail a pris connaissance de divers modèles de financement des coûts de traitement 
pour les détenus sans assurance-maladie. Ces coûts sont en partie assumés par les autorités sanitaires 
compétentes. Parfois, les demandes de prise en charge des coûts sont envoyées à la communauté 
compétente en matière de droit à l’aide sociale. La pratique des autorisations n’est pas harmonisée : 
les frais sont en partie réglés en avance jusqu’à ce que le payeur soit clairement défini, mais il arrive 
également que les frais ne soient pas avancés et que les demandes ne soient autorisées que pour des 
urgences médicales. Les spécialistes qui participent au groupe de travail estiment qu’environ un tiers 
des détenus ne sont pas assurés contre la maladie. Leurs travaux aboutiront avant la fin de l’année à 
des propositions visant à régler ce problème.
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institutionnalisés avec indication médicale 
sont financés par l’assurance-maladie. La 
personne détenue prend en charge la par-
ticipation aux frais (franchise, quote-part, 
contributions aux frais de séjour hospita-
lier) et les autres prestations non couvertes 
par cette dernière. Si elle ne dispose pas des 
moyens nécessaires pour régler ces frais, elle 
a en principe droit à des prestations d’aide 
sociale. Interrogé, Joe Keel, qui a participé 
en tant que secrétaire du concordat de la 
Suisse orientale sur l’exécution des peines 
et mesures à l’élaboration du rapport, sou-
ligne que le but de ce dernier n’était pas de 
facturer les frais de santé aux détenus mais 
d’identifier les interfaces entre l’exécution 
des sanctions pénales et l’aide sociale et de 
régler les problèmes de délimitation.

Eviter les inégalités 
Il semble juste à Joe Keel que tous les détenus 
participent aux frais de santé. Ce système 
permettrait tout d’abord de gommer les iné-
galités ; il est en effet inacceptable que les dé-
tenus assurés prennent en charge les frais de 
santé non couverts par l’assurance-maladie 
tandis que les autres n’ont rien à payer. Il 
s’agit par ailleurs d’éviter que les détenus, s’ils 
bénéficiaient d’une prise en charge médicale 
gratuite, soient mieux lotis que le reste de la 
population. Joe Keel rappelle le principe de 
normalisation, qui veut que les conditions de 
vie en détention se rapprochent autant que 
possible des conditions de vie à l’extérieur. 
Selon lui, cette charge financière a cependant 
aussi ses limites car « il est dans l’intérêt de 

tous que les détenus disposent d’un capital 
de départ à leur sortie de prison. »

Joe Keel ne partage pas l’inquiétude de 
l’ASSM. Pour lui, l’accès aux soins et la qualité 
de ces derniers ne sont pas remis en question. 
L’expérience montre par exemple que le pré-
lèvement d’une participation modeste sur 
chaque consultation n’a pas d’incidence né-
gative. Afin de garantir l’égalité de traitement 
entre les détenus, il est important d’harmoni-
ser, au sein des concordats et des cantons, les 
dispositions relatives à la participation aux 
coûts, comme l’a déjà fait le concordat de la 
Suisse latine avec sa décision du 8 novembre 
2018 sur les frais médicaux. (gal)

Les personnes privées de liberté ont droit à des soins médicaux sans entrave 
(photo : Prison de Sion, VS). Les avis sont partagés entre ceux qui estiment que la 
prise en charge médicale doit être gratuite et ceux qui considèrent que les détenus 
doivent participer aux frais de santé.	 Photo : Peter Schulthess (2019)
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La part des détenus dans la population 
résidante est restée stable ces 20  
dernières années
Entretien avec Daniel Fink à propos du dernier relevé statistique de l’OFS

Bien que le nombre de détenus ait considé-
rablement augmenté en Suisse, leur part 
dans la population résidante est restée 
très stable ces 20 dernières années. La 
Suisse fait partie des pays européens qui 
possèdent le plus faible taux de personnes 
incarcérées, comme l’explique Daniel Fink, 
spécialiste en statistique de la criminalité.

#prison-info: Selon le dernier relevé de l’Of-
fice fédéral de la statistique (OFS), le nombre 
de détenus a augmenté de 50 % en presque 
30 ans, passant de 4621 en 1998 à 6907 en 
2017. A quoi est due cette augmentation ?
Daniel Fink: Le titre du communiqué de presse 
publié par l’OFS peut, à première vue, don-
ner l’impression que le nombre d’infractions 
ayant abouti à une condamnation – en par-
ticulier les infractions graves passibles d’une 
peine privative de liberté ferme – a explosé. 
En regardant de plus près les chiffres publiés 
par l’OFS, on se rend cependant compte que 
la réalité est toute autre, notamment si l’on 
prend en considération l’évolution démogra-
phique et le détail des résultats.

Que faut-il prendre en considération pré-
cisément ?
Il convient tout d’abord de remarquer que 
l’augmentation de la population carcérale 
date d’avant 1998. Depuis 1998, le nombre de 
détenus fluctue autour de 80 pour 100 000 
habitants, ce qui signifie que la population 
carcérale est restée très stable ces 20 der-
nières années au regard de l’évolution démo-
graphique. Plus important encore : on comp-
tait 43 personnes en exécution de peine ou 
de mesure pour 100 000 habitants en 1988, 

contre 44 en 2017, selon les chiffres publiés 
par l’OFS. En outre, une grande partie des dé-
tenus sont aujourd’hui des étrangers qui ne 
résident pas en Suisse et qui ont commis des 
délits sans gravité, ce qui n’était pas le cas au-
paravant. Les chiffres de l’OFS montrent donc 
que la part des détenus appartenant à la po-
pulation résidante, qui exécutent une peine 
ou une mesure à la suite d’une condamna-
tion, est en recul. Ajoutons que le nombre de 
personnes en détention provisoire est resté 
identique : que ce soit en 1988 ou en 2017, il 
s’élevait à 20 pour 100 000 habitants.

Malgré une évolution stable ces 20 der-
nières années, le nombre de détenus a aug-
menté dans une proportion supérieure à la 
hausse de la population résidante durant les 
30 années sous revue. Quelles sont les prin-
cipales raisons à cela ?

L’augmentation de la population carcérale 
qui a pu être observée dans les années 1990 
s’explique par l’apparition de la détention 
en vue du renvoi ou de l’expulsion en 1995, 
mais aussi et surtout par la durée de plus en 
plus longue des mesures – alors que dans le 
même temps on assistait à une baisse signi-
ficative du nombre de personnes placées en 
détention. 
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Le nombre de détenus est passé de 70 en 
1998 à 82 en 2017 pour 100 000 habitants. 
Comment se situe la Suisse en comparaison 
internationale ?
Même si des efforts importants ont été déployés 
s’agissant des relevés, on ne dispose toujours 
pas, à l’heure actuelle, de données comparables 
à l’échelle européenne, tous les pays ne prenant 
pas en considération les mêmes catégories de 
détenus. On peut toutefois faire certaines ob-
servations lorsque la démarche utilisée reste si-
milaire. Entre 1988 et 2008, la Suisse se trouvait 
dans une situation comparable à celle des pays 
nordiques, étant placée dans le dernier tiers des 
pays du Conseil de l’Europe. Comme certains 
pays d’Europe de l’Est, tels que la Croatie, la 
Slovénie et la Bosnie-Herzégovine, ont récem-
ment enregistré une baisse significative de leur 
population carcérale, elle se situe désormais à 
la limite entre le tiers médian et le dernier tiers. 

En 2017, on a recensé six évasions d’un éta-
blissement fermé et 170 fuites d’un établis-
sement ouvert. Les établissements suisses 
sont-ils sûrs ?
A propos des six évasions, précisons tout d’abord 
qu’elles impliquaient des personnes placées 
dans des établissements de types différents : 
on compte une évasion d’un établissement de 
détention avant jugement, une évasion d’un 
établissement destiné à l’exécution anticipée de 
peine, une évasion d’un établissement d’exécu-
tion des peines et des mesures et trois évasions 
d’un centre de détention en vue du renvoi ou 
de l’expulsion. Dans l’absolu, il faudrait parler 
de trois cas problématiques et non pas de six ! 
On ne peut en outre en aucun cas comparer les 
170 fuites d’un établissement ouvert ou d’une 
place de travail occupée pendant l’exécution 
d’une peine avec des évasions. De surcroît, il 
s’agissait dans 62 cas de personnes qui exé-
cutaient une sanction en application du droit 

La Suisse n’est pas le « paradis des évadés ». Le nombre 
d’évasions d’un établissement fermé est passé de 24 en 
2010 (date du premier relevé) à 6 en 2017, ce qui s’expli-
que notamment par la modernisation des dispositifs de 
sécurité électroniques et architecturaux (image : détec-
teurs de battements de coeur dans le sas d’accès des 
véhicules de l’établissement pénitentiaire de Lenzbourg). 
Photo : Peter Schulthess, 2013
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pénal des mineurs, or cette forme de détention 
est la plupart du temps exécutée dans des éta-
blissements qui ne sont pas du tout sécurisés. 
L’énoncé de ces cas suffit à relativiser les articles 
au titre racoleur parus dans la presse et qui font 
de la Suisse le « paradis des évadés ».

Qu’en est-il par rapport aux autres pays ?
Une comparaison avec les autres pays se 
révèle, malgré toutes les précautions prises 
et les notes explicatives supplémentaires 
fournies dans la publication statistique du 
Conseil de l’Europe (SPACE I, 2018), probléma-
tique et presque impossible à présenter sous 
forme de chiffres de façon réaliste. La Suisse 
et les pays nordiques proposant davantage 
de places en milieu ouvert que d’autres pays, 
il est logique qu’ils enregistrent un nombre 
de fuites plus important que des pays tels 
que la France ou l’Espagne, où une telle offre 
n’existe pas. Par ailleurs, dans la mesure où 
les placements en milieu ouvert doivent être 
considérés comme une étape préalable à la 
libération, on ne peut mettre sur le même 
plan les fuites et les évasions. Le taux de ré-
cidive des personnes libérées prouve que la 
Suisse dispose, s’agissant de la diminution de 
la récidive, de l’un des meilleurs systèmes de 
privation de liberté d’Europe. 

En 30 ans, le nombre d’établissements de 
privation de liberté a baissé de 30 %, passant 
de 152 en 1998 à 106 en 2017. Leur capacité a 
parallèlement progressé de 37 %, passant de 
5487 à 7489 places. Comment expliquez-vous 
cette tendance ?
Suite aux problèmes soulevés en 1991 par le 
Comité européen pour la prévention de la 
torture (CPT) dans plusieurs établissements 
de privation de liberté, des locaux d’arrêts de 
la police vétustes et des prisons d’arrondis
sement datant du 19e siècle ont laissé place à 
de nouvelles prisons régionales plus grandes 
et multifonctionnelles, notamment dans les 
cantons d’Argovie, de Berne, des Grisons, de 
St-Gall, de Thurgovie et de Vaud. Par ailleurs, 
des centres de détention en vue du renvoi et 
de l’expulsion ont commencé à voir le jour à 
partir de 1995, et des places destinées à l’exé-
cution de cette forme de détention ont été 
créées. Enfin, des prisons vieillissantes ont 
été fermées et de nouveaux établissements 
d’exécution des peines (Pöschwies ZH et La 
Brenaz GE) et des mesures (Rheinau ZH et 
Curabilis GE) ont été construits. 

Comment peut-on interpréter cette évolu-
tion ?
La modernisation du paysage pénitentiaire 
suisse a été dictée par la nécessité de dévelop-
per l’offre de places. Les exigences de politique 
criminelle – on pense par exemple ici à la limi-
tation du recours à la peine privative de liber-
té – n’ont, quant à elles, guère joué de rôle. Le 
problème, c’est que certains cantons ont préféré 
opter pour des solutions à bas coût, minima-
listes et rapides plutôt que pour des construc-
tions spacieuses et durablement conçues. 

Comment expliquez-vous les disparités ré-
gionales importantes concernant le taux 
d’occupation : 79,8 % en Suisse orientale, 
88,2 % en Suisse centrale et du Nord-Ouest 
et 107,7 % en Suisse latine ? 
Il convient tout d’abord de préciser que ces 
disparités ne peuvent en aucun cas s’expli-
quer par une répartition inégale de la crimi-
nalité ou des taux de criminalité divergents. 
La question qu’il faut se poser est de savoir 
si le nombre d’arrestations est aussi plus im-
portant en Suisse latine. Il faut ensuite voir si 
les personnes concernées sont systématique-
ment ou non placées en détention provisoire 
et jugées, combien sont condamnées à des 
peines de prison fermes et quelle est la durée 
des peines exécutées. 

Quelles différences observe-t-on s’agissant 
de la pratique en matière de détention pro-
visoire ?
La détention provisoire est beaucoup plus 
répandue dans les cantons francophones 
que dans le reste de la Suisse. On y recense 
en effet 42 % des détentions provisoires or-
données en Suisse pour 25 % de la population 
résidante. A l’inverse, le Tessin, où réside 4 % 
de la population suisse, totalise seulement 
2 % des détentions provisoires alors qu’il est, 
avec Milan à proximité, aussi exposé géogra-
phiquement que Genève, qui est située non 
loin de l’agglomération lyonnaise.

Et qu’en est-il des peines privatives de li-
berté ?
En Suisse, on compte en moyenne moins d’une 
personne condamnée à une peine ferme sur 
dix personnes condamnées : en 2017, 9000 
peines de prison fermes ont été prononcées 
sur 105 000 condamnations, la partie ferme du 
sursis partiel à l’exécution d’une peine étant 
prise en compte dans ces statistiques. Le can-
ton de Vaud en a prononcé à lui seul 2547, soit 

28 % d’entre elles. Avec le canton de Genève, ce 
taux atteint 42 %. Les cantons francophones 
totalisent à eux tous 54 % des peines de prison 
fermes prononcées en Suisse, pour 25 % de la 
population résidante du pays.

Il existe donc un « Röstigraben » ? Comment 
peut-on l’expliquer ?
Ces chiffres montrent que, dans le système 
fédéraliste suisse, une condamnation peut 
aboutir dans des proportions très variables à 
une détention. La détention provisoire et les 
peines privatives de liberté – pour la plupart 
courtes – sont beaucoup plus répandues dans 
les cantons francophones, ce qui s’explique non 
seulement par la politisation de la fonction de 
procureur général mais aussi par la conviction, 
très répandue en France, que la répression 
(poursuite pénale et sanctions) est efficace. La 
réponse donnée par le procureur général Olivier 
Jornot à une question qui lui était posée lors 
d’une interview illustre bien ces propos. Selon 
lui, les petits délinquants ne sont, pour une 
grande partie d’entre eux, réceptifs qu’à la dé-
tention provisoire et au renvoi ou à l’expulsion. 
Les taux de récidive révélés par l’OFS montrent 
cependant que la « marche triomphale » de la 
peine pécuniaire s’accompagne d’un recul du 
taux de criminalité. (gal)

Pour en savoir plus

Daniel Fink : Föderalismus und Kriminalpolitik, 
in: Fink D. et al. : Kriminalität, Strafrecht und 
Föderalismus, Berne, Editions Stämpfli, 2019. 
Daniel Fink : La prison en Suisse, Lausanne, 
PPUR, 2017. 
Daniel Fink : Le succès de la peine pécuniaire 
avec sursis, in : Plaidoyer, 1/2018
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Daniel Fink est depuis 2014 chargé de cours en 
statistique de la criminalité à l’Université de 
Lucerne et chercheur associé à l’Université de 
Lausanne. Il est également membre du Comité de 
l’ONU pour la prévention de la torture (SPT).



La détention d’un proche est doublée 
d’effets collatéraux
Résultats d’une étude romande 

La présente étude est, à notre connais-
sance, une des rares en Suisse romande 
à s’intéresser aux effets de l’incarcération 
sur la famille et les proches de détenus. Cet 
impact, appelé communément secondary 
prisonization par la recherche anglo-
saxonne, traduit l’emprise de la détention 
sur des personnes qui ne sont pas recluses 
et qui pourtant éprouvent quotidienne-
ment la prison. L’étude confirme le besoin 
de soutenir et améliorer le maintien du 
lien entre les détenus et leurs proches qui 
est reconnu comme un puissant levier 
pour la prévention de la récidive.

Matila Corminboeuf et Jonathan Donnet

Quels bouleversements l’incarcération pro-
voque-t-elle chez les proches ? Quelles sont 
les conséquences sur l’organisation de la 
vie quotidienne et sur les relations entre-
tenues avec le proche détenu ? Les familles 
parviennent-elles à en parler autour d’elles ? 
Est-il aisé de savoir auprès de qui s’adresser 
pour obtenir des réponses aux diverses 
interrogations que la détention soulève ? 
Quels sont les effets sur les relations sociales ? 
Autant de questions souvent ignorées, et 
que ce texte souhaite faire émerger, afin 
d’augmenter la prise en considération des 
multiples difficultés rencontrées par les 
familles ayant un proche en détention.

Questionnaires, interviews et entretiens 
informels 
Cette étude exploratoire a été menée en 
2019 en Suisse romande, dans le cadre de 
la Fondation REPR (Relais Enfants Parents 
Romands), active depuis près de 25 ans auprès 
des familles et des enfants de personnes en 
détention. La Fondation soutient, oriente et 
informe plus de 6000 proches et familles de 
personnes en détention en Suisse romande 
chaque année. Plusieurs programmes sont 
développés, de l’écoute sur une ligne télé-
phonique gratuite (0800 233 233), au soutien 

devant les portes des prisons en passant par 
l’accompagnement d’enfants en visite. 

70 questionnaires ont été collectés auprès 
de personnes détenues dans trois établis
sements de détention avant jugement et une 
trentaine d’interviews ont été réalisées avec 
des familles ayant un proche en détention. 
En outre, des observations et des entretiens 
informels, menés dans le cadre de la pratique 
d’accueillants des familles à REPR pendant les 
visites, sont venus étayer les données récol-
tées lors de cette analyse.

Des contacts souvent difficiles pour les 
détenus
La majorité des personnes détenues (64 %) 
ont affirmé que le premier contact avec leurs 
proches n’est intervenu qu’une semaine 
après leur incarcération et qu’ils n’ont ensuite 
pas su comment s’y prendre pour maintenir 
ce contact. Une des raisons principalement 
évoquées à ces difficultés est le fait de ne pas 
avoir su vers qui se tourner pour obtenir des 
réponses à leurs interrogations. Près d’un 

tiers d’entre elles ont également indiqué ne 
pas avoir eu du tout de visite durant leur dé-
tention avant jugement.

Plus d’un tiers des détenus ayant des 
enfants ont décidé de ne pas leur expliquer 
la raison de leur absence. S’agit-il de l’espoir 
que cette situation se termine sans qu’il y 
ait eu besoin d’en parler, d’un sentiment de 
culpabilité ou plus simplement de l’espoir de 
ne pas leur faire de la peine ? Toujours est-il 
que 61 % des personnes détenues disent ne 
jamais avoir de visite de leur enfant au cours 
de leur détention avant jugement. Les raisons 
à ce manque de liens peuvent être variées : 
non autorisation, famille domiciliée loin de 
l’établissement, horaires des visites non com-
patibles avec l’école, etc. Les contacts par télé-
phone semblent également être sporadiques. 
Si certains ont tout de même la possibilité de 
pouvoir téléphoner à leurs enfants et à leurs 
proches au moins une fois par semaine, plus 
de la moitié des personnes détenues (56 %) 
ont répondu n’avoir aucun contact télépho-
nique avec leur enfant.
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Avez-vous parlé de cette situation à votre/vos  
enfant (s) ?  (N = 41)
█ 	Oui, je lui ai expliqué la situation
█ 	Non, je ne lui ai rien dit
█ 	Non, j’ai choisi de donner une autre explication pour 

mon absence
█ 	Je n’ai pas encore la possibilité

Pensez-vous que votre incarceration a eu un impact 
sur vos proches à l’extérieur ? (N=67)
█ 	Oui
█ 	Non, cela n’a paseu d’impact sur eux
█ 	Je ne sais pas, je n’y ai jamais pensé
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Enfin, une dernière partie du question-
naire s’intéressait à la perception de l’impact 
de l’incarcération sur la famille demeurée à 
l’extérieur. Cette thématique préoccupe la 
quasi totalité des personnes détenues (87 %), 
qui relèvent que l’impact émotionnel (tris-
tesse, solitude, colère) est sans doute le plus 
prégnant chez leurs proches. La moitié d’entre 
elles ajoutent également que cela doit avoir 
un impact sur les relations sociales de leurs 
proches ainsi que sur leurs finances.

Les familles, entre solitude et 
impuissance
Le second questionnaire cherchait à mettre 
en lumière l’impact de la détention d’un 
proche sur le quotidien pratique, émotion-
nel et social des familles. Majoritairement, 
les membres de la famille ont dit avoir été 
avertis de la situation dès le premier jour de 
l’arrestation de leur proche, mais une famille 
sur cinq n’a eu aucune nouvelle avant une 
semaine. Plusieurs familles nous ont confié 
que l’attente de nouvelles et d’informations 

est une importante source de craintes et de 
questionnements.

Une fois la première demande de visite 
déposée, plus d’un tiers des familles ont dû at-
tendre en moyenne un mois avant de pouvoir 
voir leur proche. L’attente, l’incompréhension 
et l’incertitude générées par l’incarcération 
expliquent le désespoir et le choc ressentis par 
78 % des répondants. De même, une famille 
sur deux s’est sentie seule et impuissante 
face à cette situation et a eu de la peine à 
trouver des informations susceptibles de 
l’aider. Concernant le maintien des contacts, 
près de quatre proches sur cinq disent venir 
au moins une fois par mois en visite avec les 
enfants, et une famille sur cinq toutes les se-
maines. Les visites sans les enfants semblent 
être encore plus fréquentes car la moitié des 
proches viennent seuls une fois par semaine.

Enfin, le principal impact émotionnel 
et social ressenti par les proches est, pour 
48 % des sondés, celui de la solitude et de 
l’incompréhension de l’entourage. En outre, 
environ une famille sur cinq nous a indiqué 

que leur vie a été totalement bouleversée, à 
tous les niveaux. Perte de repères, solitude, 
peur d’en parler à l’entourage, problèmes 
financiers, autant de complications qui 
viennent s’ajouter au traumatisme de l’in-
carcération d’un proche.

Effets collatéraux non négligeables
Les résultats de cette recherche exploratoire 
montrent que la détention d’un proche est 
doublée d’effets collatéraux non négligeables, 
dont le poids retombe de manière importante 
sur les familles. Les ressources de temps, 
d’argent et d’énergie nécessaires à investir 
peuvent être par exemple des facteurs qui 
submergent les familles. La détention d’un 
proche implique également pour les familles 
régulièrement une coupure dans la sociali-
sation externe : amis, voisins, sport etc. Les 
temps de trajet pour se rendre à la prison sont 
généralement élevés et peuvent fragiliser des 
liens familiaux déjà précaires. Dans notre 
échantillon, la majorité des familles inter
rogées mettent entre 30 minutes et 1h30 pour 
se rendre en visite, et autant pour en revenir, 
alors qu’une part non négligeable (17 %) met 
plus de trois heures par trajet.

De même, le sentiment de mise à l’écart 
et de stigmatisation, la solitude et l’impres-
sion que l’entourage ne peut comprendre la 
situation sont des sentiments partagés par 
la majorité des familles. Une personne a par 
exemple débuté l’entretien en nous disant : 
« Au moins avec vous je peux en parler, je 
sais que vous comprendrez ». La peur du ju-
gement, la souffrance en solitaire ou la honte 
sont des réalités parmi les proches de déte-
nus rencontrés.

Ecart entre le texte et sa mise en pratique 
La recommandation du Conseil de l’Europe 
concernant les enfants de détenus (voir 
#prison-info 1/2018) édicte des instructions 
pour encadrer l’impact de la détention sur les 
enfants. A titre d’exemple, l’article 17 stipule 
que « les enfants devraient pouvoir rendre 
visite à un parent détenu dans la semaine 
qui suit son incarcération et de manière ré-
gulière et fréquente ensuite ». Cependant, 
il ressort de notre étude que seuls 15 % des 
familles rencontrées ont pu voir leur proche 

Quand vous avez appris que l’un de vos proches allait être incarcéré, comment avez-vous vécu ces premiers 
jours? (N = 27)

2 0

21

13
13

7

Je m’y attendais/ 
ce n’était pas 

particulièrement 
difficile / ce n’est 

pas la premiè-
re foi 

J’étais soulagé J’ai subi un 
choc / j’ai pleuré

Je me suis senti 
seul / impuis-

sant

J’ai manqué 
d’informations

Je ne savais 
pas vers qui 
m’adresser

Comment la détention de votre proche vous a-t-elle affecté ? (N = 27)

3 2

13

3

12

Je la vis bien, je me 
suis habitué à la 

situation

Cela n’a rien changé, 
ma vie est la même

Je me sens un peu 
seul dans cette 

situation, j’ai l’im-
pression que les 

gens autour de moi 
ne peuvent pas 

comprendre

J’ai honte,  
je fréquente moins 

certaines personnes

Ma vie est complè-
tement bouleversée
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dans la semaine après la première demande 
de visite et que 35 % d’entre elles n’ont pu voir 
leur proche qu’après un mois. L’écart entre 
un texte et sa mise en pratique est dès lors 
importante. Il est essentiel à notre sens que 
la voix des familles et des personnes en dé-
tention soit prise en compte.

Particulièrement traumatisants 
De manière générale, les premiers jours de 
l’incarcération sont vécus comme particuliè-
rement traumatisants pour les proches, qui 
ne savent souvent pas exactement la raison 
de l’arrestation, ni la durée de l’absence. Il 
s’écoule en moyenne une semaine avant que 
les membres d’une famille puissent avoir un 
premier contact téléphonique. Nous avons 
régulièrement rencontré des familles ve-
nues directement devant les prisons pour 
demander si leur proche était détenu dans 
cet établissement en particulier. Un jeune 
homme s’est même mis à crier en direction 
de la prison : « Tu es là Alfonso ? Tu es là ? ». 
Cet exemple illustre également la difficulté 
rencontrée par les familles pour obtenir des 
informations claires.

Il ressort aussi de notre étude que les fa-
milles et les personnes détenues s’écrivent 
peu de lettres : 45 % des familles disent ne 
jamais communiquer par courrier avec leur 
proche en détention. Ce constat relance la 
question de technologies alternatives pour 
maintenir le lien : Skype, système de mes-
sagerie sécurisée, impression d’e-mails par 
l’établissement… De nombreuses possibili-
tés sont à explorer mais, nous en sommes 
conscients, dans les limites organisationnelles 
et sécuritaires des établissements.

Soutenir et améliorer le maintien du lien 
« Pourquoi c’est moi qui suis punie pour son 
incarcération ? » demande une jeune femme 
lors d’un entretien. Cette phrase résume une 
réalité que nous avons mise en lumière, au 
travers de cette étude exploratoire. Cette re-
cherche confirme donc le besoin de soutenir 
et améliorer le maintien de ce lien qui, de ma-
nière quasi unanime, est reconnu comme un 
puissant levier pour la prévention de la réci-
dive. Des institutions comme REPR sont donc 
essentielles pour poursuivre le travail auprès 
des familles et des enfants de personnes en 
détention, pour éviter de graves souffrances 
et traumatismes aux enfants, mais aussi 
pour notre sécurité future à tous. La Fonda-
tion REPR va continuer à développer son pôle 
de recherche afin d’étayer et poursuivre sa 
réflexion, autant d’éléments indispensables 
à l’élaboration d’une politique globale pour 
ces familles.
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Améliorer la mise en œuvre de la 
Convention de l’ONU relative aux 
droits de l’enfant
Le Conseil fédéral a arrêté onze mesures

Le Conseil fédéral entend combler des 
lacunes subsistant dans la mise en œuvre 
de la Convention de l’ONU relative aux 
droits de l’enfant. Il veut notamment exa-
miner si, aujourd’hui, tous les cantons 
séparent les mineurs et les adultes privés 
de liberté, et si la Suisse peut retirer la 
réserve qu’elle avait émise sur ce point.

Le 19 décembre 2018, le Conseil fédéral a ar-
rêté onze mesures en vue de combler des la-
cunes subsistant dans la mise en œuvre de 
la Convention de l’ONU relative aux droits 
de l’enfant. Une de ces mesures concerne 
l’exigence fixée par cette dernière que les 
enfants et les adultes privés de liberté soient 
séparés. Étant donné que la Suisse ne rem-
plissait pas cette exigence lors de la ratifica-
tion de la convention en 1997, elle avait émis 
une réserve sur ce point. Le délai transitoire 
de dix ans accordé aux cantons par le droit 
pénal des mineurs (DPMin) pour créer les 
établissements nécessaires à l’exécution du 
placement et de la privation de liberté a pris 
fin en 2017.

Le Conseil fédéral entend à présent exa-
miner si la Suisse peut garantir, sans excep-
tion, la séparation des jeunes et des adultes 
privés de liberté. On ne dispose d’aucune vue 
d’ensemble de la manière dont cette exigence 
est mise en œuvre dans les établissements 
de privation de liberté, raison pour laquelle 
l’Office fédéral de la justice (OFJ) va d’abord 
procéder à un état des lieux et entreprendra 
ensuite, en fonction des résultats, les travaux 
préliminaires en vue du retrait de la réserve. 
De l’avis personnel de Beatrice Kalbermatter, 
collaboratrice de l’OFJ, des progrès considéra
bles ont été accomplis ces dernières années. 
Elle présume toutefois que des jeunes sont 
encore placés dans des établissements pour 
adultes, notamment dans le domaine de la 
détention administrative. 

Enfants dont un parent est privé de 
liberté
Il n’existe pas non plus de vue d’ensemble de 
la situation des enfants dont un parent est 
détenu. L’OFJ va donc réaliser, avec le concours 
de la Conférence des directrices et directeurs 
des départements cantonaux de justice et 
police (CCDJP) et de l’Office fédéral de la 

statistique (OFS), une étude afin de savoir si 
les établissements pénitentiaires disposent 
de données et comment les données statis-
tiques disponibles peuvent être rassemblées 
et analysées. Il s’agira d’analyser également la 
manière dont ces enfants peuvent maintenir 
un lien avec leur parent détenu.

Enfants placés
Afin d’évaluer la situation des enfants pla-
cés en famille d’accueil ou en institution et 
éventuellement de l’améliorer, les données 
de base faisant défaut seront par ailleurs re-
cueillies. A l’heure actuelle, la Confédération 
et les cantons mettent sur pied la banque de 
données Casadata, la plate-forme pour le 
placement en établissement d’éducation et 
le placement familial en Suisse. Les données 
recueillies sont toutefois lacunaires car seules 
les institutions subventionnées par l’OFJ sont 
tenues de fournir des informations. L’OFJ et 
l’OFS vont donc examiner dans quelle me-
sure Casadata pourrait être utilisée comme 
statistique nationale sur les enfants placés. 
Cette plate-forme fera à l’avenir l’objet d’une 
utilisation accrue afin de faire connaître aux 
professionnels des exemples de bonnes pra-
tiques en matière de placement et d’en pour-
suivre la diffusion.

Les autres mesures prises par le Conseil 
fédéral concernent la protection des enfants 
contre la violence, la sensibilisation des pro-
fessionnels qui travaillent avec des enfants 
et les enfants atteints de troubles du spectre 
de l’autisme. La Suisse informera le Comité 
des droits de l’enfant de l’ONU de l’état de 
la mise en œuvre de ces mesures dans son 
prochain rapport national, qu’elle présente-
ra en 2020. (gal)

Une publication sur les droits des 
enfants placés

A l’occasion des 30 ans de la Convention de 
l’ONU relative aux droits de l’enfant, Integras, 
l’association professionnelle pour l’éducation 
sociale et la pédagogie spécialisée, a publié un 
guide intitulé « Explorer les droits de l’enfant 
placé. 30 cartes d’orientation pratique ». Ce 
guide explique comment interpréter les règles 
de la convention et les conséquences de ces 
dernières sur la pratique. Présenté sous forme 
de fiches thématiques, il propose des réponses 
et des pistes de réflexion face aux innombrables 
questions que soulève la mise en œuvre des droits 
de l’enfant au quotidien. Les 30 cartes abordent 
chacune un thème différent, par exemple le 
respect de la culture d’origine, le placement à 
l’étranger, l’intervention policière, etc.
Disponible uniquement en français pour l’instant, 
la publication peut être commandée à l’adresse 
www.integras.ch. Une traduction allemande et 
italienne est en cours.
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Nouvelles contributions sur  
l’histoire de l’éducation spécialisée
Importants jubilés de trois institutions riches de traditions

A l’occasion des 125 ans du foyer d’Aar-
burg, des 350 ans de l’établissement bâlois 
Bürgerliches Waisenhaus et des 125 ans du 
foyer de Platanenhof, sont parues trois 
publications qui donnent un aperçu du 
quotidien de ces trois institutions riches 
de traditions et qui retracent une histoire 
sociale mouvementée. Elles invitent éga-
lement à une réflexion sur l’éducation 
spécialisée d’aujourd’hui et de demain.

En 1893, une « maison de correction canto-
nale pour jeunes criminels et vauriens » a 
ouvert ses portes dans la partie ancienne 
de la forteresse d’Aarburg. Les « criminels » 
étaient les jeunes qui faisaient l’objet d’un 
placement pénal et les « vauriens » ceux qui 
faisaient l’objet d’un placement civil. Doté 
d’effectifs modestes, l’établissement était dès 
le départ voué à un avenir incertain. Personne 
ne savait si ce nouveau « régime » applicable 
aux jeunes allait faire ses preuves et si les 
autorités allaient utiliser les places créées, 
comme le révèle le landamann argovien Urs 
Hoffmann dans l’avant-propos du livre de 
Peter Schulthess « Die Jugend auf der Aar-
burg ».

La création de cet établissement a été 
un signal fort au niveau national, souligne 
M. Hofmann. « Elle a permis de montrer clai-
rement qu’en matière de poursuites pénales 
les jeunes ne devaient pas être traités comme 
de ‹petits adultes› ». En proposant des formes 
d’hébergement spécifiques dans un régime 
spécialement conçu pour les jeunes, un mes-
sage clair a été envoyé au législateur. Il a tou-
tefois encore fallu attendre près de 50 ans 
pour qu’un droit pénal des mineurs distinct 
de celui des adultes voie le jour. « L’histoire 
du foyer d’Aarburg reflète ces évolutions juri-
diques, de même que les mutations sociales », 
relève Urs Hofmann.

Dans l’esprit de la Convention de l’ONU 
relative aux droits de l’enfant
Trois siècles avant l’adoption de la Convention 
de l’ONU relative aux droits de l’enfant, les 
conseillers bâlois reconnaissaient déjà la 
nécessité de préparer suffisamment tous 
les enfants à la vie en société. Ils ont ainsi 
créé l’orphelinat Bürgerliches Waisenhaus, 
contraint de déménager en 1669 dans 
l’ancienne chartreuse en raison d’une forte 
demande. En effet, contrairement à ce que 
laissait penser son nom, l’établissement 
n’accueillait pas uniquement des orphelins 
depuis son ouverture, comme l’a expliqué 
Gabriella Matefi, la présidente du comité de 
direction, à l’occasion des festivités organi-
sées en janvier pour le jubilé : « Il fallait aussi 
prendre en charge des enfants qui traînaient 
et mendiaient dans la rue. » Elle a également 
rappelé que, jusque dans les années 1970, « il 
était fréquent qu’un enfant soit placé parce 
qu’il était né hors mariage ou parce que ses 
parents divorçaient. » 

Jusque dans la première moitié du 19e 
siècle, l’éducation des enfants placés passait 
par le travail – on leur confiait des tâches 
destinées à assurer le fonctionnement de 
l’orphelinat –, couplé à quelques heures 
d’enseignement religieux. Au fil du siècle, 
les concepts pédagogiques ont cependant 
évolué : « Désormais mal vu, le travail des 
enfants effectué au profit du Père des orphe-
lins a laissé place, à la fin du 19e siècle, à un 
enseignement scolaire ». Comme autre chan-
gement important, Gabriella Matefi a évoqué 
l’introduction du système des groupes, qui a 
conduit à la prise en charge des enfants dans 
des unités de type familial.

« Souvent lié à la souffrance, au 
renoncement et à l’incertitude »
« Si le mandat éducatif n’a que légèrement 
évolué, les concepts et les actions pédago-
giques mis en place pour atteindre les objec-
tifs visés ont, eux, énormément changé », 
a expliqué Dagmar Müller, la directrice 

du foyer Platanenhof à Oberuzwil (SG), à 
l’occasion du dernier colloque annuel. « Le 
placement institutionnel des enfants était 
souvent lié à la souffrance, au renoncement 
et à l’incertitude, ce qui est toujours le cas 
aujourd’hui. » Les raisons de fêter les 125 ans 
d’existence de cette institution sont toutefois 
nombreuses : « Depuis que l’institution a 
ouvert ses portes, les responsables se sont 
efforcés sans relâche de remplir leur mission 
sociale consciencieusement, en prenant en 
compte les connaissances pédagogiques 
dernièrement acquises ».

Les actions menées par l’institution ont 
été marquées par des conceptions diverses 
et variées de l’être humain et de la pédago-
gie (punitive). Les « méthodes éducatives » 
axées sur la répression, auxquelles on avait 
recours avant, seraient aujourd’hui inconce
vables, selon Dagmar Müller, qui explique que 
l’empathie et le soutien aux jeunes figurent 
à présent au premier plan. « Il faut évaluer le 
passé en ayant cela à l’esprit et tirer les con
clusions qui s’imposent. » Il serait cependant 
inapproprié de condamner cette époque à 
la lumière des connaissances pédagogiques 
d’aujourd’hui. « Le fait que le personnel conti-
nue de se former en permanence garantit un 
haut degré de professionnalisme et constitue 
le meilleur moyen pour que les collaborateurs 
mènent à bien leur ambitieuse mission péd
agogique. » (gal)

Pour en savoir plus

Peter Schulthess: Die Jugend auf der Aarburg. 
Straf- und zivilrechtlicher Massnahmenvollzug 
1893–2018, Bâle, themaverlag, 2018. 
Burgergemeinde der Stadt Basel (éd.): Zuhause 
auf Zeit. 350 Jahre Bürgerliches Waisenhaus Basel, 
Bâle, Christoph Merian Verlag, 2019.
En fin d’année paraîtra un ouvrage de Verena 
Rothenbühler, Oliver Schneider et Heinz Looser 
sur l’histoire du foyer de Platanenhof, dont le 
quotidien est également décrit à travers des 
témoignages d’anciens pensionnaires.
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Réussir à quitter la voie  
de la délinquance
Lancement d’un projet pilote d’une durée de trois ans baptisé Objectif Désistance

Un projet pilote d’une durée de trois ans 
vient d’être lancé début février 2019 afin 
d’aider les auteurs d’infractions, en indi-
vidualisant la prise en charge, à sortir de 
la délinquance et à se réinsérer dans la 
société à leur sortie de prison. Un groupe 
expérimental de 18 agents de probation 
et quelque 1100 probationnaires de Suisse 
latine y participent.

Le projet pilote Objectif Désistance, lancé par 
la Commission latine de probation, a pour 
objectif l’arrêt d’un parcours de délinquance 
ou de criminalité (désistance). Il entend 
mieux formaliser et conjuguer les pratiques 
actuelles en la matière et prévoit une straté-
gie d’intervention commune pour les services 
de probation de la Suisse latine qui encadrent 
les auteurs d’infractions bénéficiant d’une 
libération conditionnelle. Il repose sur les 
résultats de travaux scientifiques réalisés 
dans l’espace anglo-saxon, selon lesquels 
les agents de probation peuvent jouer un 
rôle important pour favoriser l’abandon 
progressif d’une trajectoire délinquante et 
le maintien d’une vie conventionnelle.

Orienté sur la personne du justiciable, 
le projet pilote attache une attention par-
ticulière aux relations, aux ressources ainsi 
qu’aux acteurs mobilisés dans l’accompagne-
ment du processus de sortie de délinquance, 
venant ainsi compléter le modèle d’exécution 
des sanctions orientée vers le risque (ROS) et 
le processus latin de l’exécution des sanctions 
orientée vers le risque (PLESOR), qui sont cen-
trés sur le délit et le risque.

Motivation au changement
Le projet pilote Objectif Désistance s’articule 
autour de trois axes d’intervention : le rap-
port du probationnaire à lui-même, la rela-
tion probationnaire-agent de probation et 
la relation probationnaire-communauté. Le 
premier axe consiste pour l’agent de proba-
tion à développer la motivation au change-
ment du probationnaire. Afin de renforcer 

son rôle de conseiller psycho-social, il sera for-
mé au cours du projet pilote aux techniques 
de l’entretien motivationnel. Le deuxième axe 
tourne autour du renforcement de l’alliance 
de travail entre le probationnaire et l’agent 
de probation pour soutenir les capacités et 
les compétences personnelles du probation-
naire nécessaires au changement. Les agents 
assument un rôle de catalyseur du change-
ment et participeront dans le cadre du projet 
pilote à des séances de supervision d’équipe 
régulières, pour questionner leurs pratiques 
et renforcer l’impact de leurs interventions.

Développement d’un réseau
Le troisième axe se concentre sur le rapport 
du probationnaire à la société dans laquelle 
il évolue, et a pour objectif la promotion de 
son capital social. L’agent de probation as-
sume un rôle de soutien au développement 
d’un réseau et à la recherche d’opportunités 
prosociales. Pour le soutenir, deux postes de 
coordinateurs-animateurs de réseau inter-
cantonal ont été créés. Ils sont chargés de 
trois missions principales : l’animation de 
groupes de parole réunissant plusieurs pro-
bationnaires, l’organisation sur le territoire 
concordataire d’événements ponctuels des-
tinés à rapprocher les probationnaires de la 
communauté et la ritualisation et publicisa-
tion des sorties de délinquance, notamment 
par la remise de certificats de fin de mandat, 
à l’occasion d’une cérémonie solennelle.

Guide de bonnes pratiques
Un manuel de bonnes pratiques, qui réu-
nira les connaissances les plus récentes en 
matière de désengagement de conduites 
délinquantes, d’un point de vue théorique et 
pratique, doit également voir le jour dans le 
cadre de ce projet pilote. Selon le concept du 
projet, cette approche est régie par plusieurs 
principes directeurs, dont notamment l’indi-
vidualisation de la prise en charge : l’agent de 
probation adapte les objectifs et méthodes 
de travail aux caractéristiques personnelles 

du probationnaire (profil criminologique et 
psychologique, formation, situation profes-
sionnelle, etc.). Il identifie systématiquement 
et en permanence les forces et les ressources 
du probationnaire. Il évite de se concentrer 
uniquement sur ses facteurs de risque et ses 
lacunes, une analyse plus souvent tournée 
vers le passé. Il met plutôt l’accent sur son po-
tentiel de développement et d’amélioration 
et partage avec lui des messages optimistes 
sur ses perspectives futures.

Des remparts à de nouveaux délits
L’agent de probation souligne les progrès réa-
lisés et noue une relation forte avec le proba-
tionnaire. Il favorise un climat de confiance, 
de transparence et de respect avec ce dernier. 
Son attitude doit induire chez le probation-
naire le sentiment d’être dans une prise en 
charge dynamique, participative et dans la-
quelle il joue un rôle actif. Il oriente son inter-
vention de telle sorte à susciter chez le pro-
bationnaire une propension à mettre à profit 
ses qualités humaines et relationnelles, pour 
développer des liens prosociaux avec autrui, 
constitutifs de bons remparts à de nouveaux 
délits. Il s’efforce d’impliquer les proches et 
la communauté d’attache du probationnaire 
car l’accroissement des ressources relation-
nelles positives constitue une force certaine 
et durable en matière de resocialisation.

Le coût total de cette stratégie pilote d’in-
tervention d’une durée de trois ans (évalua-
tion par l’Université de Lausanne comprise) 
est estimé à environ 2,2 millions de francs. 
L’Office fédéral de la justice (OFJ) prend en 
charge 70 % de ces coûts, car la stratégie ré-
pond aux critères requis par l’OFJ dans le cadre 
des projets pilotes : elle est innovante car elle 
expérimente un concept encore inexistant 
en Suisse. Elle est par ailleurs pertinente du 
point de vue de la politique criminelle, sociale 
et d’exécution, et est reproductible sous une 
forme similaire dans d’autres régions. (gal)



Allan Weaver a passé douze années de sa vie 
en prison. « Depuis, j’ai tourné le dos au crime. 
Aujourd’hui, je visite les prisons en tant que 
conseiller de probation pour en convaincre 
d’autres d’éviter de faire les erreurs que j’ai 
faites », déclare-t-il. Photo : capture d’écran

«The Road From Crime»
Le documentaire « The Road From Crime » 
permet de mieux comprendre le concept 
de désistance (arrêt d’un parcours de dé
linquance ou de criminalité), qui a vu le jour 
dans les pays anglo-saxons. Dans ce docu-
mentaire, Allan Weaver, ancien prisonnier re-
converti en conseiller de probation, se penche 
sur une question simple : quels enseigne-
ments peut-on tirer des anciens prisonniers 
qui ont réussi à renoncer au crime ou qui ont 
retrouvé le droit chemin ?

« Parfois, la porte de la prison est comme 
une porte à tambour qui nous ramène sans 
cesse à l’intérieur », déclare Allan Weaver de-
vant la prison de Barlinnie à Glasgow. Cette 
dernière constitue le point de départ d’un 
voyage à travers la Grande-Bretagne qui le 
conduit jusqu’aux Etats-Unis et lors duquel 
il nous emmène à la rencontre d’anciens 
prisonniers, d’activistes, de conseillers de 
probation et d’experts en criminologie. En 
dialoguant avec eux, il tente de comprendre 

comment des individus se retrouvent piégés 
dans des cycles de crime et d’incarcération, et 
comment ils brisent ces cycles pour se forger 
de nouvelles vies.

Il découvre que la désistance du crime 
est un processus de changement intérieur, 
qui ne peut cependant se faire, la plupart du 
temps, qu’avec le soutien de l’extérieur. Une 
agente de probation formule cette idée de 
la manière suivante : « C’est un peu comme 
l’éducation. Il faut un village pour élever un 
enfant. Le désistement, c’est pareil. Ça passe 
par la communauté, les employeurs, la fa-
mille. » D’anciens prisonniers soulignent le 
rôle essentiel joué par les personnes qui ont 
cru en eux alors que d’autres avaient déjà 
perdu tout espoir depuis longtemps. Ils ex-
pliquent à quel point il a été important pour 
eux de comprendre qu’ils avaient eux-aussi 
quelque chose à offrir aux autres, et notam-
ment, dans bien des cas, à leurs enfants.

Allan Weaver a fait une découverte sur-
prenante, à savoir que le désistement, tout 
comme l’entrée dans la criminalité, pouvait 
être « contagieux » et se transmettre d’un 
individu à l’autre. Mais cet effet domino est, 
selon lui, très logique : « Jusqu’à ce que vous 
rencontriez des personnes qui ont réussi à 
changer, il est difficile d’imaginer qu’on en est 
capable. » Et comme lui, de nombreux autres 
anciens prisonniers trouvent un nouveau 
sens à leur vie en aidant d’autres personnes 
à ne pas reproduire les mêmes erreurs.

Le documentaire « The Road From Crime » 
est disponible à l’adresse suivante :  
www.iriss.org.uk
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Pas de placement sécurisé pour les per-
sonnes potentiellement dangereuses
Le Conseil fédéral estime qu’il n’existe pas de lacunes

Le Conseil fédéral entend compléter le 
dispositif de lutte contre le terrorisme 
par plusieurs mesures préventives mais 
renonce à introduire, d’entente avec la 
CCDJP, un placement sécurisé pour les 
personnes potentiellement dangereuses. 
Dans son message concernant la loi fédé-
rale sur les mesures policières de lutte 
contre le terrorisme (MPT), adopté le 22 mai 
2019, il parvient à la conclusion que les 
objectifs d’un tel placement peuvent être 
atteints par différentes possibilités déjà 
existantes en matière de mise en détention 
ou d’autres restrictions de la liberté.

La Conférence des directrices et directeurs 
cantonaux des départements cantonaux 
de justice et police (CCDJP) et huit cantons 
ont exprimé le souhait, dans le cadre de la 
consultation, d’envisager la mise en place 
d’un placement sécurisé pour les terroristes 
potentiels. Cette forme de placement doit 
garantir que les personnes ayant déjà fait 
l’objet d’une condamnation entrée en force 
pour des infractions terroristes et qui, après 
avoir purgé leur peine, présentent un risque 
de récidive concret et sérieux ne puissent 
sortir de prison sans mesures de sécurité 
subséquentes.

A l’appui de plusieurs exemples de cas 
typiques, le Conseil fédéral démontre dans 
son message que les objectifs de la détention 
préventive proposée peuvent être atteints 
par différentes possibilités déjà existantes 
en matière de mise en détention. Ils peuvent 
notamment l’être par l’internement – qui 
constitue selon lui un élément central du 
dispositif –, si celui-ci est demandé et ordonné 
de manière systématique. Le Conseil fédéral 
évoque également la possibilité de garde à 
vue basée sur les lois cantonales sur la police. 
Il est par ailleurs possible de prononcer une 
détention relevant du droit des étrangers. 
Le projet de loi prévoit un nouveau motif 
de détention d’une personne en vue de son 
expulsion, à savoir la menace pour la sécurité 
intérieure ou extérieure de la Suisse. Le Conseil 
fédéral cite enfin le placement à des fins 
d’assistance ou de traitement, qui peut par 
exemple s’appliquer si un terroriste potentiel 
est atteint de troubles psychiques ou d’une 
déficience mentale et si son comportement 
représente une menace pour lui-même et 
éventuellement aussi pour des tiers.

L’ « Assignation à résidence » comme 
dernier recours
Le projet de loi prévoit, comme autre mesure 
préventive de lutte contre les activités ter
roristes, l’assignation à une propriété. Cette 
mesure, qui restreint la liberté de mouve-
ment, peut également être appliquée à 
l’encontre de personnes ayant purgé une 
peine privative de liberté si elles continuent 
de représenter une menace terroriste. L’as-
signation se fait en priorité au lieu d’habi-
tation actuel (au sens d’une « assignation à 
résidence »). Une assignation est toutefois 
aussi possible à une propriété dans laquelle la 
personne concernée séjourne pour y recevoir 
des soins médicaux ou un autre traitement 
(établissement médico-social ou hôpital).

Un dispositif de mesures proportionnel 
et suffisant
Dans son message, le Conseil fédéral reprend 
en outre les conclusions d’une expertise, 
selon lesquelles un placement sécurisé 
pour personnes dangereuses ne peut pas 
être appliqué conformément à la Conven-
tion européenne des droits de l’homme 
(CEDH). L’assignation à une propriété peut 
en revanche l’être, puisque son prononcé 
présuppose que le terroriste potentiel ait 
enfreint une mesure moins restrictive comme 
une interdiction de contact ou une obligation 
de se présenter. Dans la pesée des intérêts 
entre sécurité et constitutionnalité, le Conseil 
fédéral considère que le dispositif de mesures 
proposé est, dans l’ensemble, proportionnel 
et suffisant. (gal)
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Compte tenu de la grave atteinte portée aux droits et 
à la liberté de l’intéressé, c’est un tribunal collégial qui 
doit trancher le recours contre la décision d’internement 
ultérieur (illustration : l’établissement pénitentiaire de 
Thorberg). 
Photo : Peter Schulthess (2015)

Internement : le Tribunal fédéral a 
clarifié des questions de procédure
Les cantons sont libres d’organiser leurs tribunaux et leurs autorités

Une instance judiciaire peut, dans une 
seule et même décision, lever une mesure 
thérapeutique institutionnelle et pro-
noncer un internement. Dans un arrêt 
rendu le 21 mars 2019, le Tribunal fédé-
ral est toutefois parvenu à la conclusion 
qu’il appartient à un tribunal collégial 
de trancher un recours formé contre une 
telle décision.

Le cas porté devant le Tribunal fédéral 
concernait un délinquant sexuel qui avait 
été condamné le 20 septembre 2012 par la 
justice valaisanne pour divers actes d’ordre 
sexuel avec des enfants, viol et autres délits, 
à une peine privative de liberté de onze ans 
et huit mois. L’exécution de sa peine avait 
été suspendue au profit d’une mesure théra-
peutique institutionnelle. Constatant l’échec 
de cette mesure, le Tribunal de l’application 
des peines et mesures (TAPEM) l’avait levée 
le 8 mai 2018 et, eu égard à la dangerosité 
et au risque élevé de récidive du condamné, 
prononcé en lieu et place un internement. 
Le juge unique de la Chambre pénale du 
Tribunal cantonal avait rejeté un recours 
formé contre cette décision le 22 octobre 2018.

L’intéressé avait contesté le jugement 
auprès du Tribunal fédéral en soutenant no-
tamment que les règles cantonales en ma-
tière de compétence violaient le droit fédéral 
et qu’un tribunal collégial aurait dû se pro-
noncer sur l’internement. Dans son arrêt, le 
Tribunal fédéral a relevé que la majorité des 
cantons alémaniques prévoient un système 
juridictionnel avec deux instances de recours 
distinctes. Si la mesure se révèle inutile et 

vouée à l’échec, c’est dans un premier temps 
l’autorité d’exécution qui décide de sa levée. 
Ce n’est que dans un deuxième temps qu’une 
autorité judiciaire se prononce sur les consé-
quences juridiques qui en découlent, c’est-à-
dire sur un éventuel internement ultérieur. 
Ce système conduit à un échelonnement 
temporel des décisions : il faut attendre que 
la décision concernant la levée de la mesure 
soit entrée en force avant de pouvoir se pro-
noncer sur la suite de la procédure.

Une concentration des compétences 
admissible 
Les cantons de Genève, du Valais, de Vaud 
et du Tessin prévoient toutefois un système 
différent, dans lequel une seule et même 
instance judiciaire décide de la levée d’une 
mesure et se prononce sur un éventuel inter-
nement ultérieur. Jusqu’à présent, le Tribu-
nal fédéral n’avait pas tranché la question de 
savoir s’il était admissible de conférer à une 
seule instance judicaire ces deux attribu-
tions. Dans son arrêt, il a confirmé la légalité 
de ce système. Il a notamment justifié cette 
solution en relevant que les cantons étaient 

libres d’organiser leurs tribunaux et leurs 
autorités et en constatant qu’en réalité, ni 
une distinction stricte entre la décision d’exé-
cution, de nature administrative, et la déci-
sion pénale ultérieure, ni un échelonnement 
temporel des décisions n’étaient obligatoires.

Un tribunal collégial doit statuer sur le 
recours
En outre, le Tribunal fédéral a clarifié la si-
tuation par rapport à la composition légale 
de l’autorité appelée à trancher un recours 
contre une décision d’exécution ultérieure. 
Sur ce point, il a constaté que la loi, le mes-
sage et la doctrine ne répondaient pas clai-
rement à cette question. Il est parvenu à la 
conclusion que, compte tenu de la grave at-
teinte portée aux droits et à la liberté de l’in-
téressé, un tribunal collégial devait trancher 
le recours contre la décision d’internement 
ultérieur. Il a par conséquent annulé le ju-
gement rendu par le juge unique et renvoyé 
l’affaire devant le Tribunal cantonal pour 
nouvelle décision. (gal)

Arrêt 6B–1098/2018 du 21 mars 2019
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Affaire « Marie » :  
internement ordinaire  
de l’auteur confirmé
L’auteur actuellement inaccessible à un traitement thérapeutique

Par arrêt du 5 février 2019, le Tribunal 
fédéral a confirmé l’internement ordinaire 
de l’homme qui avait tué la jeune « Marie ». 
Il a rejeté le recours formé par l’auteur, 
qui avait demandé l’instauration d’une 
mesure thérapeutique institutionnelle.

En 2016, le Tribunal criminel de l’arrondis
sement de La Broye et du Nord vaudois avait 
condamné l’homme qui avait étranglé en 
mai 2013 la jeune Marie, alors âgée de 19 
ans, pour assassinat, séquestration et enlè-
vement, contrainte sexuelle et autres infrac-
tions, à une peine privative de liberté à vie. Il 
avait en outre ordonné son internement à vie. 
Le Tribunal cantonal vaudois avait confirmé 
ce jugement la même année. Le 26 février 
2018, le Tribunal fédéral avait partiellement 
admis le recours formé par le condamné. Il 
était arrivé à la conclusion que les conditions 
légales pour le prononcé d’un internement à 
vie n’étaient pas remplies (voir #prison-info 
1/2018). Dans son nouveau jugement rendu 
en septembre dernier, le Tribunal cantonal 
avait ordonné, en plus de la peine privative 
de liberté à vie, un internement ordinaire.

Le Tribunal fédéral a rejeté le recours du 
condamné. Il lui avait principalement été 
demandé qu’un internement ne soit pas 
ordonné et qu’une mesure thérapeutique 
institutionnelle soit instaurée à la place. La 
constatation du Tribunal cantonal, selon la-
quelle l’intéressé est actuellement inacces-
sible à un traitement thérapeutique, n’est pas 
arbitraire selon le Tribunal fédéral. En effet, 
il n’est pas nécessaire, pour prononcer un 
internement, qu’une mesure thérapeutique 
institutionnelle eût préalablement échoué. 
Sur la base des conclusions des experts, on 
ne sait d’ailleurs pas quel traitement pourrait 
être appliqué à l’intéressé.

Enfin, le Tribunal fédéral a également re-
jeté l’argument selon lequel le prononcé d’un 
internement en plus de celui d’une peine pri-
vative de liberté à vie serait disproportionné. 
Il a déjà indiqué en 2016 (ATF 142 IV 56, com-
muniqué de presse du 4 février 2016) que la 
condamnation à une peine privative de liberté 
à vie n’exclut pas le prononcé d’un interne-
ment, puisque cela influence les conditions 
de mise en œuvre d’une libération condi-
tionnelle. (réd.)

Arrêt 6B–94/2019 du 5 février 2019

Pas de thérapie ambulatoire pour 
l’auteur de Rupperswil

La mesure thérapeutique ambulatoire requise 
par l’auteur des quatre assassinats de Rupperswil 
ne peut pas être ordonnée car son internement, 
qui n’a fait l’objet d’aucun recours, suppose 
sa non-amendabilité à long terme. Dans un 
arrêt rendu le 21 mai 2019, le Tribunal fédéral a 
rejeté son recours contre la décision de la Cour 
suprême argovienne. 

Le prononcé d’une mesure thérapeutique exige 
qu’il soit suffisamment vraisemblable qu’elle 
entraîne, dans un délai de cinq ans, une amélio-
ration concrète des graves troubles psychiques 
liés à la commission des infractions. Dans le cas 
de l’intéressé, une peine privative de liberté à 
vie combinée avec un internement ordinaire 
ont été ordonnés. La non-amendabilité exigée 
pour l’internement et l’absence de perspective 
d’amélioration résultant d’une mesure théra-
peutique établissent ainsi que les conditions 
d’une mesure thérapeutique ambulatoire ne 
sont pas remplies. (réd.)

Arrêt du 21 mai 2019 (6B–237/2019)
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Le placement à des fins d’assistance n’a 
pas été effectué selon les voies légales
La Suisse a violé la CEDH dans l’affaire T. B.

Le placement à des fins d’assistance 
du tueur d’une prostituée en Argovie 
ne repose pas sur une base légale suf
fisante. Dans un arrêt rendu à l’unanimité 
le 30 avril 2019, la Cour européenne des 
droits de l’homme a conclu que la Suisse 
avait violé son droit à la liberté et à la 
sûreté.

Mineur au moment des faits, le requérant 
(né en 1990) avait étranglé, violé et tué une 
prostituée à Aarau. Le 24 novembre 2011, le 
tribunal des mineurs de Lenzbourg l’avait 
condamné à une peine privative de liberté 
de quatre ans pour assassinat, viol aggravé 
et contrainte sexuelle aggravée. Il avait 
assorti sa condamnation d’une mesure de 
protection, sous la forme d’un placement en 
établissement spécialisé fermé avec traite-
ment des troubles psychiques. Selon le droit 
pénal des mineurs en vigueur à l’époque, 
toutes ses mesures ont pris fin lorsqu’il a eu 
22 ans révolus. Comme T. B. était toujours 
considéré comme dangereux, l’office du dis-
trict d’Aarau avait ordonné, le 20 juin 2012, 
en vertu de l’art. 397a du code civil (CC), son 
placement à des fins d’assistance dans l’aile 
de sécurité II de l’établissement pénitentiaire 
de Lenzbourg.

Le 5 septembre 2012, le Tribunal fédéral 
avait rejeté un recours du requérant contre 
cette décision, considérant notamment qu’il 
représentait toujours un risque élevé pour au-
trui et qu’il résultait presque nécessairement 
du fait qu’un malade mental pourrait mettre 
en danger autrui un besoin d’aide et d’assis-
tance. Le 22 novembre 2013, il avait confirmé 
que le nouvel art. 426 CC constituait une base 
légale suffisante pour son placement à des 
fins d’assistance.

Placé à titre purement préventif
Dans la requête qu’il a introduite devant la 
Cour européenne des droits de l’homme, T. B. 
a allégué que son placement à des fins d’as-
sistance ne reposait pas sur une base légale 
et a invoqué une violation de son droit à la 
liberté et à la sûreté (art. 5 de la convention 
européenne des droits de l’homme [CEDH]). 
La Cour constate dans son arrêt que, selon 
l’art. 426 CC, un placement à des fins d’as-
sistance est prononcé lorsque la personne 
souffre de troubles psychiques qui néces-
sitent une assistance personnelle ou un trai-
tement qui ne peuvent être fournis que dans 
une institution spécialisée. C’est particuliè-
rement le cas lorsque la personne met sa 
propre personne en danger. Le critère du 
besoin d’assistance personnelle permet de 
distinguer le placement fondé sur l’art. 426 
CC d’autres formes de placement, imposées 
par une autorité pénale et administrative, 
qui visent à protéger la sécurité des tiers.

La Cour note que, dans son message 
concernant la révision du droit de la protec-
tion de l’adulte, le Conseil fédéral a précisé que 
la protection des tiers peut constituer un élé-
ment supplémentaire pour l’appréciation de 
la situation, mais qu’il n’est pas déterminant 
à lui seul. Par ailleurs, elle attire l’attention 
sur le fait que le Tribunal fédéral a souligné, 
dans son arrêt rendu en 2012, qu’une priva-
tion de liberté à des fins d’assistance pour 
le seul motif de la mise en danger d’autres 
personnes n’était pas prévue par la loi. Elle 
conclut donc à l’unanimité que le requérant 
était détenu à titre purement préventif au 
seul motif qu’il représentait un danger pour 
autrui, que la base légale requise faisait dé-
faut et que la Suisse a violé son droit à la li-
berté et à la sûreté.

Suivi dans un logement accompagné
T. B. a été placé entre 2012 et 2015 dans l’aile 
de sécurité de l’établissement pénitentiaire 
de Lenzbourg, avant d’être transféré à 
l’unité générale de l’exécution des peines. 
Le 27 septembre 2018, le tribunal de district de 
Lenzbourg a confirmé le placement à des fins 
d’assistance mais a ordonné que la mesure 
soit poursuivie dans une institution du 
canton de Zurich. Suite à une évolution posi-
tive de T.B., il a levé la mesure d’assistance le 
27 mars 2019 et prononcé, en lieu et place, un 
suivi spécifique. Selon le communiqué publié 
par le tribunal le 3 mai 2019, T. B. vit dans un 
logement accompagné dans le canton de 
Zurich et continue de bénéficier d’un soutien, 
d’un encadrement et d’un traitement.

Combler une lacune en matière de 
sécurité
Le Conseil fédéral entend tenir compte de 
la portée de l’arrêt rendu par la Cour euro-
péenne des droits de l’homme dans la mise 
en œuvre de la motion « Droit pénal des mi-
neurs. Combler une lacune en matière de 
sécurité » (16.3142), déposée par le conseiller 
d’Etat Andrea Caroni. Cette motion charge le 
Conseil fédéral de proposer des modifications 
législatives afin que l’autorité compétente 
puisse ordonner les mesures nécessaires ou 
la poursuite des mesures nécessaires à l’en-
contre de jeunes qui compromettent grave-
ment la sécurité de tiers lorsque des mesures 
de protection relevant du droit pénal des 
mineurs (DPMin) ordonnées à leur encontre 
prennent fin parce qu’ils ont atteint l’âge 
limite de 25 ans actuellement fixé par la loi. 
Le Conseil fédéral enverra des propositions 
en consultation d’ici la fin de l’année. (gal)

L’arrêt rendu dans l’affaire T. B. c. Suisse 
(1760/15) peut être consulté à l’adresse 
hudoc.echr.coe.int.
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Selon la Cour européenne des droits de l’homme, le 
placement à des fins d’assistance de T.B. dans l’aile de 
sécurité II de l’établissement pénitentiaire de Lenzbourg 
ne reposait pas sur une base légale suffisante.  
Photo : Peter Schulthess (2011)

https://www.parlament.ch/fr/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20163142 
https://hudoc.echr.coe.int/fre#{%22documentcollectionid2%22:[%22GRANDCHAMBER%22,%22CHAMBER%22],%22itemid%22:[%22001-192768%22]}


Le chauffard du Gothard a exécuté sa 
peine suisse en Allemagne
Pas d’impunité grâce à la coopération internationale

Un ressortissant allemand condamné 
en Suisse pour un important excès de 
vitesse a purgé sa peine dans le land de 
Bade-Wurtemberg. Celui qu’on surnomme 
le « chauffard du Gothard » a bénéficié 
d’une libération conditionnelle début 
avril 2019 après avoir purgé la moitié de 
sa peine de douze mois. Il s’est vu imposer 
un délai d’épreuve de deux ans, assorti de 
plusieurs règles de conduite.

Le 14 juillet 2014, un ressortissant allemand 
traversait le tunnel du Gothard à une vitesse 
moyenne de 135 km/h alors que la vitesse 
y est limitée à 80 km/h, dépassant durant 
sa course 15 véhicules au total. Il effectuait 
ensuite cinq manœuvres de dépassement 
dans le tunnel de Piottino et poursuivait 
sa route en fonçant à plus de 200 km/h, 
essayant notamment de semer une patrouille 
de police. Deux jours auparavant, il avait 
déjà commis trois autres excès de vitesse 
importants sur d’autres portions d’autoroute.

Le 20 février 2017, la Cour d’assise du can-
ton du Tessin a condamné celui qu’on sur-
nomme le « chauffard du Gothard », pour 
mise en danger de la vie d’autrui et violation 
grave et répétée des règles de la circulation, 
à une peine privative de liberté de 30 mois, 
dont 18 avec sursis, la durée du délai d’épreuve 
ayant été fixée à trois ans. A ce moment-là, 
il était cependant déjà retourné dans son 
pays. Une extradition n’était donc pas envi-
sageable car l’Allemagne, à l’instar de nom-
breux autres Etats (dont la Suisse), n’extrade 
pas ses propres ressortissants.

Une fois le jugement entré en force, l’Of-
fice fédéral de la justice (OFJ) a par conséquent 
prié, sur demande des autorités tessinoises, 
le ministère de la justice du land de Bade-
Wurtemberg de reprendre l’exécution de la 
décision pénale, ce qu’un tribunal de Stuttgart 
a refusé le 15 mars 2018. Il a en effet jugé que 
les faits reprochés au chauffard n’étaient pas 
considérés comme des délits en Allemagne 
mais comme de simples infractions passibles 

d’une amende. Il a par ailleurs considéré 
qu’une peine privative de liberté de douze 
mois était disproportionnée. 

Reprise de l’exécution de la peine…
Suite à un recours formé par le ministère 
public de Stuttgart, la Cour d’appel a suspen-
du la décision le 25 avril 2018 et déclaré que 
l’exécution de la peine prononcée était tout 
à fait licite. Selon elle, le fait que le chauffard 
ait été condamné par contumace n’allait pas 
non plus à l’encontre de l’exécution de la sanc-
tion. L’homme était au courant de la procé-
dure puisqu’il avait reçu des convocations de 
la justice, mais avait fait défaut aux débats 
sans excuse. Dans la mesure où un avocat 
commis d’office était présent, son droit à un 
procès équitable n’a pas été bafoué.

…mais pas de reprise du contrôle de la 
mise à l’épreuve
La Cour d’appel a par ailleurs souligné qu’une 
peine de prison prononcée à l’étranger 

Le chauffard du Gothard a, sans aucun scrupule, mis en 
danger la vie d’autres usagers de la route : il a traversé le 
tunnel du Gothard à une vitesse moyenne de 135 km/h, 
dépassant durant sa course 15 véhicules au total. Il a été 
arrêté par un barrage de police peu avant le tunnel de 
Ceneri. Photo : Keystone
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La délégation de l’exécution pénale  
en huit questions
Quelle est l’importance de la délégation de 
l’exécution pénale ?
Du simple point de vue des chiffres, son im-
portance est dérisoire : l’an dernier, la Suisse 
a présenté cinq demandes de délégation de 
l’exécution pénale à des autorités étrangères 
et en a reçu cinq. Il ne faut toutefois pas 
sous-estimer son importance fondamentale : 
cet instrument permet, dans certains cas, de 
faire triompher le droit. De nombreux Etats 
n’extradent pas leurs propres ressortissants. Il 
faut cependant empêcher que les personnes 
condamnées par une décision entrée en force 
et exécutoire se soustraient à leur sanction 
en fuyant dans leur pays d’origine ou en 
s’y rendant plus tard légalement. Le fait de 
déléguer l’exécution de la sanction au pays 
d’origine permet de combler cette lacune et 
de prévenir l’impunité.

Quelles sont les conditions de délégation de 
l’exécution pénale ?
Le protocole additionnel à la Convention du 
Conseil de l’Europe sur le transfèrement des 
personnes condamnées et la Convention 
d’application de l’Accord de Schengen fixent 
les conditions suivantes :

◼◼le jugement est entré en force et est exé-
cutoire ;
◼◼le condamné a fui du pays de condamna-
tion vers son pays d’origine avant ou pen-

dant l’exécution de la sanction en vue de 
s’y soustraire partiellement ou totalement ;
◼◼l’infraction est punissable tant dans l’Etat 
qui prononce la condamnation que dans 
l’Etat qui exécute la sanction ;
◼◼les deux Etats se sont entendus sur la délé-
gation de l’exécution ; l’accord du condam-
né en fuite n’est pas nécessaire ;
◼◼il reste six mois au moins de sanction à 
purger au moment de la réception de la de-
mande de délégation de l’exécution pénale.

Même si toutes ces conditions sont remplies, 
les Etats parties aux deux instruments inter-
nationaux n’ont aucune obligation de don-
ner suite à une demande de délégation de 
l’exécution pénale.

Qu’en est-il si un condamné se rend légale-
ment dans son pays d’origine ?
Il n’y a pas fuite au sens des deux instru-
ments internationaux si le condamné se 
rend légalement dans son pays d’origine, 
par exemple à l’issue de la détention provi-
soire. Les conditions de reprise de l’exécution 
pénale par le pays d’origine ne sont, dans ce 
cas-là, pas toutes remplies. C’est la raison 
pour laquelle les autorités françaises n’ont, 
par exemple, pas pu faire exécuter la peine 
de 14 ans de prison pour meurtre qui a été 
prononcée à l’encontre de Laurent Ségalat en 
2014 par le tribunal cantonal vaudois et qui a 

été confirmée la même année par le Tribunal 
fédéral. Aussi une modification du protocole 
additionnel va-t-elle permettre d’étendre le 
dispositif visant à prévenir l’impunité : à l’ave-
nir, la reprise de l’exécution pénale sera éga-
lement possible si le condamné s’est rendu 
légalement dans son pays d’origine.

Quand cette modification entrera-t-elle en 
vigueur ?
Il est pour l’heure impossible de le dire. La 
modification du protocole additionnel a été 
ouverte à la signature le 22 novembre 2017. 
Pour l’instant, neuf Etats l’ont signée et un 
Etat l’a ratifiée. Elle entrera en vigueur une 
fois que tous les Etats parties l’auront ratifiée. 
Les Etats qui remettent une déclaration en ce 
sens au moment de la ratification pourront 
appliquer la modification provisoirement 
avant son entrée en vigueur. La Suisse devrait 
déposer l’instrument de ratification d’ici la 
fin de l’année et remettre en même temps 
la déclaration.

La délégation de l’exécution pénale repose-
t-elle sur d’autres bases légales ?
En Suisse, les conditions et les règles de pro-
cédure de la reprise et de la délégation de 
l’exécution pénale figurent dans la loi fédé-
rale sur l’entraide internationale en matière 
pénale (EIMP). Peu d’autres Etats (notamment 

pouvait être exécutée en Allemagne même 
si les faits reprochés ne constituaient dans le 
pays que des infractions d’ordre. L’exécution 
de la sanction n’est pas non plus dispropor-
tionnée selon elle car, même si une peine de 
douze mois de prison peut paraître sévère 
au regard des faits commis, elle ne peut être 
considérée comme « insoutenable et en au-
cun cas acceptable ». La Cour d’appel a tou-
tefois estimé que la reprise de la partie de la 
peine prononcée avec sursis n’était pas licite 
dans la mesure où la loi allemande ne pré-

voit pas la reprise du contrôle du condamné 
pendant le délai d’épreuve lorsque l’exécution 
d’une peine est suspendue.

Conduit en prison par la police
Prié par les autorités de se présenter à la pri-
son, le chauffard a déclaré être trop malade 
pour supporter la détention. Il a alors été à 
plusieurs reprises sommé de se rendre chez 
un spécialiste pour y subir un examen, ce 
qu’il n’a pas fait ; selon des informations du 
ministère public de Stuttgart, son aptitude 

à la détention a donc été, « en l’absence de 
coopération de sa part », présumée. Il a, dans 
le même temps, été à nouveau enjoint de se 
présenter à la prison et été informé qu’en 
cas de refus il y serait conduit de force. Ne s’y 
étant pas rendu sur une base volontaire, il y 
a été emmené mi-octobre par la police sans 
opposer de résistance.



l’Allemagne et l’Autriche) prévoient cette pos-
sibilité dans leurs bases légales.

Quelles sont les conditions de reprise de 
l’exécution d’une sanction étrangère en 
Suisse ?
Les jugements entrés en force et exécutoires 
d’un Etat étranger peuvent être exécutés en 
Suisse à sa demande lorsque le condamné 
n’est pas en fuite au sens des deux instru-
ments internationaux ou que la Suisse n’est 
pas liée à l’Etat en question par l’un de ces 
instruments. Conformément à l’EIMP, l’exé-
cution d’une sanction étrangère est possible 
notamment lorsque le condamné réside ha-
bituellement en Suisse ou doit y répondre 
d’une infraction grave, lorsque l’infraction 
perpétrée à l’étranger serait punissable si elle 
avait été commise en Suisse et lorsque l’Etat 
étranger assure la réciprocité.

Comment se déroule la procédure en Suisse ?
L’OFJ décide d’entente avec l’autorité canto-
nale d’exécution si la demande de déléga-
tion de l’exécution pénale déposée par l’Etat 
étranger peut être acceptée. Dans l’affirma-
tive, il transmet le dossier et sa proposition 
à l’autorité cantonale d’exécution et informe 
l’Etat requérant. L’autorité d’exécution de-
mande au tribunal cantonal compétent de 
mener l’exequatur. Le tribunal décide si le 
jugement pénal étranger peut être exécuté 
en Suisse et quelle sanction doit y être appli-
quée. Les sanctions infligées à l’étranger ne 

peuvent être exécutées en Suisse que dans 
la mesure où elles ne dépassent pas la sanc-
tion maximale prévue en droit suisse pour 
l’infraction en question. La décision concer-
nant l’exequatur peut être attaquée auprès 
de l’instance cantonale de recours. La déci-
sion de la dernière instance cantonale peut, 
quant à elle, faire l’objet d’un recours devant 
le Tribunal fédéral.

Quelles sont les conditions de délégation de 
l’exécution d’une sanction suisse à l’étran-
ger ?
La délégation de l’exécution pénale à l’étran-
ger présuppose un jugement suisse entré en 
force et exécutoire. L’autorité cantonale d’exé-
cution peut proposer à l’OFJ de déposer une 
demande de délégation lorsque les condi-
tions suivantes sont réunies : l’Etat étranger 
garantit le respect de la force obligatoire de 
la décision pénale suisse et la délégation per-
met d’escompter un meilleur reclassement 
social du condamné ou la Suisse ne peut 
obtenir l’extradition. (gal)
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Une modification du protocole additionnel doit, à l’avenir, 
permettre de reprendre également l’exécution pénale si 
le condamné se rend légalement dans son pays d’origine. 
Photo : Keystone



Brèves
Aide à la jeunesse : ambulatoire 
et stationnaire
Selon Integras, l’association professionnelle 
pour l’éducation sociale et la pédagogie spé-
cialisée, la tendance actuelle de la médecine 
« ambulatoire avant stationnaire » gagne de-
puis quelques années également le domaine 
de l’aide à l’enfance et à la jeunesse. De nom-
breux enfants et adolescents sont ainsi placés 
plus tardivement, avec pour conséquence des 
problématiques plus aigües. L’association 
demande que le placement extrafamilial 
fasse l’objet de décisions professionnellement 
fondées et soit repensé en approche « ambu-
latoire et stationnaire », car le besoin d’aide 
dans une famille doit être évalué de façon 
ouverte et toutes les alternatives possibles 
doivent être envisagées.

Toute décision de mesure socio-éducative 
doit être professionnellement motivée, consi-
dérée avant tout du point de vue du bien-être 
de l’enfant et être proportionnée. La question 
de savoir si un suivi socio-éducatif ambula-
toire suffit pour stabiliser une famille ou si 
un placement extrafamilial s’avère nécessaire 
doit être évaluée par des professionnels. Le 
placement institutionnel ne devrait pas être 
perçu comme une solution de dernier recours, 
mais comme un choix positif.

Integras constate que les enfants et ado-
lescents restent bien souvent trop longtemps 
dans des situations familiales qui les stressent 
et ne les stimulent pas suffisamment et qu’ils 
arrivent souvent dans l’institution dans une 
phase de leur vie où les pressions psychiques 
sont déjà très fortes. Ils nécessitent de fait un 
encadrement et un accompagnement plus 
soutenus et plus coûteux, et il reste moins 
de temps pour les préparer à achever leur 
scolarité ou leur apprentissage avec succès 
ou encore à organiser leurs loisirs de manière 
judicieuse.

L’office de l’exécution judiciaire du 
canton de Zurich fête ses 20 ans
Six ans après le meurtre du Zollikerberg, le 
canton de Zurich est devenu en 1999 l’un des 
premiers cantons à réunir l’ensemble de ses 
prisons et services d’exécution des sanctions 
pénales au sein d’une même entité. Il a ainsi 
jeté les bases d’une évolution qui sera parti-
culièrement déterminante pour le système 
suisse d’exécution des peines. 20 ans après, 
l’office de l’exécution judiciaire publie un 
cahier spécial intitulé « Justizvollzug heute ».

Avec du recul, on peut dire que ce point 
noir dans l’histoire de l’exécution des peines 
suisse a marqué un tournant. La ministre zuri-
choise de la justice, Jacqueline Fehr, écrit dans 
l’avant-propos qu’un changement d’orienta-
tion fondamental et une professionnalisation 
du domaine se sont opérés à partir de là. Elle 
ajoute : « La médecine légale, qui agit comme 
moteur de nombreuses innovations dans le 
domaine de l’exécution des peines, s’est consi-
dérablement développée depuis les années 
90. Les professionnels procèdent à une éva-
luation des risques cohérente et fondée sur 
des connaissances scientifiques solides. Il en 
va de même pour les thérapies. » 

Ce cahier spécial traite de la recherche du 
bon équilibre entre la réinsertion des auteurs 
d’infractions et la protection de la popula-
tion, un exercice qui se révèle périlleux selon 
la ministre. Un débat public sur l’exécution 
des peines et des mesures est donc, pour elle, 
d’autant plus important. « La manière dont 
une société traite ses délinquants n’est pas 
un sujet que l’on peut laisser entre les mains 
d’un cercle restreint de professionnels. » Les 
contributions des journalistes, des experts et 
des témoins de notre époque permettent en 
effet d’établir une transparence, de soulever 
des questions et d’y voir plus clair dans l’exé-
cution des peines et des mesures telle qu’elle 
est pratiquée en 2019. « Nous créons ainsi 
une opportunité de changement », affirme 
la ministre, car « notre projet d’avenir est 
clair : c’est améliorer encore la réinsertion ».

Ce cahier spécial est disponible (en al-
lemand) sur le site Internet du canton de 
Zurich. www. ji.zh.ch

Collaboration entre La Stampa et 
Swissminiatur
Une collaboration d’un genre particulier a vu 
le jour entre la prison de La Stampa et Swiss-
miniatur. Le fruit de cette collaboration a été 
dévoilé au public fin mars lors du lancement 
de la 60e saison du parc en plein air situé à 
Melide (TI). Pendant un an, des détenus ont 
ainsi installé 3000 mètres de rails et restauré 
des bateaux ainsi que des figurines. 

Le conseiller d’Etat Norman Gobbi a sou-
ligné à cette occasion l’importance que revêt 
le travail pour les détenus en vue de leur réin-
sertion dans la société. « Le travail occupe les 
détenus de façon constructive, leur permet 
d’avoir des responsabilités et les place dans 
un système de règles, de délais et de tâches 
qu’ils doivent absolument respecter. » Les dé-
tenus ont en outre la possibilité de s’épanouir 
personnellement. Une telle collaboration ne 
peut être accueillie que favorablement. 

Joël Vuigner, le directeur de Swiss
miniatur, se félicite de la qualité de cette 
collaboration et du travail effectué. Il s’est 
par ailleurs dit satisfait d’avoir pu donner 
aux intéressés l’opportunité de travailler et 
d’apprendre. « On pourrait sans problème 
envisager de proposer à nouveau une telle 
collaboration. »
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https://ji.zh.ch/dam/justiz_innern/direktion/pdf-dateien/Juv_Jubiläumspublikation.pdf


Urs Hoffmann est le nouveau 
président de la CCDJP

La Conférence des directrices et directeurs 
des départements cantonaux de justice et 
police (CCDJP) a élu, lors de son assemblée 
de printemps, son nouveau président en la 
personne d’Urs Hofmann. Chef du Départe-
ment de l’économie et de l’intérieur du canton 
d’Argovie depuis 2009, Urs Hofmann prési-
dait déjà la CCDJP par intérim en sa qualité 
de vice-président depuis le 21 septembre 2018, 
lorsque le conseiller d’Etat Pierre Maudet s’est 
mis en congé de sa fonction présidentielle 
en raison de l’enquête pénale en cours à son 
encontre dans le canton de Genève.

Début 2019, Pierre Maudet s’étant retiré 
de la CCDJP suite à la nouvelle répartition 
des tâches gouvernementales du canton de 
Genève, il avait été nécessaire de repourvoir 
la présidence. Urs Hofmann avait alors re-
cueilli à l’unanimité la confiance de ses col-
lègues. Les fonctions de vice-président et de 
vice-présidente seront désormais assumées 
par la conseillère d’Etat vaudoise Béatrice 
Métraux et le conseiller d’Etat Baschi Dürr de 
Bâle-Ville, qui sont membres du comité de la 
CCDJP respectivement depuis 2016 et 2018.

Des squelettes jettent une 
lumière nouvelle sur les place-
ments forcés 

Dans le cadre de la construction de l’éta-
blissement pénitentiaire de Cazis Tignez, le 
service archéologique du canton des Grisons 
a excavé 103 tombes du cimetière du centre 
de correction cantonal Realta, construit en 
1854. La première étude menée en Suisse sur 
des squelettes retrouvés dans une institution 
historique du placement administratif révèle 
que des personnes ont fait l’objet de mesures 
de coercition uniquement parce qu’elles 
appartenaient aux classes défavorisées ou 
souffraient de problèmes de santé. Selon 
le communiqué publié par le canton des 
Grisons, il est possible que des handicaps 
d’origine traumatique, la syphilis congénitale 
ou l’hypothyroïdie aient conduit à une margi-
nalisation et au placement forcé d’hommes et 
de femmes considérés comme « débauchés », 
« réfractaires au travail » ou « fous ».

Les scientifiques ont également pu établir 
que le placement avait pour conséquence 
une détérioration de l’état de santé : une 
hausse marquante des cas de tuberculose 
a été constatée, en lien avec le statut socio-
économique et les conditions de vie dans le 
centre. Un nombre extrêmement élevé de 
côtes cassées a par ailleurs été découvert, lais-
sant supposer pour la plupart des fractures 
pas complètement consolidées causées par 
des violences infligées pendant le placement.

Des dizaines de milliers de 
personnes concernées par 
l’internement administratif

Le nombre d’internements administratifs 
prononcés en Suisse entre 1930 et 1981 est 
compris entre 20 000 et 40 000. Selon le 
sixième volume de recherche de la Commis-
sion indépendante d’experts « internements 
administratifs », on estime à 60 000 au total 
le nombre de personnes concernées par ces 
mesures de contrainte à des fins d’assistance 
au 20e siècle. Cette estimation se fonde sur 
des rapports de gestion de toutes les admi-
nistrations cantonales et sur des rapports 
annuels de 20 établissements de grande 
taille.

C’est dans les années 30 que le nombre de 
placements administratifs atteint son pic, les 
effets de la crise économique mondiale et la 
forte pression sociale au conformisme se re-
flétant dans les chiffres. Il diminue à partir des 
années 40 de manière plus ou moins continue 
jusqu’en 1981. Les chercheurs expliquent ce 
recul par une diminution des risques indivi-
duels de pauvreté due à une amélioration de 
la situation de l’emploi et au développement 
de la sécurité sociale en Suisse. Il se peut aus-
si que la remise en cause du modèle sociétal 
dominant ainsi que la valorisation des droits 
humains et des principes de l’Etat de droit à 
partir de la fin des années 1960 aient eu pour 
effet de faire baisser la pratique de l’interne-
ment administratif.

Les entités publiques et privées qui finan-
çaient les institutions étaient actives dans 
des domaines spécifiques. L’Etat intervenait 
avant tout dans les domaines où l’exercice 
du monopole du pouvoir étatique revêtait 
une importance centrale. Aussi les établis-
sements pénitentiaires, de travail (forcé) et 
psychiatriques relevaient-ils fréquemment 
de l’Etat. Les entités privées, et notamment 
religieuses, visaient quant à elles essentiel
lement la « rééducation » et le « relèvement » 
de personnes dont le comportement était 
jugé socialement déviant.

Le sixième volume de recherche de la 
Commission indépendante d’experts « inter-
nements administratifs » est disponible sur 
son site Internet:
www.uek-administrative-versorgungen.ch
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Une aventure humaine
La réinsertion passe aussi par le canal de la culture

Depuis plusieurs années, le Festival inter-
national du film et forum sur les droits 
humains (FIFDH) prend lieu et place durant 
cinq semaines au cœur de trois établis
sements fermés à Genève. Nous proposons 
une sélection de documentaires pour des 
personnes privées de liberté qui seront 
toutes constituées en jury. Cinq semaines 
durant lesquelles les hommes en exécution 
de peine à la Brenaz, les femmes incarcé-
rées à Champ-Dollon et les mineurs de 
la Clairière s’engagent volontairement 
à assumer pleinement leur rôle de jury 
pour ce programme en milieu carcéral. 

Claudia Dessolis

Après une introduction à l’image documen-
taire, à l’histoire du cinéma et après avoir 
précisé et défini ce qui est attendu d’un 
jury de film à la renommée internationale, 
les participants du programme assistent à 
trois projections en présence des réalisatrices 
ou réalisateurs et/ou de personnalités du 
monde politique en lien direct avec le film 
présenté. Suite à ce cycle de projections, 
une dernière intervention est consacrée à la 
délibération des jurys afin d’attribuer, selon 
l’établissement, les prix du meilleur film 
qui sont annoncés lors de la cérémonie de 
clôture officielle du festival devant plus de 
400 personnes. 

Le FIFDH c’est un film, un sujet, un débat 
et c’est ce que nous maintenons quel que soit 
le cadre dans lequel nous projetons ces films. 
Que le public soit averti ou pas, les théma-
tiques que les films soulèvent interrogent le 
monde dans lequel nous vivons. Nous avons 
l’ambition de faire émerger des questions et 
d’essayer de rapprocher ces histoires que l’on 
découvre avec celles et ceux qui les regardent. 
De faire des liens entre le lointain, l’étranger et 
d’affirmer ce que nous sommes toutes et tous : 
des hommes et des femmes faisant partie inté-
grante du monde. Regarder, écouter, appartenir 
à quelque chose, trouver son identité. 

Créer un pont entre l’intérieur et 
l’extérieur
Que le film se passe ici ou ailleurs, la sélection 
que nous proposons pour ce programme en 
milieu carcéral est pensée afin que chacune 
des œuvres présentées fassent écho à ce qui 
peut être ressenti ou vécu quand on est pri-
vé de liberté. L’intérêt de ce programme est 
de favoriser les échanges, de décloisonner et 
de créer un pont entre l’intérieur et l’exté-
rieur, entre ce qui se joue dedans et dehors. 
Cinq semaines où chacune et chacun donne 
son opinion et partage humblement et avec 
émotion ce que le film a de semblable à sa 
propre histoire. Cinq semaines où les fron-
tières se gomment petit à petit, où elles se 
redessinent, rapprochant ainsi les lignes de 
démarcation, en poussant un peu les murs 

qui nous entourent : « J’apprécie de voir autre 
chose que mes quatre murs et en l’occur-
rence, une histoire qui me ressemble », confie 
une détenue. 

Cette année, un des trois documentaires 
en compétition, « The Sentence » de Rudy 
Valdez, relate l’histoire de la sœur du réali-
sateur, Cindy, purgeant une peine de 15 ans 
aux Etats-Unis pour avoir simplement été la 
petite amie d’un dealer. Rudy Valdez a filmé 
jusqu’à la libération de sa sœur, accordée par 
grâce présidentielle, l’ensemble de sa famille 
et du combat acharné qu’il faut mener pour 
ne pas éclater le noyau familial et maintenir 
le lien à tout prix. Ruth Dreifuss, ex-conseil-
lère fédérale et personnalité incontournable 
de la politique suisse, a accompagné les pro-
jections du film. Elle est à la tête et à l’origine 
de la Commission globale sur les politiques 
des drogues. Elle se bat aujourd’hui pour 
la dépénalisation de toutes les drogues et 
surtout pour la décriminalisation des délits 
mineurs qui y sont associés. 

Conduire l’émotion à une réflexion plus 
large
Avec générosité, bienveillance et humani-
té, Ruth Dreifuss a accueilli avec une émo-
tion palpable les témoignages de certains 
et certaines détenues. Des débats nourris 
et quelquefois passionnés ont permis de 
libérer une parole et de donner une place 
au ressenti souvent réprimé de certaines et 
certains des participants. En témoigne une 
des jurys : « Ce film me bouleverse car je me 
rends compte que ma famille endure peut-
être plus que moi mon incarcération. Quand 
ma fille me rend visite, elle ne me montre pas 
sa souffrance, elle fait tout pour me donner 
le sourire ». Le cinéma a cette particularité 
de provoquer des émotions. Ce que nous 
tentons de faire avec ce programme, c’est de 
conduire cette émotion à une réflexion plus 
large. Prendre la mesure de ce qu’implique 
un fait, un acte, une histoire. Avoir le courage 
de partager, échanger, prendre la parole en 
public, construire son propos, donner son 
opinion avec respect et sincérité. 

Claudia Dessolis est la 
chargée de projet au 
Festival international 
du film et forum sur les 
droits humains.
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Un signal fort de l’OCD
Les agents de détention ou des représentants 
de l’Office cantonal de la détention (OCD) 
avec qui nous travaillons coude à coude par-
ticipent également aux projections. Naissent 
alors des échanges inhabituels. Détenues 
et personnel pénitentiaire se redécouvrent 
sous un autre angle, un angle humain et 
bienveillant. Il est important de souligner 
que le fait que l’OCD permette au FIFDH de 
mener cette initiative envoie un signal fort 
aux détenues. L’institution qui les a conduits 
ici, cette institution qui dehors n’est pas ou 
mal respectée, offre une possibilité de se 
reconnecter et ouvre une fenêtre vers l’exté-
rieur au-delà de tout préjugé.

La réinsertion passe par différents ca-
naux et celui de la culture et de l’art en font 
indéniablement partie. La grande majorité 
des personnes incarcérées vont peu, voire ne 
vont pas du tout, au cinéma et encore moins 
dans un festival de film et de surcroît docu-
mentaire. Amener le festival là où il n’était 
pas attendu a été un pari fou mais un pari 
qui est aujourd’hui gagné. De plus, être jury 

d’un festival international du film est une 
grande responsabilité. Ce programme est un 
des piliers du festival. Cette initiative tend à 
ouvrir un champ nouveau sur le principe de 
désistance et de réinsertion. Avoir un accès 
à la culture, à l’art sous différentes formes, 
comme moyen d’expression, donne la légiti-
mité d’être autre chose, quelqu’un d’autre ou 
tout simplement affirmer qu’il est possible 
de se transformer. Avoir la légitimité d’appar-
tenir à un autre milieu et prendre la mesure 
de sa responsabilité est à mon sens une des 
clés pour s’en sortir. 

Après le film, l’ex-conseillère fédérale Ruth Dreifuss a 
écouté les témoignages des détenues.  
Photo : Etat de Genève
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« La pitié n’a pas sa place –  
rien ne saurait justifier  
le geste commis – mais la  
compassion est indispendable. 
Et on se demande parfois ce 
qu’on serait soi-même devenu 
si on avait eu le même vécu. »
Annette Keller, directrice de l’établissement pénitentiaire de Hindelbank  
(A – Die Wochenzeitung für St. Gallen, Gossau und Rorschach, 14 février 2019)
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Le Conseil-exécutif du canton de Berne a l’intention de moderniser le 
système d’exécution judiciaire en trois phases. Une décision concernant 
l’avenir de l’établissement pénitentiaire de Thorberg sera prise après 
2030. D’ici là, l’établissement sera maintenu en état de fonctionner et 
continuera d’être utilisé. 	 Photo : Peter Schulthess (2017)
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Coup d’œil au-delà des frontières. Les dialogues restauratifs entre 
victimes et auteurs d’infractions existent depuis près de 20 ans en 
Belgique. « Philosophie magazine » (2/2019) explique en quoi ils 
consistent à travers l’exemple de la rencontre entre Annemie et Ivan, 
l’homme qui a assassiné son frère quatre ans plus tôt. « Plus il par-
lait, et plus je me sentais guérir. Sa façon de me raconter l’histoire 
telle qu’il l’avait vécue, lui, me suffisait », déclare Annemie. « Ce que 
les psychiatres ne sont pas parvenus à faire, il l’a fait. Il m’a permis 
de continuer ma vie. » Photo : Keystone / Agence VU / Rip Hopkins.
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